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MANIFEST ÜBER DIE KORRUPTION DES SPANISCHEN JUSTIZSYSTEMS 

 

 

Mario Conde (Präsident der Banesto-Bank, einer der fünf größten spanischen Banken der 
1980er Jahre) beschreibt in seinem ersten Buch “El sistema: Mi experiencia del Poder” („Das 
System: meine Erfahrung mit der Macht“) (1994), seine Erfahrungen über die illegalen 
Beziehungen zwischen dem Finanzsystem, der Regierung, den Medien und der Justiz, die 
mutmaßlich ein korruptes, kriminelles System bilden. Die Kollusion ist publik und notorisch 
im Laufe der spanischen, demokratischen Geschichte zwischen den Regierenden und 
bestimmten stark regulierten Unternehmenssektoren, hauptsächlich mit dem Finanzsystem 
und den Telekommunikations- und Energieunternehmen. 

2015 sagt Herr Bárcenas (ehemaliger Senator und ehemaliger Schatzmeister der PP): "Mafia 
und Politik ist das Gleiche". In Italien und Spanien sind Politiker als „La Casta“ (die Kaste) 
bekannt, ein Name der an die Mafia erinnert. Im spanischen Parlament selbst, in der Sitzung 
vom 24. Februar 2015 in der Debatte zur Nation, bezeichnete ein Kongressabgeordneter den 
Präsidenten der spanischen Regierung als "Capo" (Mafia-Boss). Am 11. März 2015 sagte ein 
Abgeordneter "Uns regiert eine Mafia, die nicht an das Allgemeininteresse denkt, sondern 
nur an die eigenen Interessen“. im Video vom 10. Oktober 2015 spricht der Journalist Iñaki 
Gabilondo in seinem Blog http://blogs.elpais.com/la-voz-de-inaki/  von institutionellen 
Mafias. 

Am 13. März 2015, hat der demokratische Präsident von Venezuela, den spanischen 
Präsidenten als Diktator beschrieben. Dabei sei an den Autoritarismus des spanischen Königs 
erinnert, der am 10 November 2007 einen demokratischen Präsidenten anschnauzte: 
„Warum hältst Du nicht den Mund!“. Dieser Autoritarismus ist üblich in den spanischen 
Behörden und ist die Basis seiner Exzesse und der häufigen Verstöße gegen die 
Menschenrechte der Bürger. Der König musste wegen seiner Exzesse abdanken und Rajoy 
wird der erste spanische Präsident seit 30 Jahren sein, der sein Mandat nicht wiederholen 
wird. Die Medien werden nicht müde, Bilder von König Juan Carlos und dem spanischen 
Präsidenten zu zeigen und darauf hinzuweisen, dass sie umgeben waren von Mafiosi und 
anderen Kriminellen, die Jahre später verurteilt wurden. 

In einer Fernsehsendung Anfang Januar 2015, sagte Cristina Fallarás (Schriftstellerin und 
Medienjournalistin) "Wir befinden uns in einem kriminellen System". Eine Behauptung, die 
den Worten von Jean Ziegler (Schweizer Parlamentarier, Professor für Soziologie und 
Vizepräsident des Beratenden Ausschusses des Rates für Menschenrechte der Vereinten 
Nationen) entspricht, der im Juni 2012 sagte: "Wir leben in einer kriminellen und 
kannibalischen Weltordnung". Der Journalist Esteban Urreiztieta, sagte in einer 
Fernsehsendung 2015: "Das System ist völlig verrottet". 

Mit anderen Worten erklärt es Elena Vicente, Präsidentin von ACCORS (Verein gegen 
Korruption und für soziale Erneuerung). Sie sagt über die Korruption in Spanien "Es ist 
systemisch und hat Auswirkungen auf alle Bereiche" (Seiten 12 bis 17, im Artikel mit der 
Überschrift: "Spanien ist krank vor Korruption"). Der Gründungspräsident des Vereins AJURA 
erreichte, dass in Spanien zum ersten Mal ein Richter verurteilen wurde. Auf seiner Website 
kann man lesen: "Spanische Institutionen: Korrupt!", "Aus ihrer Institutionen wird eine 
totalitäre Macht ausgeübt".  

Am 4. April 2016 behauptete ein spanischer Universitätsprofessor, in einem Interview, dass 
die spanische Krise auf die institutionelle Korruption zurückzuführen ist, und er urteilte: 
"Wenn Spanien die Organe hätte, wie es die Schweden haben, würde Spanien Fortschritte 
haben wie es Schweden hat". 

Am 07.06.2015, in einem TV-Programm mit einer großen Zuschauerschaft, sagte ein 
Armeekommandant, dass es während des Übergangs zu einer Vereinbarung kam damit der 
Verteidigungsminister keiner vom Militär wäre wie bisher und als Gegenleistung dafür, sich 
die Regierung nicht in die internen Abläufe beim Militär einmischen würde. Was zu einer 
systemischen Korruption geführt hat. Jahre später, sollte etwas Ähnliches mit der Justiz 
geschehen. 1985 wurde das neue Organgesetz des Justizsystems politisiert. Es muss daran 
erinnert werden, dass die Regierung der Justiz geringe Ressourcen zugewiesen hat, im 
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Austausch dafür sich jeglicher Einmischung in seine Funktionsweise enthält, dies verursachte 
eine korrupte Justiz, eine Dysfunktion der Rechtsstaatlichkeit und einer Demokratie, die in 
politischer Hinsicht minderwertig ist oder wo einfach nur ein Diktator gewählt wird. 

In einem Artikel, erschienen in einer der großen spanischen Zeitungen am 9. April 2010, 
hieß es: „Die alte, aber aktuelle Maxime von Alfonso Guerra: „Der, der sich bewegt, 
erscheint nicht auf dem Foto" "; Diesen Satz sagte Herr Guerra, noch als Vize-Präsident der 
spanischen Regierung, während der erstens Hälfte der 1980er Jahre. Im Jahr 1985 eliminiert 
die Regierung die Unabhängigkeit der Justiz durch das Organgesetz des Justizsystems. Seit 
der oben genannten Foto-Warnung wissen die spanischen Behörden, dass sie Korruption und 
institutionelle Kriminalität verschleiern müssen, wenn sie gedeihen wollen. Logischerweise 
fördert es Korruption - in diesem Kontext der Straflosigkeit - dass ohne Kontrolle letztendlich 
in einem mafiösen und kriminellen System endet. 

Diese Situation ist beschrieben worden, im Bericht des GRECO (Staatengruppe gegen 
Korruption), veröffentlicht im Jahr 2014 (Seiten 12-57), wo es heißt: "Die Gerichte wurden 
überschwemmt mit rund 800 Fällen von Korruption in den letzten fünf Jahren", und 
reflektiert die systemische Korruption der „La Casta“ (die Kaste). Zuvor wurde eine korrupte 
politische Struktur beschrieben: "Ein solches System favorisiert Parteitreue über die Loyalität 
gegenüber den Wählern und daraus resultiert, dass Fraktionen fest im Griff gehalten werden 
und eine strenge interne Disziplin auf die Parlamentarier als Individuen ausgeübt wird“. Des 
Weiteren heißt es: "Die Verfassung spezifiziert die wichtigsten Funktionen des CGPJ, z.B. die 
Anstellung, die Beförderung und die Disziplin der Richter", "Der Verfassung nach, wird das 
CGPJ gebildet von einem Präsidenten des Obersten Gerichtshofs, der den Vorsitz im CGPJ 
hat, zusammen mit weiteren 20 Mitgliedern. […] Ab 1985 übernahm das Parlament die 
Verantwortung für die Ernennung aus der Kandidatenliste, die von den Verbänden der 
Richter vorgeschlagen werden." " 

Daher steuern die Kuppeln der „La Casta“ (die Kaste) die Justiz. In den Medien heißt es so 
schön, dass mit der Politisierung der Justiz seine Funktionsfähigkeit korrumpiert wurde; 
allerdings stimmt das nicht, weil die Justiz bereits ein korruptes System während des 
Franco-Regimes war, obwohl es richtig ist, dass neue Korruption hinzugekommen sind.  

Abschließend beschreibt GRECO die funktionale und wirtschaftliche Abhängigkeit der 
Staatsanwaltschaft gegenüber der Regierung, unter Betonung seiner Befremdung von 
folgendem: "Der Generalstaatsanwalt wird von der Regierung gewählt". Auffallend ist, dass 
dieser Bericht sich auf den Zusammenhang von Korruption der Politik mit der Korruption der 
Justiz bezieht. Letztendlich kontrollieren die politische Parteien die drei klassischen 
öffentlichen Gewalten: Legislative, Exekutive und Judikative. Diese Aufhebung der 
Gewaltenteilung führt dazu, in der Tat, dass Politiker die drei Gewalten verwalten. Es sei 
darauf hingewiesen, dass der Bericht 800 Fälle von politischer Korruption betrifft; es ist 
daher eine korrupte politische Klasse, die die drei Staatsgewalten steuert. 

Die Politisierung zerstört die Rechtsstaatlichkeit, wie es die zahlreichen Verurteilungen des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Straßburg an das Königreich Spanien 
belegen. Ebenso spiegeln die Meinungsumfragen der öffentlichen Einrichtung „Centro de 
Investigaciones Sociológicas CIS“ (Zentrum für soziologische Untersuchungen) wider, dass 
die Mehrheit der Spanier alle spanischen Institutionen für Korrupt halten. Es sei darauf 
hingewiesen, dass das Cover der New Times, Fragen über die Herkunft des Vermögens von 
König Juan Carlos von Spanien stellt, ebenso wie die Steueranzeige von AJURA gegen diesen 
und seinen beiden Schwestern wegen ihres Kapitals in Steueroasen, die in einer der großen 
spanischen Zeitungen veröffentlicht wurde. 

Im EU-Bulletin (Januar 2016) heißt es: Über die Annahme einer Resolution in Bezug auf die 
Justizkorruption, basierend auf einem Bericht von Kimmo Sasi (Finnland, EPP/CD), sagten 
die europäischen Parlamentarier, dass die Judikative als eines der korruptesten Institutionen 
in Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Bulgarien, Kroatien, Georgien, Litauen, Moldawien, 
Portugal, Russland, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien und  in der Ukraine 
wahrgenommen wird. 

"Die Parlamentarische Versammlung betrachtet die Justizkorruption als eine 
besorgniserregende Angelegenheit, die die Fundamente der Rechtsstaatlichkeit untergräbt 
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und gleichzeitig die Möglichkeit der Korruptionsbekämpfung in anderen Sektoren der 
Gesellschaft untergräbt“, dies ist, was die Resolution 2098 (2016) wortwörtlich sagt, 
motiviert durch das Ergebnis-Barometer von Transparency International. Inhaltlich macht 
der Bericht auch klar, dass diese Art von Korruption "ernsthaft den Schutz der 
Menschenrechte verhindert und, genauer gesagt, die justizielle Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit, zugleich das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Gerichtsbarkeit, das 
Legalitätsprinzip und die Rechtssicherheit schwächt“ (Seiten 58 und 59). 

Cristina Fallarás sagte im Programm von "La Mañana" des Fernsehsenders „Cuatro“ am 
12.03.2015: "In diesem Land werden die Menschenrechte nicht respektiert". Der 
Innenminister sagte in einem Interview während der Fernsehsendung „Salvados“ am 
02.01.2015, dass ihn die Menschenrechte nicht interessieren; für diese Person rechtfertigt 
der Zweck die Mittel, er ist der Auffassung, dass es Vorrang hat die Polizeigewalt zu 
vertuschen, obwohl es Tote gibt, und dass keine Immigranten nach Spanien kommen. Am 9. 
April 2016 missachtete der Minister erneut verächtlich die Menschenrechte  in der 
Fernsehsendung „La Sexta Noche“, nahm Ihnen die Bedeutung: „Es ist gleich wie in anderen 
Ländern“. Der Minister hat die Mentalität der Franco-Diktatur geerbt. 

In den vergangenen Jahren erschienen Bücher über die Korruption des Justizsystems, wie 
“Abusocracia. España: Un Estado sin Derechos” (2011) (Missbrauch-kratie. Spanien: eine 
Staat ohne Rechte), wo ich meine Erfahrung mit der korrupten spanischen Justiz beschrieb. 

Der Richter Elpidio José Silva, sagte 2013 (Seiten 88-94): "Die Mutter der Korruption ist die 
Justiz"; über die Gerichtskorruption schrieb er das Buch "Gerechtigkeit zwangsgeräumt" 
(2014), wo er Zeugnis über die Korruption ablegt, die er selbst erlitt (siehe Zeugnis). 
Anschließend wurde in der Sendung "La Mañana" des Fernsehkanals „Cuatro“ am 
23.02.2015 gesagt, dass Gerichte die Vertuschung der Korruption in der erster Instanz 
bestätigen. Wie schon erwähnt, berichten Journalisten und Fernsehkommentatoren oftmals 
darüber, dass die Richter des Obergerichts und die der Tribunale den niederträchtigen 
Interessen von Politikern dienen. Diese Aussagen stimmen mit dem überein, was wir Führer 
von einigen Verbänden für Justizopfer verurteilen. 

Im Jahr 2015 wurde das Buch von Antonio Martinez Marin “Consejo General del Poder 
Judicial. Jueces, corrupción, e independencia” (Allgemeiner Rat der Justiz.  Richter, 
Korruption und Unabhängigkeit) veröffentlicht. Diese Buch bezieht sich darauf, dass der 
spanische Rechtsstaat willkürlich ist und dessen Korruption bei den Mitgliedern des CGPJ,  
den Richtern der Gerichtshöfe und der Justizverbände begründet ist. 

"Es ist nützlich die Existenz der Justizkorruption zu erkennen. Weil niemand Leben und die 
Realität ausblenden kann. Aber auch weil erst ab dieser Erkenntnis, Mechanismen der 
Prävention und Repression implementiert werden können." (Richter Antonio Seoane García). 

"Die Richter des Obersten Gerichtshofs werden von politischen Parteien gekauft" (TV-
Programm „Al Rojo Vivo de La Sexta“ am 15.02.2016) 

Das Justizsystem schleppt schlechte Praktiken der Franco-Diktatur, oder auch frühere, mit 
sich. Einschließlich der Opazität und Straflosigkeit der korrupten und vermutlich kriminellen 
Justizbehörden, noch verstärkt durch die Politisierung der Justiz 1985. Die niedrige Qualität 
der Legislative (schlechte Gesetze) verarmt mit schlechten Urteilen, die die Rechtsprechung 
schaffen. Diese Situation hat den spanischen Staat dysfunktional gemacht, wie von der 
Mehrheit der Spanier bestätigt, die die justiziable Dienstleitung suspendiert, bezogen auf die 
die CIS-Umfragen von 2002 bis 2011, mit Ausnahme von 2005. 

Laut Eurobarometer der Europäischen Union von 2011, glaubten 41% der befragten Spanier, 
dass die Korruption unter den Mitgliedern der Justiz weit verbreitet sei (Bericht GRECO). 
Laut der Eurobarometer-Umfrage von 2014, glauben 41% der Befragten, dass kollektive 
„Bestechung und Machtmissbrauch zur eigenen Bereicherung“ weit verbreitet sei, 41% der 
Befragen glauben, dass es bei der Polizei üblich ist und 31% glauben es von der 
Staatsanwaltschaft. 

Anwälte sind Teil des Problems, weil sie das Gesetz nicht repräsentieren. In den meisten 
Fällen sind sie schlechte Fachleute und die anderen haben es sich in der Justizkorruption 
eingerichtet, die in der Regel ihre Kunden betrügen mit Hilfe der Straflosigkeit, die ihnen die 
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Dysfunktion der Rechtsstaatlichkeit ermöglicht und die durch die Berufsverbände gedeckt 
werden. Es ist eine Tatsache, dass es einen Nichtangriffspakt zwischen Richtern und 
Rechtsanwälten gibt, der sich in zahlreichen Gerichtsurteilen widerspiegelt wo, nachdem die 
Performance des Anwaltes evident ist, die Richter nicht dem Gesetz entsprechend handeln, 
dass sie verpflichtet die Anwaltskammer zu informieren, falls es sich dabei um einen 
Disziplinarverstoß handelt.  

Die Dysfunktion des Justizwesens ist schwerwiegender und hat tödliche Folgen, wie im Falle 
der 43 Toten des Metro-Unfalls in Valencia am 3. Juli 2006 (http://0responsables.com), im 
Fall von „Ciudad Muerta de Barcelona“ (Ein Dokumentarfilm mit dem Titel „Dead City von 
Barcelona“) mit einem Selbstmord im April 2011 wegen einer korrupten Inhaftierung, 78 
Tote beim Zugunglück in Galizien am 24. Juli 2013 und 12 Tote täglich durch Impfung von 
Patienten mit Hepatitis. 

Der oben genannte GRECO-Bericht erwähnt, dass es in Spanien: "Seit 1998 acht 
Verurteilungen wegen Amtsmissbrauch gab“ und dass niemals ein Staatsanwalt verurteilt 
wurde. Das ist eine Situation, die nicht kompatibel ist mit dem, was im gleichen Bericht der 
GRECO, unter anderem gesagt wird: "Der Eurobarometer von 2011 enthüllt, dass 41% der 
befragten Spanier denken, dass die Korruption unter den Mitgliedern der Judikative weit 
verbreitet ist (Der EU-Durchschnitt beträgt 32%), „. Dieser Gegensatz zeigt, dass zahlreiche 
kriminelle Aktivitäten der Staatsanwälte und Richter in Spanien verschleiert werden. 

Hinsichtlich der besagten Politisierung der Staatsanwaltschaft ist es allgemein bekannt, dass 
wenn es von Interesse ist oder man es befiehlt, sie ihre Pflichten vernachlässigen und als 
Verteidigungsanwalt der Korrupten agieren. In diesem Zusammenhang sei auf die öffentliche 
Anprangerung über die vermutlich kriminellen Handlungen der Staatsanwaltschaft in Fällen 
von besonderer Bedeutung hingewiesen, zu finden auf der Website der Gewerkschaft „Manos 
Limpias“ (Seite 96). Sowie die Anzeige von AJURA gegen drei ehemalige 
Generalstaatsanwälte, die die mutmaßlichen kriminellen Handlungen des ehemaligen 
Präsidenten der spanischen Regierung Aznar gedeckt haben. 

Der Rechtsanwalt Gonzalo Boye Tuset, international bekannt für seine Verteidigung der 
Menschenrechte, sagte, dass in allen Fällen der politischen Korruption, es die Privatklagen 
oder die von öffentlichen Personen waren, die die Verfahren vorangetrieben haben, während 
die Staatsanwaltschaft nichts getan hat; Wenn das wahr wäre, könnten die Staatsanwälte 
strafrechtlich gehandelt haben wegen der Nichtverfolgung von Straftaten. Aus diesem Grund 
kann man fragen, ob die spanische Staatsanwaltschaft wie eine kriminelle Organisation 
handelt. Vergessen wir nicht, dass es üblich ist, die spanischen politischen Parteien als 
"Organisierte Banden für die Plünderungen von Spanien" und als "Kriminelle Organisationen" 
zu definieren. 

Der Journalist Eduardo Inda behauptete in der Fernsehsendung „La Sexta Noche“  am 9. 
April 2016, dass der Anti-Korruptions-Staatsanwalt, in Bezug auf die  Attika des Präsidenten 
der autonomen Region von Madrid, die Ermittlungen ausbremst. 

Wenn eine Behörde in Spanien die Rechte einer Person verletzt, und diese Person es 
individuell oder kollektiv reklamiert, handelt das System gegen sie, verletzt eklatant ihre 
Rechte um sie einzuschüchtern, so dass sie aufhört weiterhin ihre Rechte einzufordern. 
Gemäß den Worten der Mehrheit der Opfer des Justizsystems, handelt das System wie eine 
Mafia. Die in den Zeugnissen der Opfer genannten Bedrohungen sind: Repressalien bei 
Steuern und Justiz, Kündigung der Arbeitsstelle, etc.  

Es ist ebenfalls üblich, dass bei Opfern die sich über die polizeiliche und justizielle Korruption 
beschweren, eine nicht existierende psychiatrische Störung deklariert wird,  so wie es noch 
vor einem Jahrhundert der Fall war, bis ein Opfer erreichte, das die ersten Gesetze in 
Spanien erlassen wurden, die aber in der Regel eingehalten werden. 

Diese Repressalien geben Anlass zu behaupten, dass wir ein kriminelles oder ein Mafia-
System haben, in welchem Behörden die Verwundbarkeit ihrer Opfer ausnutzen und 
diejenigen, die die systemische institutionelle Korruption anprangern, malträtiert werden, in 
der Absicht sie zu zerstören. 
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Die Asociación de Usuarios de la Administración de Justicia (AUSAJ) (Verwenderverband der 
Rechtspflege) qualifiziert die spanischen Justizbehörden folgendermaßen:  „Delinquenten, 
die mit größter UNVERFRORENHEIT handeln“, mit WILLKÜHR, KORRUPTION und 
EINSCHÜCHTERUNG, aufgrund ihrer STRAFFREIHEIT und UNVERANTWORTLICHKEIT  
(http://www.ausaj.org). 

Mit anderen Worten drückte sich Andoni Gomez Corcuera aus, Verwaltungsrats-Sekretär des 
Verbandes für Justizopfer in seinem Videozeugnis, verfügbar unter  
http://www.victimasdelajusticia.es/videotestimonios/Video/Random/Andoni-Gomez : 

... Ich würde gerne wissen, ob es jemanden in diesem Land gibt, der mir sagen kann, 
dass wenn ein Bürger zu Unrecht verurteilt wird und dieser Bürger versucht die 
Wahrheit zu beweisen: warum ist die Justiz weit davon entfernt zu helfen und zu 
erleichtern dass die Dinge sich klären, warum werden so viele Hindernisse gemacht, 
so dass sie dem Bürger das Leben unmöglich machen, um seine Existenz zu 
verbittern und ihn im Unglück verrotten zu lassen? Und heute finde ich, dass die 
verschiedenen Bereichen des Lebens in diesem Land, die angeblich existieren, und 
wenn der hilflose Bürger sie in Anspruch nehmen möchte, taugen sie für absolut 
nichts. Insgesamt, bis heute finde ich, dass eine schwerwiegende Ungerechtigkeit 
begangen worden ist und jeder, der an dieser großen Ungerechtigkeit beteiligt 
gewesen ist, ist an einer großen Lüge beteiligt. 

Im gleichen Sinne äußerte sich der Anwalt Gabriel Ruiz Garcia, Präsident der „Asociación 
Justicia para todos“ (Vereinigung Justiz für alle), auf seiner Website 
http://www.justiciaparatodos.org : 

Unsere Erfahrung ist, dass das Landgericht (Audiencia Provincial) von Palencia, 
Urteile der ersten Instanz ohne weitere Argumentation ratifiziert. Somit führt es zu 
mehr Kosten. Obwohl es bereits ausreichend ist, dass man nicht bezahlt bekommt 
was geschuldet wird, werden einem zusätzlich die Kosten der erster und zweiter 
Instanz auferlegt. 

Im selben Sinne  äußert sich der Anwalt Ruiz über die Audiencia Provincial von Alicante. 

Meine Erfahrung mit der Audiencia Provincial von Madrid (APM) und von Avila (APAV) deckt 
sich mit den Äußerungen von Herrn Ruiz, deshalb prägte ich die Begriffe: Fachleute zur 
Verschleierung der institutionellen Korruption (PECIs) und Fachleute zur Verschleierung  der 
mutmaßlichen institutionellen Kriminalität (PEPDIs), um sieben Richter des APM zu 
qualifizieren, die mehr darüber besorgt waren die eklatant ungerechten Entscheidungen in 
erster Instanz zu decken, als in erster Linie das Gesetz durchzusetzen. 

In zwei Berufungsverfahren, die für Vorstände des Vereins für Justizopfer „Asociación de 
Víctimas de los Profesionales del Estado de Derecho“ die 2015 eingereicht wurden, mussten 
wir wegen rechtswidrigen Handlungen bei sechs Strafkammern der Audiencia Provinicial von 
Madrid (APM) Ablehnungsgesuche stellen. Das APM hat fünfzehn Strafkammern, bei 40% 
davon wurde ein Befangenheitsantrag gestellt; daher stellt sich die Frage, ob gesagt werden 
kann, dass das APM eine mutmaßlich kriminelle Vereinigung ist. Außerdem, betraf eine 
dieser Beschwerden fünf Polizeichefs und zahlreichen Polizisten der Guardia Civil. Die andere 
Beschwerde betraf "14 Richter, 11 Staatsanwälte (einschließlich des Generalstaatsanwalts), 
und zahlreiche Gerichtsbedienstete von Arganda del Rey (Madrid)". In diesen beiden Fällen 
ist die Vertuschung der mutmaßlichen institutionellen Kriminalität ziemlich dreist. 
Verständlicherweise haben wir die intervenierenden drei Richter und sechs Magistraten des 
APM angezeigt. Eine weitere Strafkammer des APM wurde in letzter Minute hinzugefügt. 

In Bezug auf die Richter der höheren Gerichte (Tribunales Superiores) sei darauf 
hingewiesen, dass der ehemalige Richter Elpidio Silva sagte, dass sie wissen um was sie 
gebeten werden, d.h. die institutionelle Korruption zu verbergen, was die Priorität in allen 
spanischen Institutionen ist. 

Die Präsidenten der Landesgerichte sind gleichzeitig Richter des Obersten Gerichtshofs, 
weswegen niederträchtige Interessen bei der Verarbeitung von außerordentlichen 
Berufungen von Landgerichten vor dem Obersten Gerichtshof bestehen. Deshalb können wir 
sagen, dass diese Beziehung gegen das europäische Menschenrecht auf ein unabhängiges 
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und unparteiisches Gericht (EGMR 6.1) verstößt. In Spanien gibt es weder unabhängige, 
noch unparteiische Gerichte. 

Folgende Zeugnisse von Justizopfern stehen zur Verfügung: 

1.-Maria Flora Villar Molina, Vereinssekretärin der „Asociación de Víctimas de los   
Profesionales del Estado de Derecho“ 
2.-Silvia Villullas, Anwältin. 
3.-Fall „Elena“, „Asociación Justicia para todos“. 
4.-Fall „José Manuel“, „Asociación Justicia para todos“. 
5.-Fall „Negur 2000“, „Asociación Justicia para todos“. 
6.-Fall „Pinturas y Escayolas”, „Asociación Justicia para todos“. 
7.-Richter Elpidio Silva Pacheco, Auszug aus dem Buch “La justicia desahuciada” 
(Gerechtigkeit zwangsgeräumt). 
8.-Tomás F. Ruiz, Journalist 
9.-Francisco Javier Marzal Mercader, Präsident der „Asociación de Víctimas de los 
Profesionales del Estado de Derecho“. 

Der Fall des Niederländers Roman van der Dussen, spiegelt die Funktionsweise des 
spanischen Justizsystems wider. Die Polizei manipuliert die Beweise, der Richter lässt die 
manipulierten Beweise zu, lehnt aber wiederum die Beweise ab, die seine Unschuld 
beweisen, um ihn zu verurteilen. Auf diese Weise verbessern sich einerseits die Statistiken 
und andererseits wird es vor der Öffentlichkeit verschwiegen, denn dies sind die  beiden 
wichtigsten Anliegen dieser verabscheuungswürdigen Menschen. Später wird die zuvor 
erwähnte polizeiliche und justizielle Korruption von den Richter des Landesgerichtes, des 
Obersten Gerichtshofs und des Verfassungsgerichts, verschleiert. Sieben Jahre nach der 
strafrechtlichen Verurteilung war bekannt, wer der Täter der angeblichen Verbrechen war, 
aber man beließ ihn sechs weitere Jahre im Gefängnis, damit die genannten polizeilichen und 
justiziellen Delikte verjähren. Das Opfer selbst, erklärt das Ergebnis der systemischen 
Dysfunktion des spanischen Rechtsstaates folgendermaßen: Meine 13 Jahre im Gefängnis 
waren nützlich um zu wissen, dass "die spanischen Gefängnissen voller unschuldiger 
Menschen sind". Wer ist krimineller, die spanischen Behörden, einschließlich Polizei und 
Justiz, oder die Gefangenen? Sein Anwalt beschreibt, welche gerichtliche Tortur durch Polizei 
und Justiz, das Opfer erlitten hat. 

Am 10. Mai 2015 sagte, der von den Medien sogenannte “Pequeño Nicolás”, in einer 
Fernsehsendung nachdem er die kriminellen Handlungen des Richters beschrieben hatte, der 
den Verdachtsfall gegen ihn instruierte, dass er nicht an Gerechtigkeit glaubt. Der große 
Nicolás ist ein Beweis für die systemische Korruption in der Regierung, Polizei und Justiz, 
akkreditiert die Meinung derjenigen die sagen, dass Spanien ein korruptes, kriminelles und 
mafiöses System hat. 

Zusätzlich zu dieser assoziativen Bewegung der Opfer des Justizsystems, gründeten wir drei 
Verbände Anfang 2015 die „Federación por la Razón del Derecho“, die das Ziel hat 
bestimmte Gesetzesänderungen zu fördern, die es ermöglichen die Straflosigkeit in der 
Justiz zu beenden. Des weiteren zur "Förderung der Einhaltung der Anti-Korruptions-
Maßnahmen, die im Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption im Jahr 2003 
vorgeschlagen wurden". Spanien verpflichtete sich dieses Abkommen zu verabschieden, hat 
es aber in all den Jahren nicht getan. Diese assoziative Bewegung verbindet und ergänzt die 
großartigen und zahlreichen Verbände, die die Menschenrechte verteidigen, die gegen 
Polizeigewalt und Diskriminierung arbeiten, die in unserer Gesellschaft üblich sind. 

Außerdem erschien, als Reaktion auf die institutionelle systemische Korruption, die soziale 
Protestbewegung 15-M, über die die Weltpresse berichtete und aus der die politische Partei 
„Podemos“ ihren Ursprung hat. In weniger als einem Jahr verdrängt „Podemos“ die 
sozialistische Partei PSOE an die zweite Stelle und beendet damit das Zweiparteiensystem 
PP-PSOE zum ersten Mal seit mehr als 30 Jahren. „Podemos“ und „Ciudadanos“ sind zwei 
neue Parteien. Sie sind laut offizieller Umfrage, von den vier Fraktionen, die Partei mit der 
größeren Abstimmungsabsicht. Während der Sitzung zur Lage der Nation 2015 im 
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spanischen Parlament, waren sie nicht vertreten, was denjenigen Recht gibt, die über die 
Kaste sagen „Sie repräsentieren uns nicht!“ 

 

Die Statistiken sind verheerend. Im Bericht "Gerechtigkeit in Daten" aus 2013 des „Consejo 
General del Poder Judicial“ (Generalrat der rechtsprechenden Gewalt) heißt es: 

 Erledigte Verfahren in allen Gerichtsbarkeiten: 8.875.557 

 Erledigte Verfahren in Zivilprozesssachen: 1.814.394 

  Erledigte Verfahren in Strafprozesssachen: 6.392.637 

Zivilgerichtsbarkeit 

 Zugelassenen Verfahren je Richter: 623,9 

  Gefällte Urteile je Richter: 178,4 

 Abgewiesene Verfahren je Richter (Berechnung nach obigen Zahlen): 71,40 % 

 Abgewiesene Zivilverfahren (Berechnung nach obigen Zahlen): 1.295.580  

Zivilverfahren erfordern einen Rechtsanwalt. Demnach stellt sich die Frage: Wer hat 
das Justizopfer betrogen, welches diese Gerichtsbarkeit in Anspruch genommen hat, der 
Rechtsanwalt, der Richter oder beide? 

Strafgerichtsbarkeit 

 Zugelassenen Verfahren je Richter: 2.277,8 

  Gefällte Urteile je Richter: 258,2 

 Abgewiesene Verfahren je Richter (Berechnung nach obigen Zahlen): 88,66 %  

 Abgewiesene Strafverfahren (Berechnung nach obigen Zahlen): 5.667.712  

Die meisten Verfahren werden ohne jegliche Untersuchung des Sachverhaltes und unter 
Verstoß der Ermittlungsbestimmungen rechtswidrig eingestellt. Diese Entscheidung wird dem 
Beschwerdeführer nicht mitgeteilt, der nun in völliger Hilflosigkeit vor der gerichtlichen 
Opazität zurückbleibt, inklusive allerlei Hindernissen bei Gericht, das die Rechtsvorschriften 
nicht eingehalten hat. Das Justizsystem hat einen abschreckenden Charakter, da es den 
illegitimen Interessen der „La Casta“ (die Kaste) dient, anstatt im Dienst der Bürger als 
öffentliche Dienstleistung. 

Wenn ein Strafverfahren wegen Fahrlässigkeit des Rechtsanwaltes eingestellt wird, haben 
Richter die gesetzliche Verpflichtung die Rechtsanwaltskammer darüber zu benachrichtigen, 
was sie nicht tun. Somit ist es ein ungerechtes System, das Menschen zu Opfern macht. Die 
meisten Strafverfahren werden per Anzeige eingeleitet die keinen Anwalt benötigen. In 
Fällen bei denen Anwälte hinzugezogen werden, darf die Frage gestellt werden: Betrügen 
uns die Anwälte oder agieren Staatsanwälte und Richter kriminell und decken die 
Beschuldigten? 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die meisten Konflikte die gerichtlich 
eingereicht werden, ohne eine Verurteilung eingestellt werden. Haben wir in diesen 
6.963.292 Fällen versucht die Gerichte zu täuschen? oder ist das Gegenteil der Fall: 

 

Diese Statistiken zeigen, dass die meisten Staatsanwälte und Richter in einer 

mutmaßlich korrupten und kriminelle Weise handeln. 

 

In der Studie des Finanzministeriums zum Thema „Qualität und Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Dienstleistungen" (2015), heißt es über die Zufriedenheit mit der Rechtspflege: 
„Wie wir gesehen haben ist dies ohne Zweifel der schlechteste Wert aus den zehn 
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analysierten Jahren die wir ermittelt haben, nicht nur in den letzten Jahren, sondern das war 
auch schon in den 90er Jahren so.“ 

Aus all diesen Gründen sollte daran erinnert werden, dass die unerlaubte Vereinigung ein 
gewöhnliches Vergehen bei den Tätigkeiten der spanischen Behörden ist. Eben genau wegen 
der mutmaßlichen Verübung dieses Delikts, habe ich mehr als zehn Staatsanwälte, mehr als 
zehn Richter, mehr als sieben Rechtspfleger, mehrere Polizeichefs und dutzende Polizisten 
der Guardia Civil angezeigt. Sowie eine Prozessbevollmächtigte (Procuradora), die 
mutmaßlich unerlaubt mit einem Rechtsanwalt verbunden war um mich zu betrügen, 
wahrscheinlich um einen Teil der oben genannten Aktionen der Guardia Civil zu decken. 

Im Hinblick auf die Polizeikräfte, die auch Teil des Justizsystems sind, sagte in einer 
Fernsehsendung am 25. April 2015 der Geschäftsmann Álvaro Pérez, besser bekannt als "El 
Bigotes“, dass er gefoltert wurde als er festgenommen worden war. Ein Journalist sagte, 
dass er nicht glaube, dass diese Dinge in Spanien geschehen würden, aber der bekannte 
Journalist Melchor Miralles erklärte, dass er glaube, dass "El Bigotes“, gefoltert wurde, 
hinzufügend, dass Misshandlungen durch die Polizei häufiger vorkommen als die Leute 
denken, aber sich die Opfer nicht trauen würden das anzuzeigen. Am 27. April 2015 
behauptet der gleiche Journalist, Opfer einer polizeilichen Falschaussage gewesen zu sein. 
Wie ich in meinem angefügten Zeugnis erkläre, war ich selbst Opfer von drei illegalen 
Festnahmen, Misshandlung, Dokumentenfälschung und falschen Zeugenaussage mehrerer 
Polizisten der Guardia Civil. Sie handelten wie eine Mafia gegen mich, einer fünfzigjährigen 
Person ohne Polizeiakte und die noch nie angezeigt worden war. Die Aktionen gegen meine 
Person werden gedeckt, bis zum heutigen Tag, durch mehrere korrupte Richter und 
Staatsanwälte, sowie durch Polizeichefs einschließlich des Polizeidirektors der Guardia Civil, 
sowie durch das Innenministerium. Darum frage ich mich Folgendes über diesen nationalen 
Sicherheitskörper: Waren es kriminelle Aktivitäten oder sind die Polizeikörper mafiöse 
Organisation in denen Verbrechen durch das Innenministerium und deren Führer 
angetrieben wird? 

Im jährlichen Bericht der USA über die Menschenrechte in Spanien im Jahr 2014, wird Bezug 
genommen auf das Fehlen von Berichten der spanischen Regierung über Tötungen durch die 
Polizei, wie von Amnesty International angeprangert. Der Bericht besagt, dass es 
Misshandlungen durch die Polizei gab, aber diese von Richtern manchmal gedeckt würden; 
ebenso reflektiert der Bericht der NGO „Verhütung von Folter“ aus 2013, dass 47 Menschen 
in Polizeigewahrsam ums Leben kamen. (SPAIN 2014 HUMAN RIGHTS REPORT) (Seiten 60 
bis 80) 

Kurz gesagt, spiegeln die Berichte wider, dass in Spanien die Menschenrechte von den 
Polizeibehörden oftmals verletzt werden, gedeckt von der (Politiker)-Kaste und von den 
Justizbehörden. Die Verschleierung der kriminellen Aktivitäten von der politischen Führung 
und der Justiz fördert logischerweise die polizeiliche Kriminalität, macht sie 
gewohnheitsmäßig, so dass wir sagen können, dass die spanischen Polizeikörper eher eine 
Mafia als eine öffentliche Dienstleistung sind. 

"Der Staat hat dem Ausschuss gegen Folter [der UN] eingestanden, dass von 4211 
strafrechtlich angezeigten Beamten zwischen 2009 und 2012, nur 29  verurteilt wurden" 
(http://www.lamarea.com/2016/04/05/84200 /) 

In 2014 haben mehrere gemeinnützige Organisationen den Innenminister aufgefordert, 
Statistiken über Polizeigewalt zur Verfügung zu stellen. Der Innenminister hat auf keine 
dieser Anfragen reagiert. Erinnern wir uns daran, dass diese Person die Spanier über die 
Todesfälle in Ceuta getäuscht hat und die Tatsachen leugnet. Logischerweise wird mit der 
Verschleierung von Polizeigewalt, diese durch die Kaste weiter vorangetrieben. Der bekannte 
Journalist Jordi Évole, machte in seiner Fernsehsendung am 15.02.15 evident, dass es die 
Priorität des Ministers sei, die Polizeigewalt zu vertuschen. Angesichts der Kritik innerhalb 
der Europäischen Union 2015, auf die Verabschiedung des „Knebelgesetzes“ um die 
Polizeigewalt zu verbergen und diese zu fördern. 

Die juristische Website legaltoday.com, veröffentlichte am 07.06.2016 in Bezug auf den 
Verband der Richter für Demokratie in 2016, folgendes: 
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 „Es ist erforderlich damit Schluss zu machen, gerichtlich, aber auch politisch und 
 sozial, mit der Ignoranz und Geheimhaltung, die die Folter stützen und nähren, 
 die unter uns bleibt, dank den Strategien der Verhüllung, Verschleierung und 
 Geheimhaltung, sowie dem Mangel an Interesse an der  obszönen Realität“ sagen 
 die Richter für die Demokratie. 

 Dieser Berufsverband der Richter erinnert auch daran, dass der Europäische 
 Gerichtshof für Menschenrechte Spanien verurteilt hat. Folgendes sagte der 
 Verband: „mindestens acht Mal, zuletzt im Fall Beortegui Martinez am 31. Mai 
 2016, weil keine effektive und eingehende gerichtliche Untersuchung durchgeführt 
 wurde, bezügliche der Vorwürfe wegen Folter während der Isolationshaft, in  Bezug 
 auf Terrorismus“. 

 "Die Richter für Demokratie schmerzt dieses neue Urteil sehr, das Richter und 
 Gerichte unmittelbar betrifft, und deren zu leistende Gerichtsbarkeits-Garantie um 
 die Rechte der Menschen zu schützen und alle Vollmachten der Rechtmäßigkeit zu 
 unterwerfen“, ergänzen sie in ihrer Mitteilung, in der sie ebenfalls darauf hinweisen, 
 dass Spanien vom Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen ebenfalls 
 verurteilt worden war. Gleichzeitig das Europäische Komitee zur Verhütung von 
 Folter "seine  Besorgnis zum Ausdruck gebracht hat, dass Spanien seine 
 Verpflichtungen in Bezug auf Prävention und Strafverfolgung von Folter nicht erfüllt". 

Am 21. April 2016 publizierte eine der wichtigsten spanischen Zeitungen: "Die Richter des 
Nationalen Obergericht, des Obersten Gerichtshof, der Landgerichte und der höheren 
Gerichte, erhielten von Ausbanc Gelder für Durchführung von Vorträgen, Konferenzen und 
Teilnahme am sogenannten Rechtsforum, der diese Assoziation seit 2010 organisiert“. Seit 
Jahren erwähnen zahlreiche Medien diese Art von „Bestechung“ seitens großer Firmen und 
Politiker an Richtern der höheren Gerichte. 

Einige Tage später am 09.05.2016 (der Präsident von Ausblanc war bereits im Gefängnis), 
wurde ein Artikel publiziert, in dem behauptet wurde, dass diese Mafia spanische Richter und 
Staatsanwälte in das berühmteste Bordell in Kolumbien einlud als Teil einer Bestechung. 
Diese richterliche Hurerei führte zu eine Polizeioperation mit dem Namen „Nelson“.  

Vor Jahren beschuldigte ich einen Richter beim Generalrat der Justiz (CGPJ), wegen Abgangs 
während des Dienstes, wahrscheinlich um zu den Huren zu gehen. Der Leiter des 
Bürgerbüros sagte mir, dass die Richter manchmal entschuldigt werden müssen, aber er 
nannte mir keine Begründung für die Dienstdesertation. 

In einem korrupten System werden die Mitglieder von Kollegen eingeschüchtert, von 
anderen Institutionen und ihrer Führer. Sie haben Angst ihren Anstellung zu verlieren, aber 
die meisten nutzen ihre institutionelle Befugnis um Geld und Macht zu erhalten, in einer 
Form bei der am Ende jeder korrupt ist, im größerem oder geringerem Ausmaß, und die 
systemische Korruption geht weiter. 

Die Einschüchterung erstreckt sich auf die Nutzer der öffentlichen Justiz-Dienstleistungen. 
Die Behörden des Justizsystems betreiben: Einschüchterung indem  Tatsachen offensichtlich 
falsch darstellen werden, sodass ihre Urteile fair zu sein scheinen, Einschüchterung durch 
ungerechte Auferlegung der Verfahrenskosten, Einschüchterung durch unangemessene 
Verzögerungen, Einschüchterung um kriminelle Handlungen von anderen Beamten des 
öffentlichen Dienstes zu vertuschen, Einschüchterung in Verhören, Einschüchterung durch 
unfaire Urteile, Einschüchterung durch fehlende Transparenz bei der Bearbeitung der Fälle, 
Einschüchterung durch Beleidigung derjenigen, denen sie nicht Recht zusprechen, 
Einschüchterung indem Beschwerden und Beanstandungen ad acta gelegt werden. 

Der Oberste Gerichtshof und das Verfassungsgericht neigen dazu, Berufungen unter der 
Begründung zurückzuweisen, dass die Anforderungen für diese Instanz nicht erfüllt wurden; 
Beispielsweise zu sagen, dass keine Entschließung erbracht wurde oder dass die  Berufung 
nicht fristgerecht eingereicht wurde. Beide Fälle sind offensichtlich falsch. 

Die spanische Verfassung von 1978, beginnt mit der Präambel unter Bezugnahme auf den 
Willen der spanischen Nation, der zweiter Wille sei: "Konsolidierung des Rechtsstaats der die 
Rechtsstaatlichkeit gewährleistet als Ausdruck des Volkswillen"; jedoch hat die systemische 
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Korruption, die Rechtsstaatlichkeit in ein Imperium der öffentlichen Hand transformiert, wie 
die der Politiker, Polizisten, Staatsanwälten und Richtern, was eine Dysfunktion des 
spanischen Rechtsstaats bedeutet. Spanien hat einen gefährlichen Polizeistaat. 

Die spanischen Institutionen, einschließlich der Strafverfolgungsbehörden, dem Generalrat 
des Justizwesens, Gerichte und Gerichtshöfe, sind "Fabriken von Kriminellen und kriminellen 
Banden" geworden. Der straflose Raum in dem gehandelt wird, aufgrund der systematischen 
Vertuschung der eigenen Korruption, fördert die Kriminalität des öffentlichen Sektors, was 
bewirkt, dass sich Systemisch in Systematisch transformiert. Die Merkmale der Polizei- und 
Justizbehörden sind eher typisch für eine Mafia Bande als die einer öffentlichen 
Dienstleistung in einer Demokratie. Seine Funktionen umfassen Folgendes: Verachtung 
gegenüber Legalität und denjenigen, die nicht mächtig sind, Willkür, Autoritarismus, 
Machtmissbrauch, Einschüchterung, Korruption und Kriminalität. Die spanischen Polizei- und 
Justizbehörden sind unanständig, kleinlich, elend und verachtenswert. 

Die neuen politischen Parteien behaupten, dass die Abhängigkeit von Politikern die Ursache 
für das Problem der justiziellen Dysfunktion ist; Jedoch sagen sie weder etwas über die 
Korruption in der Gesetzgebung, noch etwas über die Korruption in der Rechtsprechung, die 
alle Gesetze und die Gerichtspraxis beschädigt haben.   

Zur Korruption im Bereich der Gesetzgebung muss gesagt werden, dass sie Straffreiheit 
schafft für öffentliche Behörden, einschließlich der Polizei und der Justiz, mit dem Ziel, die 
Korruption zu fördern und die absolute Kontrolle über Polizei und Justizbehörden zu haben, 
folglich ist Korruption die Norm. Wenn eine Justizbehörde nicht gehorcht, ist es leicht seine 
Karriere zu beenden. Allgemein bekannt sind die Fälle von den ehemaligen Richtern Garzón 
und Elpidio Silva, beide verurteilt als Repressalie, weil sie innerhalb der höchsten spanischen 
Institutionen  wegen institutioneller Korruption ermittelt haben. 

Die Justizkorruption ist völlig außer Kontrolle. Die Höheren Gerichte und der Oberste 
Gerichtshof decken systematisch die Kriminalität der Staatsanwälte und Richter. Es wäre 
nicht verwunderlich, wenn Polizisten, Staatsanwälte, Richter und Anwälte, das Resultat der 
Gerichtsverhandlungen versteigern würden. 

Der spanische Rechtsstaat wurde durch einen gefährlichen Polizeistaat ersetzt. In Spanien 
sollten die Politiker mehr führen, als Richter und Polizisten, und alle zusammen, haben mehr 
Macht als die Gesetze, die sie täglich missachten. In Spanien wurde die Rechtsstaatlichkeit 
durch die Herrschaft der institutionellen Führer ersetzt. Während der Krise sagte der 
prominente politische Führer Julio Anguita, dass es sein erster Schritt wäre, die Verfassung 
durchzusetzen, wenn er Premierminister würde, bezugnehmend darauf, dass die öffentlichen 
Behörden in Spanien weder die Gesetze einhalten, nicht einmal die Verfassung.  

Das spanische Rechtssystem ist ein gutes Beispiel für "Durch den Staat ausgeübte Gewalt", 
Expression des Weltsozialforums, des amerikanischen Sozialforums und des Europäischen 
Sozialforums, die vorantreiben, dass wir uns im sozialen Sektor organisieren um uns gegen 
die öffentlichen Verwaltungen zu verteidigen. 

Justiz-Korruption ist in allen Ländern der Welt eine Tatsache, wie es die internationale 
Bewegung beweist, die ich im April 2016 gegründet habe: www.corrupcionjudicial.org, 
www.stopjudicialcorruption.org. Seit diese Website online gegangen ist, wurde sie gehackt, 
ebenfalls die von AVIPED. Die Passwörter meiner Computer wurden geändert, damit ich sie 
nicht mehr nutzen kann, ebenfalls wurden meine beiden E-Mail-Client-Programme geändert, 
so dass sich meine Accounts nicht mehr wiederherstellen lassen. War es ein Witzbold oder 
ein Spezialist des spanischen Innenministeriums? Als ich die Föderation für die Grundrechte 
registrieren ließ, hatten ich und mein innerer Kreis, für mehrere Stunden keinen Zugang zu 
unseren Servern bei Hotmail und seitdem funktionieren sie mit  Verzögerung, wahrscheinlich 
weil wir angezapft sind. Anderen Justizopfern ist das gleiche passiert. 

Die systemische, institutionelle Korruption habe ich vor Jahren „Abusocracia“ genannt. 2014 
publizierte ich eine PDF mit dem Titel “De la democracia representativa a la abusocracia” 
(Von der repräsentativen Demokratie zur Missbrauch-kratie), mit einem ganzen Kapitel über 
den spanischen Fall, der vermutlich, der am weitesten fortgeschritten ist. 

 

http://www.corrupcionjudicial.org/
http://www.stopjudicialcorruption.org/
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Die spanischen Institutionen sind auf Korruption gebaut. 
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EXECUTIVE SUMMARY  

 

1. In spite of the many measures taken in recent years to introduce regulation to 
better fight corruption, to strengthen the resources and specialisation of law enforcement 
bodies dealing with economic crime and ultimately to indict offenders, there has been 
growing concern about corruption in Spain. The recent scandals besetting political life in 
the country are severely eroding the credibility of its institutions. The breadth of public 
disillusionment and mistrust has been further aggravated by the economic crisis. 
 
2. Pollsters reserve the lowest levels of trust for politicians and political parties. Well 
aware of the lack of confidence they face, the Spanish authorities have initiated several 
reforms to recast trust levels, i.e. a draft transparency law is currently under debate in 
Parliament, there is broad access to information regarding the legislative process, a 
financial declaration system is in place for parliamentarians and open to public scrutiny 
on the websites of the respective Chambers. The present report takes account of all 
these positive measures and further supports the on-going reflection in the country as to 
how to regain institutional credibility. Additional steps are recommended to instill, 
maintain and promote a strong culture of ethics among parliamentarians, including 
through the adoption of a code of conduct and the introduction of targeted awareness 
measures on integrity matters. Likewise, it would also be important to heighten 
transparency around MPs’ contacts with third parties, to provide more detailed and up-
to-date information in financial declarations, and to significantly strengthen supervision 
and enforcement mechanisms in Parliament.  

 
3. The judiciary and the prosecutorial service in Spain are of high quality and, with the 
exception of some isolated cases, there is no substantial evidence of corruption of 
individual judges or prosecutors. However, concern exists about the efficient functioning 
of the justice system, with its overburdened courts that are thus not always in the best 
position to elucidate matters with real speed. Likewise there are some weaknesses in the 
judicial and prosecution systems which have led to reiterated criticism as to risks from 
political influence. More particularly, while the independence and impartiality of individual 
judges and prosecutors have been broadly undisputed to date, much controversy 
surrounds the issue of the structural independence of the governing bodies of the 
judiciary and the prosecutorial service – the primary concern being the appearance that 
partisan interests could penetrate judicial decision-making processes. This is particularly 
dangerous at a time when cases involving political corruption are on the rise. The mere 
existence of this shadow of doubt is undesirable, and steps should be taken to ensure 
that the justice system is not only free, but also seen to be free, from improper external 
influence. Moreover, flaws in the structural independence of the government of the 
judiciary can only become, in the long term, detrimental to the independence and 
impartiality of individual judges; conditions which must be assured, promoted and 
protected at all times for justice to be, and be perceived to be, fair and effective. 

 
4. Spanish judges and prosecutors have a strong spirit of public service and dedication 
to public duty. However, codes of conduct are yet to be adopted for both prosecutors and 
judges. Likewise, further mechanisms could be introduced to open channels for the 
discussion of ethical dilemmas shared by the professionals concerned and to provide for 
dedicated advisory services and guidelines in relation to conflicts of interest and other 
integrity-related matters. More can also be done to enhance the professional and public 
accountability of judges and prosecutors. It is essential that the public is made aware of 
any future efforts taken in each of these areas as they can all serve to strengthen 
citizens’ confidence in the justice system. 
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I. INTRODUCTION AND METHODOLOGY 

 

5. Spain joined GRECO in 1999. Since its accession, the country has been subject to 
evaluation in the framework of GRECO’s First (in June 2001), Second (in May 2005) and 
Third (in May 2009) Evaluation Rounds. The relevant Evaluation Reports, as well as the 
subsequent Compliance Reports, are available on GRECO’s homepage 
(www.coe.int/greco). 
 

6. GRECO’s current Fourth Evaluation Round, launched on 1 January 2012, deals 
with “Corruption prevention in respect of members of parliament, judges and 
prosecutors”. By choosing this topic, GRECO is breaking new ground and is underlining 
the multidisciplinary nature of its remit. At the same time, this theme has clear links with 
GRECO’s previous work, notably its First Evaluation Round, which placed strong emphasis 
on the independence of the judiciary, the Second Evaluation Round, which examined, in 
particular, the executive branch of public administration, and the Third Evaluation Round, 
which focused on the incriminations of corruption (including in respect of 
parliamentarians, judges and prosecutors) and corruption prevention in the context of 
political financing.  
 

7. Within the Fourth Evaluation Round, the same priority issues are addressed in 
respect of all persons/functions under review, namely: 
 

• ethical principles, rules of conduct and conflicts of interest; 
• prohibition or restriction of certain activities; 
• declaration of assets, income, liabilities and interests; 
• enforcement of the applicable rules; 
• awareness. 

 

8. As regards parliamentary assemblies, the evaluation focuses on members of 
national parliaments, including all chambers of parliament and regardless of whether the 
members of parliament are appointed or elected. Concerning the judiciary and other 
actors in the pre-judicial and judicial process, the evaluation focuses on prosecutors and 
on judges, both professional and lay judges, regardless of the type of court in which they 
sit, who are subject to national laws and regulations. 
 
9. In preparation of the present report, GRECO used the responses to the Evaluation 
Questionnaire (Greco Eval IV Rep (2013) 5 REPQUEST) by Spain, as well as other data, 
including information received from civil society. In addition, a GRECO evaluation team 
(hereafter referred to as the “GET”), carried out an on-site visit to Spain from 10-14 June 
2013. The GET was composed of M. Yves Marie DOUBLET, Deputy Director at the 
National Assembly, Department of Public Procurement and Legal Affairs (France); 
Mr James HAMILTON, Retired as Director of Public Prosecutions, President of the 
International Association of Prosecutors (Ireland); Mr Hans NELEN, Professor of 
Criminology, Criminal Law and Criminology, University of Maastricht (the Netherlands); 
and Mr Djuro SESSA, Associate Justice at the Supreme Court (Croatia). The GET was 

supported by Ms Laura SANZ-LEVIA and Mr Yüksel YILMAZ from GRECO’s Secretariat.  
 
10. The GET held interviews with representatives of the Ministry of Justice, the 
Congress of Deputies and the Senate, the General Council of the Judiciary, the 
Prosecutor General’s Office and the Prosecution Council, the Centre for Legal Studies and 
the Ombudsperson. The GET also interviewed judges and prosecutors, and some of their 
respective professional associations. Finally, the GET spoke to representatives of 
Transparency International, journalists and academics.  
 
11. The main objective of the present report is to evaluate the effectiveness of 
measures adopted by the authorities of Spain in order to prevent corruption in respect of 
members of parliament, judges and prosecutors and to further their integrity in 
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appearance and in reality. The report contains a critical analysis of the situation in the 
country, reflecting on the efforts made by the actors concerned and the results achieved, 
as well as identifying possible shortcomings and making recommendations for further 
improvement. In keeping with the practice of GRECO, the recommendations are 
addressed to the authorities of Spain, which are to determine the relevant 
institutions/bodies responsible for taking the requisite action. Within 18 months following 
the adoption of this report, Spain shall report back on the action taken in response to the 
recommendations contained herein. 
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II. CONTEXT 

 

12. Spain has been affected by a significant number of corruption cases concerning 
prominent political figures, high officials and business leaders. An extensive public debate 
on corruption issues is taking place at present partly due to the economic debacle which 
began in 2008 and has severely eroded citizens’ trust in their government and the 
financial system.  
 
13. It is to be noted that, until 2008, citizens perceived corruption levels in Spain to 
be low and the country figured among the least corrupt 20 countries of Transparency 
International’s yearly corruption perception index (CPI). The trend reversed dramatically 
when the Spanish economy entered into recession after almost 15 years of sustained 
economic growth. Starting from 2009, the perceived level of corruption in Spain has 
increased for three consecutive years. By 2012, Spain had dropped down ten places to 
the 30th position in Transparency International’s latest CPI. A recent national poll, 
published in 2012, highlights that the Spanish citizens rank corruption, fraud, political 
parties and politics in general among their main concerns together with their biggest 
disquiet, i.e. unemployment1. 

 
14. In terms of the focus of the Fourth Evaluation Round of GRECO, back in 2007, 
members of the Spanish Parliament were enjoying higher rates of trust than the average 
levels recorded in relation to their EU-27 peers2. According to a recent special survey 
(Eurobarometer) issued by the European Commission, this relatively positive image of 
the national politicians deteriorated markedly in the following years and the percentage 
of Spaniards who think that corruption is widespread among national politicians reached 
78% (EU average 57%) in 20113. Furthermore, the same survey revealed that 40% of 
those Spaniards questioned believed that the erratic action of politicians (Government 
and Parliament) is one of the main issues feeding corruption within the country. The GET 
was told that there has been no single case in which an MP has been convicted for a 
corruption-related offence committed in relation to his/her parliamentary functions; when 
MPs have been convicted for corruption, the corrupt act in question was related to the 
dual mandate held by the MP concerned in local government. 
 

15. In so far as members of the judiciary are concerned, although their credibility 
ratings are better than those of politicians, the downfall trend since 2007 is similar to 
that observed regarding politicians. The 2011 Eurobarometer reveals that 41% of those 
Spaniards surveyed think that corruption is widespread among members of the judiciary 
(EU average 32%), whereas those sharing this view was only 17% in 2007. In addition to 
the effects of the worsening economy, the widespread belief of the Spaniards that their 
justice system functions poorly seems to have exacerbated this credibility loss in the 
judiciary4. A recent national report published in April 2013 brings more positive results, 
with an important increase in the levels of trust in the judiciary to 47% which probably 
finds its cause in recent decisions of judges and prosecutors defending citizens’ right to 
housing and protecting them from facing “express eviction”5. 

 

16. Spain has nevertheless introduced a number of positive measures over the last 
two decades to better detect and ultimately punish corruption. An important milestone in 
the system was the establishment of the Special Prosecution Office against Corruption 
and Organised Crime (and its corresponding subnational units) in 1995. Since then, 

                                                           
1 Barómetro del Centro de Investigaciones Sociológicas (CIS), issued on 4 January 2013. 

http://www.cis.es/cis/export/sites/default/-Archivos/Marginales/2960_2979/2976/Es2976.pdf  
2 Special Eurobarometer 291 “The attitudes of Europeans towards corruption”, European Commission, 
April 2008. http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_291_en.pdf  
3 Special Eurobarometer 374 “Corruption”, European Commission, February 2012. 
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_374_en.pdf  
4 http://politica.elpais.com/politica/2012/08/11/actualidad/1344684017_186742.html 
5 http://www.metroscopia.org/ 
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specialisation of law enforcement bodies has only increased and GRECO has expressly 
paid tribute in some of its previous reports to the proactive attitude of judges and 
prosecutors alike to try and adjudicate corruption offences6. The sense of scandal 
surrounding political life, and the many different corruption investigations in course, have 
recently led Parliament to agree upon a resolution aimed at developing a 
legislative/policy package to better fight corruption (so-called “pacto de regeneración 
democrática”), notably, through adopting legislation on transparency (draft Law on 
Transparency), amending party funding regulations, strengthening the controls 
performed by the Court of Audit, providing for a specific offence of illicit enrichment, 
increasing sanctions for corruption offences and stepping up criminal procedures in order 
to render investigations more efficient and expeditious. The authorities conceded during 
the on-site visit that additional efforts had to be devoted to corruption prevention 
aspects.  

 
17. GRECO trusts that the present report, with its in-depth analysis and 
recommendations, assists the Spanish authorities in their efforts not only to regain but 
also to raise the level of integrity of and the public’s trust in some of its crucial 
institutions and their individual members.  
 
 

                                                           
6 See for example the Third Evaluation Round Report on Spain, GRECO Eval III Report (2008) 3E – Theme I: 
http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/greco/evaluations/round3/GrecoEval3(2008)3_Spain_One_EN.pdf  
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III. CORRUPTION PREVENTION IN RESPECT OF MEMBERS OF PARLIAMENT 

 

Overview of the parliamentary system 
 

18. Spain is a constitutional monarchy in the form of a multi-party parliamentary 
democracy. Its Parliament (Cortes Generales) is made up of two elected chambers: the 
Congress of Deputies (Congreso de los Diputados), which holds the primary legislative 
power7, and the Senate (Senado), which is the chamber of territorial representation. The 
two-chamber system does not mean that Congress and the Senate operate on the same 
level. The Constitution has endowed Congress with a series of duties and powers that 
demonstrate its supremacy. In this way, Congress authorises the formation of the 
Government, has the power to cause its cessation, is the first to know about procedures 
concerning bills and budgets, and must confirm or reject amendments or vetoes that the 
Senate may approve concerning these legislative texts8. Pursuant to section 72 of the 
Constitution, each chamber of the Parliament has institutional, budgetary and operational 
autonomy, i.e. they lay down their standing orders, adopt their budgets and regulate the 
statute of their staff without any interference from the other branches of government. 
The internal organisation and conduct of work of the Congress and the Senate are 
articulated in their respective Standing Orders. 
 
19. The 350 deputies in the Congress are elected by a d’Hondt system of party list 
proportional representation. Senators are elected through two different methods: 208 are 
elected by a majority-direct system (province level) and another 58 are appointed by the 
respective regional legislatures (Autonomous Community9) through a proportional-

indirect system10. The Congress and Senate serve concurrent terms that run for a 
maximum of four years. There are 139 women in Congress (out of 350) and 89 women in 
the Senate (out of 266), respectively; therefore, the ratio of women in Parliament is 
around 35%.  
 
20. The independence of Parliament is stipulated by Article 66 of the Constitution and 
members of Parliament (MPs) are expected to represent the national public interest. That 
said, most of the interlocutors with whom the GET met stressed that the closed and 
blocked list election system, which was designed after the adoption of the 1978 
Constitution to set in place a cohesive political system after years of dictatorship, has led 
in turn to very strong and rigid internal structures of political parties where party leaders 
keep key decision-making powers over individual members. Such a system thus favours 
party loyalty over loyalty to the electorate and results in parliamentary groups keeping 
firm control and exercising strict internal discipline over individual MPs11. The GET heard 
during the on-site visit that discipline was decisive for inclusion in a candidate list for 
election purposes. Some tools (e.g. secret vote) are in place to better allow MPs to make 
decisions by their own convictions rather than because they follow a given party line, but 

                                                           
7 Laws are presented and debated in the Congress before passing to the Senate. The Senate may propose 
amendments and even veto legislation. However, Congress can override a veto immediately through an 
absolute majority vote, or by a simple majority vote after two months. 
8 http://www.congreso.es/portal/page/portal/Congreso/Congreso/Hist_Normas/Funciones1  
9 Spain is divided into 17 Autonomous Communities: Andalusia, Aragon, Asturias, Balearic Islands, Basque 
Country, Canary Islands, Cantabria, Castille-La Mancha, Castile-Leon, Catalonia, Extremadura, Galicia, La Rioja, 
Madrid, Murcia, Navarre, Valencia. 
10 Senators are elected directly from the provinces and indirectly from the Autonomous Communities. In the 

provinces, a majoritarian partial block voting system is used. All peninsular provinces elect four senators each; 

the insular provinces (Balearic and Canary Islands) elect two or three senators per island, and Ceuta and Melilla 

elect two senators each. Parties nominate three candidates; each voter has three votes (less in those 

constituencies electing fewer senators), and votes for candidates by name, the only instance of personal voting 

in Spanish national elections. The autonomous communities receive one senator, plus one for each million 

inhabitants. They are entitled to determine how they choose their senators, but generally they are elected by 

the legislature of the respective community in proportion to its party composition. 
11 See also the National Integrity System Assessment of Spain, issued by Transparency International on 
28 September 2012. http://www.transparency.org/whatwedo/pub/national_integrity_system_spain  
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interlocutors deemed these to be insufficient to overturn the aforementioned party-
dominated scheme.  
 
21. MPs lose their mandate through (i) a judicial decision annulling the election or 
proclamation; (ii) death or incapacity; (iii) termination of the mandate; and 
(iv) relinquishment.  
 

Transparency of the legislative process 
 
22. The Constitution expressly enshrines the principle of publicity of legislation - 
Article 9 (3). Draft legislation is published when submitted by the Government and then 
as it undergoes the different consultative stages in Parliament, i.e. when amendments 
occur and after discussion at committee and plenary level. Information on laws adopted 
and other parliamentary activity is provided through the official bulletins (Boletín Oficial) 
and journal of debates (Diario de Sesiones).  
 
23. Plenary sessions are public as a general rule. However, they may be closed to the 
public if thus decided by a majority of members or if they relate to internal matters (e.g. 
statute of deputies/senators, suspension, etc.). The composition of parliamentary 
committees is a matter of public record. Committees’ sessions - standing committees, 
enquiry committees or special committees - are not public, but media representatives 
may attend, unless it is decided by a majority of members that sessions are to be held in 
closed chamber. Witness/expert hearings are public, unless the matters at stake relate to 
reserved matters, as established by law (e.g. national security), or on-going judicial 
proceedings. The debates held in plenary and committee sessions (except for closed 
sessions) are published in the journal of debates and are broadcast on internet and 
sometimes on television.  

 
24.  The Congress of Deputies’ Modernisation Plan (2006) has paved the way for some 
significant measures to improve the transparency of legislative work, e.g. a new website 
with a dedicated citizens’ portal, individual webpages for deputies (although only a 
limited number of them have actually developed their personal sites), an information 
service for citizens, details on procurement and contracting processes, etc. The Senate 
has also taken measures to improve its website and facilitate information on legislative 
drafts and procurement/contracting matters.  

 
25. Political decisions of special importance have to be subject to public consultation 
by means of a referendum (Article 92, Constitution). It is possible to consult experts and 
representatives of economic groups when draft laws are being examined at committee 
level. For some sectors, the law establishes mandatory consultation of interested parties 
(e.g. consumers’ protection, telecommunications).  

 
26. The GET acknowledges and commends the Spanish authorities for the positive 
steps taken to assure a high level of transparency in the legislative process. The GET 
deems this to be one of the key strengths of the system clearly representing an asset in 
the prevention of corruption, notably, by better enabling public scrutiny of MPs work and 
contributing to ensuring accountability. The GET had the opportunity to test the swiftness 
and helpfulness of the feedback provided by the general information services of both 
Chambers. The GET was made aware of some particular areas where the current level of 
information available to the public could be improved, for example, with respect to the 
studies and research that form the basis of or have been commissioned for a legislative 
proposal, or in connection with detailed schedules of ongoing legislative proposals, or 
regarding MPs agendas and, more particular, information on the meetings they held with 
third parties, etc.12 More can also be done to improve the transparency of the legislative 

                                                           
12 By way of example, some NGOs (Access Info Europe and Fundación Ciudadano Civio) launched, in 
March 2013, an online public initiative to demand greater openness with respect to the ongoing drafting of the 
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initiatives coming from the Government: despite the formal requirements to consult 
provided by law (i.e. Law 50/1997, Law 30/1992), the GET was made aware that the 
organisation of public participation processes largely varies in practice and depends on 
the ministry concerned. The GET understood during the on-site visit that transparency is 
high nowadays in the parliamentary agenda with additional initiatives in the pipeline (e.g. 
with respect to lobbying, see also paragraph 50).  
 
Remuneration and economic benefits 
 

27. The average yearly gross salary in Spain is 22,899.35 EUR13.  
 
28. MPs are expected to work full-time. MPs receive a salary of 2,813.87 EUR per 
month and have the right to receive benefits, tax exemptions, and compensation for 
expenditures in connection with their duties. A bonus applies for a number of specific 
categories in Parliament (i.e. Speaker, Vice-presidents, Secretaries, Spokespersons and 
their Deputies, Presidents and Vice-presidents, Secretaries, Spokespersons and their 
deputies in committees).  
 
29. Members also receive additional allowances, including (i) a tax exempt 
compensation of 1,823.86 EUR (or 870.56 EUR for those MPs elected in Madrid) to cover 
expenses incurred in performing parliamentary duties; (ii) transport (either public 
transport, 0.25 EUR per kilometre if a private car is used, or 3,000 EUR per year to cover 
taxi expenses); (iii) subsistence allowance when on official mission (150 EUR abroad and 
120 EUR in Spain) and communications (a laptop and a mobile phone). The 
aforementioned levels are similar in the Congress and the Senate. An additional 
allocation is granted to hire personal assistance staff. Control over these allowances is 
performed by the responsible supervision services of each Chamber by high rank clerks. 
Information on MPs’ salaries and additional benefits is public and can be consulted on the 
websites of Congress and Senate, respectively. Any other expenditure (e.g. international 
trips) must be authorised by the Bureau (Mesa).  

 
30. Because of the economic crisis, salaries have been frozen several times, and so 
did contributions to an internal pension scheme, which was launched in 2006 but was 
then suspended in 2012. The remuneration and benefits package of Spanish MPs fall in 
the lower middle category in comparison with economically similar countries in Europe14. 

 
31. The GET did not hear or come across any allegations or cases regarding misuse of 
the funds allocated to the MPs. The GET was told that it was difficult to misuse 
parliamentary allowances given the fact that these are not handed over to MPs in cash 
but in credits utilisable just for the declared expense. For instance, if an MP needs to use 
a taxi for a parliamentary assignment, he/she will be provided with enough credits that 
cover the cost of that travel and he/she has to submit the invoice of that expense to the 
clerks of the Parliament.  

 
Ethical principles and rules of conduct 
 
32. No uniform code of conduct has been issued for deputies or senators. There are, 
however, some provisions on conduct contained in the Constitution, the electoral law and 
the respective Standing Orders of the chambers; e.g. these refer to the obligation of 
confidentiality, to rules on incompatibilities, to the obligation to attend sessions and to 
act in a respectful manner (to observe parliamentary order, courtesy and discipline). The 
Speakers of the relevant House, as proposed by the Bureau, may impose sanctions for 

                                                                                                                                                                                     
Law on Transparency, including details on the schedule of its adoption, committee work and the hearing of 
witness experts.  
13 National Institute of Statistics.  
14http://parliamentarystandards.org.uk/payandpensions/Documents/9.%20MPs%27%20Pay%20and%20Pensio
ns%20-%20A%20New%20Package%20-%20July%202013.pdf 
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infringements of the aforementioned rules, which may entail deprivation of rights or 
temporary suspension.  
 
33. Moreover, the GET was told that the draft Law on Transparency lays out some 
ethical principles for public officials (including MPs), such as transparency in the conduct 
of public affairs, full dedication in the performance of official duties, a ban on gifts, the 
obligation to report misconduct and to prevent conflicts of interest, etc.  

 
34. The GET takes the view that current arrangements regarding ethical principles and 
standards of conduct are insufficient. While the GET welcomes the recent reform efforts 
of the authorities aiming to fill the gaps in this regard with the adoption of a 
transparency law, it firmly believes that a code/set of standards of conduct may have a 
clear added value both for parliamentarians and for their public image. Such a document 
is not meant to replace or bring together the various legislative acts, including the draft 
Law on Transparency imposing obligations on MPs, but to complement and clarify them. 
Drafting and adopting a code of conduct/ethics would demonstrate the commitment of 
Parliament towards integrity. It would create joint expectations among the MPs and the 
public as to what conduct is to be expected from parliamentarians. It would prompt 
discussions among MPs about acceptable and unacceptable conduct and would increase 
their awareness about what is expected of them. The GET believes that the educational 
value of the preparation of a code and of keeping it up to date are important in a 
Parliament which has been fighting to overcome the recent credibility crisis. The adoption 
of such a code would additionally demonstrate to the public that their representatives are 
willing to take action to instil, maintain and promote a culture of ethics in their houses to 
improve their integrity and that of their peers. This implies of course that such a code of 
conduct emanates from parliamentarians themselves or, at least, that they take an active 
part in its preparation. 
 

35. For an ethics and conduct regime to work properly, MPs must themselves develop 
fair and realistic rules and channels and mechanisms to instil and to uphold strong ethical 
values. All these call for targeted measures of a practical nature, including induction and 
regular training, issuing frequently asked questions, hands-on guidance materials, etc. 
The GET positively values the advisory role played to date by the clerks of the respective 
Chambers on conflicts of interest related matters; it further believes that the current 
informal consultation mechanism can work more efficiently, and secure on a long-term 
basis its key added value, if an institutionalised permanent source of confidential 
counselling for MPs were to be established. GRECO recommends for each Chamber of 

Parliament, (i) that a code of conduct be developed and adopted with the 

participation of its members and be made easily accessible to the public 

(comprising guidance on e.g. prevention of conflicts of interest, gifts and other 

advantages, accessory activities and financial interests, disclosure 

requirements); (ii) that it be complemented by practical measures for its 

implementation, including through an institutionalised source of confidential 

counselling to provide parliamentarians with guidance and advice on ethical 

questions and possible conflicts of interest, as well as dedicated training 

activities. The specific matters referred to in this recommendation will be examined 
further in detail in the following paragraphs. 
 
Conflicts of interest 
 

36. There is no general definition of conflicts of interest in the existing legal texts of 
Spain. The main rules on the issue are those set by the respective Standing Orders on 
incompatibilities and the general ban on the performance of private sector activities (see 
chapter on incompatibilities). Detailed procedures have been structured to provide advice 
on possible incompatibility, to grant exceptions to the applicable bans and to establish 
sanctions in case of infringement. 
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37. There is also no statutory provision barring an MP from taking part in a vote on a 
matter that concerns him/her personally, either directly or indirectly or in which s/he is 
involved as a representative. Therefore, the question of how a vote relates to any 
personal interests of an MP is again a matter for the person concerned to decide. In the 
GET’s view, it is logical to provide some common guidelines about issues that might 
cause conflict of interest problems in Parliament. Under the assistance of guidelines as 
such, the individual MPs can judge potential conflicts of interest matters more 
appropriately and protect both their and the Parliament’s credibility if questioned over 
their conduct. The GET invites, therefore, the authorities to specifically deal with this 
issue and to provide internal rules and guidance to MPs on conflicts of interest in the 
course of the preparation of codes of conduct, as per recommendation i above.  
 
Prohibition or restriction of certain activities 
 
Gifts 

 
38. There are no specific rules on gifts. At present, MPs are not required to declare 
gifts or other advantages (e.g. hospitality) they receive in relation to the exercise of their 
parliamentary mandate. The draft Law on Transparency proposes to ban the acceptance 
of gifts, with the exception of those of a social, customary or courtesy nature.  
 
39. The GET notes that, in relation to on-going corruption investigations, there is 
much public concern regarding the “ethical standard” about gifts and how “normal” could 
it be for politicians to receive them. In this context, the GET recalls the two different 
trends seen in other parliaments when dealing with the issue of gifts: some parliaments 
ban the acceptance of gifts above a certain threshold, while others do not ban the 
acceptance of the gifts at all but ask for those exceeding a certain threshold (usually not 
very high) to be declared and made public. In short, the issues of gifts and other types of 
hospitalities are thus regulated in one way or another in many countries. The GET takes 
the view that it is paramount for the credibility of parliaments to draw a clear line 
between acceptable (those of a social, customary or courtesy nature) and unacceptable 
gifts, benefits and hospitality and to explain this to the parliamentarians and to the 
public. The GET takes note of the intention of the authorities to deal with this important 
matter in the draft Law on Transparency, but it urges that the issue of gifts and other 
advantages is specifically tackled when implementing GRECO’s recommendations to 
develop codes of conduct (recommendation i) and to widen the scope of the declaration 
requirements to also cover other advantages (recommendation iii). 
 
Incompatibilities and accessory activities 

 
40. As a general rule, the principle of “exclusive dedication” to the parliamentary 
mandate applies in Spain, i.e. MPs are banned from performing additional activities in the 
public and private sector. However, exceptionally MPs are allowed to engage in a limited 
number of accessory activities provided by Law. The accessory posts that are 
incompatible with the parliamentary mandate are regulated by the Constitution and the 
electoral law. These incompatible posts can be grouped under two main categories: 
 
(a) Incompatibilities of an administrative nature 

41. MPs cannot be members of the Constitutional Court, members of the higher levels 
of public administration (except members of Government who may or may not be MPs), 
the Ombudsman, judges, magistrates and public prosecutors (when in office), military 
personnel and members of the security forces (when in active service), a member of an 
electoral commission (Article 70, Constitution).  
 
42. Electoral law (Organic Law for the General Electorate Regime, so-called LOREG) 
extends the aforementioned incompatibilities to other institutional offices, including the 
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executive offices of the Prime Minister, Ministers and Secretaries of State, the President 
of the Court for the Protection of Competition; member of the Management Board of the 
RTVE public enterprise; delegate of the Government to an autonomous port, waterway 
confederation or motorway toll authority; president or member of the administrative 
board, administrator, director-general, manager or equivalent of a public enterprise, 
State monopoly or enterprise with majority public participation, direct or indirect and of 
whatever nature, or publicly constituted savings bank; civil servant or holder of any other 
post at the service of or included under the budget of national, regional or local 
government or a public body or enterprise. 
 
43. It is also incompatible to be a deputy and a senator simultaneously, or member of 
a regional parliament and deputy in congress simultaneously. However, it is possible for 
a senator to be a member of a regional parliament and a senator at the same time. 
Contrary to the restriction on being a deputy and a member of a regional parliament, 
MPs may simultaneously hold their elected posts in the local governments (municipalities, 
town halls). Moreover, pursuant to section 156 of the Electoral Law, MPs may sit in 
collective executive bodies or boards of directors of organisations, public entities or firms 
directly or indirectly controlled by the public sector through a majority stake. In both of 
these exceptions, MPs are only entitled to indemnities and cannot perceive any 
remuneration from their compatible secondary jobs. As far as current MPs are concerned, 
most of the secondary public posts that they hold are in local government. For instance, 
around 74 out of 350 members of the Congress and around 98 out of 266 members of 
Senate have secondary elected posts in local government, whereas only about 20 
members of the Senate hold compatible positions in public entities (e.g. 
advisors/counsellors in public entities at regional or local level)15.  

 

(b) Incompatibilities of a strictly economic nature 

 
44. MPs are banned from engaging in the performance of business, industrial or 
professional activities. In particular, membership in Parliament is incompatible with the 
exercise, whether directly or via a substitute, of any other function, profession or 
activity, public or private, self-employed or as an employee, remunerated by means of a 
wage, salary, charge, fee or any other payment. Should the person concerned transfer to 
a different administrative or employment situation, his/her post shall be kept in reserve 
for him/her under the conditions laid down by the applicable legislation.  
 
45. Exceptions to the aforementioned ban are listed in the electoral law, i.e. (i) 
University lectures and cooperation in educational or research activities; (ii) management 
of personal or family assets; (iii) literary, scientific, artistic or technical production; and 
(iv) other private activities which are not listed explicitly as incompatible in the law and 
authorised by the respective Committee of each Chamber, following the petition 
expressed by those concerned. The GET was told that the relevant committees dealing 
with the incompatibilities have developed written codified criteria that they use in their 
elaboration of the accessory activities of the MPs. The plenary session of each Chamber 
decides on cases of incompatibility, following a report of the Committee of Members’ 
Status in the Congress and the Committee of Incompatibilities in the Senate. Both the 
request and the authorisation are to be included in the Registry of Interests. The number 
of MPs engaged in private activities are very limited, e.g. out of 616 MPs sitting in both 
houses only around 30 of them work in private firms, about 40 of them work as lawyers, 
and about 100 of them are engaged occasionally in lecturing, conference and writing 
activities16.  
 

                                                           
15http://www.congreso.es/portal/page/portal/Congreso/Congreso, data retrieved on 23.07.2013 
 http://www.senado.es/web/index.html, data retrieved on 23.07.2013 
16 http://www.congreso.es/portal/page/portal/Congreso/Congreso, data retrieved on 23.07.2013 
 http://www.senado.es/web/index.html, data retrieved on 23.07.2013 
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46. The GET assesses the system of incompatibilities as comprehensive and rather 
strict in comparison with the regulations applied in other countries. There are three main 
rules that apply to the incompatibility regime in Spain: (i) exclusive dedication to the 
parliamentary mandate; (ii) incompatibility with a secondary activity in the public sector 
(with the exception of a) posts held in local government, but in any case the MP has to 
opt for one or the other salary; and b) part-time lecturing work in a public university); 
(iii) incompatibility with a secondary activity in the private sector which may run counter 
the principle of exclusive dedication referred to above or which could raise a conflict of 
interest.  The GET considers the detailed procedure and the well-developed mechanisms 
in place for preventing and resolving incompatibility instances to constitute clear assets 
in the system. More particularly, the public nature of the debate and the vote on 
accessory activities by the assembly seem to be dissuasive enough to persuade MPs to 
abide by the rules. To illustrate this, about 40 deputies and 60 senators have resigned 
from their previous public or private occupations after the elections. The GET recognises 
the valuable role that the clerks, in both the Congress and the Senate, have been 
building up when advising individual MPs on incompatibility criteria.  
 
Financial interests, contracts with State authorities, post-employment restrictions 

 
47. MPs cannot hold any share above 10%, acquired wholly or partly after the date of 
election (unless acquired by inheritance), in firms or companies which hold contracts with 
public sector entities. This limitation extends to the spouse/partner and minor children. 
Moreover, MPs cannot enter into contracts which are paid by public funds. MPs cannot 
hold offices or positions that entail functions of management, representation, advice or 
the provision of services in companies with a licence or concession of a public monopoly. 
There are no other restrictions on the financial transactions that MPs may engage in, e.g. 
buying/selling shares of companies in the stock market, debts and credits obtained from 
financial institutions.  
 
48. No rules or measures prohibit or restrict the employment options of MPs, or their 
engagement in other paid or unpaid activities, on completion of their term of office. The 
GET was made aware of cases where MPs were hired by private companies after the end 
of their mandate because of their contacts in the ruling party. While it is clear that a 
parliamentary mandate will not, as a rule, span a whole career, and that MPs should 
therefore be provided with fair opportunities to seek outside employment, the GET is 
nevertheless concerned that an MP could use his/her parliamentary position to secure 
employment in a private company once s/he leaves Parliament. This is a matter that 
could be further explored when developing a code of conduct, as per recommendation i. 
 
Misuse of confidential information 
 
49. MPs have a duty of confidentiality; they can be deprived of their rights if they fail 
to observe this obligation. Moreover, the misuse of confidential information is punished 
under Article 417 of the Penal Code; sanctions consist of fines, debarment and even 
imprisonment if serious damage is caused or if the secrets of a private individual are 
involved.  
 
Third party contacts 

 
50. There are no regulations which would address issues that can arise from MPs’ 
interactions with lobbyists or those who engage in similar informational or persuasive 
activities. The natural result of the absence of any rule regarding lobbying is the absence 
of any register of lobbyists and the absence of any legal requirement for MPs to disclose 
any consultations that they have had with interest groups regarding the legislative bills 
under review in the Parliament. However, the authorities confirmed their intention to 
regulate on this particular matter and to establish a register of lobbyists. 
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51. The GET welcomes the plans preconized by the authorities. In Spain, the main 
issue concerning contacts of MPs with third parties, relates not so much to lobbying firms 
(there are just a few), but to the influential role played by interest groups and 
professional organisations (associations, foundations and unions). In a system in which 
MPs are generally following party discipline when casting votes (see paragraph 20), the 
trend would be for lobbyists/interest groups to prefer channelling their influence through 
parliamentary groups rather than through individual MPs. In the GET’s view, it is 
important that there is appropriate transparency on this type of dealings in order to 
protect the legislative process from improper influence or the mere appearance of so. 
Improved transparency in this regard can only contribute to boosting the image of and 
the trust in the Parliament, as well as the individual MPs. Therefore, GRECO 

recommends the introduction of rules on how members of Parliament engage 

with lobbyists and other third parties who seek to influence the legislative 

process.  
 
Declaration of assets, income, liabilities and interests 
 

52. MPs must file two separate forms to declare (i) their financial interests and assets 
and (ii) their accessory activities. These are to be furnished at the beginning and at the 
end of the mandate and must be updated, as necessary, whenever changes occur. The 
obligation to declare does not extend to MPs’ spouses/partners or other family members. 
The Speaker of the Congress/Senate is ultimately responsible for the Registry; the 
Committee of Members’ Status in the Congress and the Committee of Incompatibilities in 
the Senate are responsible for keeping and controlling declarations on accessory 
activities. Since 2011, declarations are public and available online.  
 
53. The financial interest and asset declaration form requires the MPs to provide 
detailed information on land and property, vehicles, any income they receive from their 
secondary activities and pension plans, financial liabilities (debts, loans financial 
transactions, etc.) and interest returns from financial investments (stocks and shares). 
 
54. Regarding accessory activities, MPs are asked to submit information on (i) public 
sector posts or positions; (ii) public responsibilities to which the MP has renounced;  (iii) 
pension payments; (iv) teaching activities; (v) positions in political parties or 
parliamentary groups; (vi) literary, scientific, artistic or technical productions; (vii) 
authorised activities in the private sector; (ix) any other activities.  

 
55. In addition to both financial declarations, MPs are not allowed to participate in any 
official foreign travel without authorisation of the Chamber of the Parliament to which 
they belong. Starting from 2012, the official foreign trips in which deputies and senators 
have participated are published on the web-sites of the Chambers, but disclosure forms 
do not include details on sponsored trips of individual MPs. 
 

56. The GET thinks that there are certain features missing in the current declaration 
requirements which could prove to be important to better bringing to light potential or 
actual conflicts of interest. In the GET’s view, in a system which has left the control of 
the accuracy of these forms mainly to citizens and the media, publicly available 
declaration forms would fulfil their purpose only if they give an image as complete and 
precise as possible of an individual MP’s actual interests. More particularly, the GET 
believes that adding the market value of the real estate and vehicles, providing the 
names of the companies to which the shares and stocks belong; disclosing the interest 
rates paid for the credits obtained from financial institutions; including information on the 
gifts received and sponsored trips; and inserting the amount of income (even received in 
the form of indemnities) received from accessory activities in both forms would enhance 
the preciseness of the information contained in the forms. In the light of the foregoing, 
GRECO recommends that current disclosure requirements applicable to the 

members of both Chambers of Parliament be reviewed in order to increase the 
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categories and the level of detail to be reported. Following international experience 
in this regard and the potential risks of channelling personal financial interests to family 
members to circumvent the applicable rules, it may furthermore be prudent to consider 
widening the scope of the declarations to also include information on MPs’ spouses and 
dependant family members (it being understood that such information would not 
necessarily need to be made public). 
 
Supervision and enforcement 
 
57. Main supervision over compliance with the rules on asset/activities declarations 
rests with Parliament. With respect to declarations on activities, the responsible 
committees in the Congress (Committee of Members’ Status) and the Senate (Committee 
of Incompatibilities) play a key role in ensuring abidance by these rules. If questions 
arise as to the compatibility of an additional activity, the committees are entrusted with 
requiring the MP concerned to submit further details (e.g. relating to the kind of 
business, if public or private), as necessary. The committees’ clerks provide advice to 
individual MPs in order to prevent conflicts of interest. As to the verification of asset 
declarations, these are only checked pro-forma by the presidents of the respective 
Chambers.   
 
58. The submission of activities declarations is a prerequisite for formally acquiring MP 
status. Once submitted, the Committee of Member’ Status has to complete its control 
within 20 days and inform the House about incompatible jobs that MPs hold. Once 
notified, the MP concerned has eight days to decide whether to quit the parliamentary 
mandate or the incompatible job. Similar verification procedures for accessory activities 
apply in the Senate. Whenever complaints by the public have been received in relation to 
incorrect declarations regarding accessory activities, the MP has been requested to 
rectify, as necessary. 

 
59. The submission and verification of asset declarations is not a prerequisite for MPs 
to acquire parliamentary status. Nor are there detailed rules on the method and process 
to be followed in controlling asset declarations filed by MPs. This relatively lenient 
regulation of asset declarations seems to have taken its toll as some MPs were negligent 
in submitting their declarations in a reasonable time. For instance, according to a recent 
article published on a national newspaper, 17 MPs did not deliver their asset declarations 
even 100 days after they had been sworn in, and at least one deputy submitted her 
declaration after 8 months17. 
 
60. The Speaker of Congress/Senate is to impose disciplinary sanctions for violations 
of activity declaration requirements, as decided by the plenary and the Bureau upon 
proposition of the committees responsible, i.e. the Committee of Members’ Status in 
Congress and the Committee of Incompatibilities in the Senate, which are composed of 
one representative of each parliamentary group. Sanctions consist of temporary 
suspension (breaches on parliamentary duties, e.g. assistance to sessions, courtesy, 
confidentiality) or even loss of the parliamentary mandate (breaches of incompatibility 
rules). Whenever MPs engage in incompatible activities, they must choose between the 
parliamentary seat or the disqualifying position, and if s/he fails to exercise the said 
option, s/he is deemed to have relinquished his/her seat (Article 160(3), LOREG). The 
GET was told that no sanction has ever been imposed; most incompatibility questions are 
resolved through consultation between the concerned MP and the Chambers’ clerks so 
that conflicts of interest are prevented from the start. The GET was told that, in practice, 
MPs follow the clerk’s advice, even if not in complete agreement with such advice, in 
order to avoid a potential sanction at a later stage.  
 

                                                           
17 http://www.cadenaser.com/espana/articulo/diputados-siguen-presentar-congreso-declaracion-
bienes/csrcsrpor/20120323csrcsrnac_13/Tes, retrieved on 23.07.2013 
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61. There is no institution/service in Parliament which is vested with investigative 
capacity, the only exception being the specific process set in place for suspicions of 
trading in influence inside Congress. In such cases, at the request of a parliamentary 
group of the deputy whose reputation is in question, the Committee of Members’ Status 
is vested with investigative capacity. It can conduct hearings and require all necessary 
cooperation and access to information in order to efficiently perform investigations. The 
deputy concerned is to be heard once a draft report on the activity of the committee is 
prepared. The work of the committee and the deliberations held in plenary session are 
secret, but the final conclusions of the plenary must be published in the official bulletin. 
The GET was told that although this procedure is limited to trading in influence-related 
inquiries, in practice, it has also been used to control the activities declared by MPs.  

 
62. The GET has misgiving as to the efficiency, sufficiency and dissuasiveness of the 
current supervision and enforcement arrangements on integrity-related matters in 
Parliament. While the system appears to work more effectively for failure to comply with 
incompatibility requirements, the existing regime is significantly weaker with respect to 
asset declaration requirements. In particular, there is no authority formally vested with 
substantial control responsibilities (other than the mere pro-forma collection of forms and 
its publication on the website) over asset declarations. Moreover, no sanctions are 
foreseen for the non-submission, the late submission or the submission of false 
information. The information contained in asset and activity declaration forms submitted 
at the beginning and at the end of MPs mandates are not cross checked by any authority 
(e.g. tax authorities). The fact that declaration forms are filled out manually and posted 
online after being scanned renders it difficult their comparability across time as variations 
may occur; ways could be explored to utilise technology to improve the effectiveness of 
disclosure systems in areas such as submission of disclosures, data management and 
verification. For example, the use of technology could better allow for comparability 
across time of asset and income variations could well facilitate early detection of 
potential anomalies and irregularities. Finally, the committees and speakers of the 
houses responsible for enforcing the rules have no legal tool to force the MPs, who are 
not re-elected and cease to be MPs, to declare their activities and assets at the end of 
their term as required by the rules.  

 
63. The system heavily relies on public control. As one of the interlocutors pointed 
out, an MP who is accused of illicit enrichment has to prove his/her innocence to the 
public and the Parliament has neither authority nor competence to investigate these 
allegations. The GET was made aware of some actions led by citizens to scrutinise MPs 
work, e.g. “adopt an MP” which not only allows for the follow-up of individual MPs, but 
has also developed an online tool to compare MPs declaration forms18. The GET heard 
that a parliamentary group intended to table an initiative after the summer requiring 
greater control of asset and activity declarations in Parliament, by vesting the relevant 
committees with statutory investigative powers.  

 
64. Despite the undisputed importance of the control carried out by the public and the 
media, the GET takes the view that greater institutional safeguards are needed in order 
to strengthen credibility and accountability of the integrity system in Parliament. Also 
bearing in mind the above recommendations to further develop the rules on MPs’ conduct 
and their declaration duties, the GET believes that it is only natural to require some 
improvement in the monitoring and enforcement of such standards by competent bodies, 
as several of its interlocutors clearly recognised. Obviously, it is up to the Spanish 
authorities themselves to decide how appropriate monitoring could best be organised and 

                                                           
18 “Adopt a member of Congress”: 
https://docs.google.com/spreadsheet/ccc?key=0AowzHU9kHzeudHlSemNzcVc2OTRqd05YbnkxdUlhMWc&hl=en
_US#gid=0  
“Adopt a senator”: 
https://docs.google.com/spreadsheet/ccc?key=0AowzHU9kHzeudG9aSjVVOEQxVHpzR2E4ZDdhVXJLQlE&hl=en
_US#gid=0  
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improved, with due respect of defence rights of MPs. While such a role could be exercised 
by existing parliamentary bodies, provided they are equipped with adequate resources 
and investigative powers, the GET sees merit in introducing an element of independence 
into the supervisory regime of Parliament. This is all the more important in Spain given 
the troubling level of public unease with its political class. If public trust is to be restored 
and ensured on a long-term basis, a model that relies solely on politicians regulating 
themselves is unlikely to retain citizens’ credibility. Some procedural elements could be 
introduced to address the public misgivings about Parliament being too inward-looking 
and potentially acting as judge and jury when investigating and punishing misbehaviour. 
In this connection, the GET draws the attention of the authorities to the experience 
already developed in some other countries to bring in lay expertise and involvement, i.e. 
to include in the oversight process and mechanism persons or institutions external to 
Parliament, whose appointment and role are vested with adequate guarantees of 
legitimacy, transparency and efficacy. This would not only demonstrate to the public 
Parliament’s willingness to adopt a more proactive approach towards upholding the 
integrity of its members, but also its commitment to continue infusing transparency, 
independence and accountability in-house. Finally, in order to be credible, the system will 
have to foresee the imposition of appropriate sanctions in case of infringements of the 
rules. For the system to operate with broad parliamentary and public support, it must be 
regarded as independent, legitimate and proportionate. Therefore, GRECO recommends 

that appropriate measures be taken to ensure effective supervision and 

enforcement of the existing and yet-to-be established declaration requirements 

and other rules of conduct of members of Parliament. Such arrangements will also 
need to be reflected in the codes of conduct recommended before.  
 
65. Criminal liability applies pursuant to the provisions on bribery (Articles 419 to 427) 
and trading in influence (Articles 428 and 429) of the Penal Code. MPs benefit from non-
criminal liability (inviolabilidad) for any opinion expressed or vote cast during a sitting of 
the Parliament or its working bodies. They also benefit from procedural immunity; 
notably, no criminal investigation and prosecution can be undertaken against deputies 
and senators, without prior authorisation by the respective House. The Supreme Court 
(Section II) retains responsibility for hearing cases against MPs. This is known in Spain as 
“aforamiento”. The GET heard some unease in this regard, namely, in relation to greater 
exposure of the Supreme Court to risks of political pressure. The issue of politicisation 
risks in the judiciary is dealt with in detail in the next section of the present report.  
 

66. The GET was informed that all authorisation requests to prosecute MPs had been 
granted by the chambers since 1998; the Constitutional Court has developed very 
restrictive jurisprudence in this respect. A detailed procedure has been laid out in the 
respective statutes of each House. An exception exists in the event of flagrante delicto in 
which case the beneficiaries of the immunity can be arrested. GRECO concluded in its 
First Evaluation Report on Spain that the scope of the procedural immunity afforded to 
MPs was generally acceptable.  
 

Advice, training and awareness 
 

67. At the start of a new session of Parliament, MPs are informed on their duties to 
declare interests and activities. The clerks of the Chambers are available to advise 
whenever an individual MP has a query on his/her declaration duties and they are indeed 
playing a positive role in this respect, as recognised before. Apart from these, no other 
induction or specific ethical training is offered to MPs.  
 
68. The information gathered by the GET strongly suggests that there is room for 
improvement in the current arrangements for raising the awareness of MPs about 
integrity and providing advice when necessary. A more institutionalised training and 
counselling system would raise the profile of integrity matters within Parliament and 
sharpen the awareness of MPs; a recommendation has been already issued in this 
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respect (recommendation i). The GET considers this especially important as new rules 
and mechanisms on integrity are also recommended to be introduced in this report.  
 

69. Finally, as a sign of politicians’ commitment to repair their image and recapture 
public confidence, each House needs to keep exploring ways to instill, maintain and 
promote a strong culture of integrity in its Members. This requires more than just 
accountability mechanisms. It needs visible support from leadership, as well as effective 
opportunities to engage in individual and institutional discussions on integrity and ethical 
issues related to parliamentary conduct. Furthermore, to support and strengthen public 
trust in Parliament, GRECO believes it is essential that the public continues to be made 
aware of the steps taken and the tools developed to reinforce the ethos of parliamentary 
integrity, to increase transparency and to institute real accountability. 
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IV. CORRUPTION PREVENTION IN RESPECT OF JUDGES 

 

Overview of the judicial system 
 

70. The judicial system of Spain is organised territorially (municipalities, judicial 
districts, provinces, Autonomous Communities and the State) and by subject matter 
(ordinary: civil, criminal, administrative, social; special: military; and specialised: courts 
dealing with violence against women, juvenile courts, etc.). It consists of the following 
courts: 
 

• The Supreme Court (Tribunal Supremo), exercising jurisdiction over all of Spain, 
is the highest judicial body in all areas of law, except in relation to constitutional 
rights. It has five chambers: civil, criminal, administrative, social and military.  

• Below the Supreme Court is the National Court (Audiencia Nacional) which also 
has jurisdiction over all of the nation’s territory. It tries criminal cases that 
transgress regional boundaries, appeals against central administration, as well as 
certain labour cases.  

• The Higher Regional Courts (Tribunales Superiores de Justicia) are the highest 
courts within each Autonomous Community. They have four chambers: criminal, 
administrative, labour and civil. They constitute the final court of appeal in 
relation to the application of the law of the Autonomous Community in question.  

• The Provincial Court (Audiencia Provincial) has jurisdiction over a province. It tries 
criminal and civil cases. 

• District Courts (Juzgados) have jurisdiction to deal in the first instance; the 
different types of district courts are detailed as follows. In particular, examining 
courts (Juzgados de Instrucción) investigate and prepare criminal cases for other 
courts. Courts of First Instance (Juzgados de Primera Instancia) hear civil cases 
that are not designated by law to be heard by a higher court and hear appeals of 
judgements made by the Justice of the Peace. The Justice of the Peace (Juzgados 
de Paz) hears minor civil cases. Criminal Courts (Juzgados de lo Penal) try crimes 
prepared and investigated by the Court of First Instance. Administrative Courts 
(Juzgados de lo Contencioso-Administrativo) hear administrative appeals. Labour 
Courts (Juzgados de lo Social) have jurisdiction over work-related cases. Courts of 
Prison Vigilance (Juzgados de Vigilancia Penitenciaria) have jurisdiction over 
prisons and detainees. Juvenile Courts (Juzgados de Menores) try criminal cases 
committed by minors over 14 years old and under 18 years old; they may have 
jurisdiction over several provinces in an Autonomous Community. Domestic 
Violence Courts (Juzgados de Violencia de Género) hear criminal cases entailing 
domestic violence against women. Commercial Courts (Juzgados de lo Mercantil) 
hear all matters in connection with insolvency proceedings.  

 
71. As regards the single judge or collegiate nature of the aforementioned courts, all 
are single judge with the exception of the Supreme Court, the National High Court, the 
Higher Courts of Justice and the Provincial Courts. Collegiate courts decide by majority 
vote. There are 4,689 judges of whom 2,422 are men and 2,267 are women19.  
 
72. The Constitutional Court (Tribunal Constitucional), which has jurisdiction over the 
national territory, is competent to examine the compatibility of legislation with the 
Constitution and decide on appeals on alleged breaches of fundamental rights and 
freedoms (recurso de amparo). 
 
73. The Constitution enshrines the principles of independence, impartiality and 
irremovability of judges: judges shall be independent, shall have fixed tenure, shall be 
accountable for their acts and subject only to the rule of law (Article 117, Constitution). 

                                                           
19 Fourth Evaluation Report on European Judicial Systems, European Commission for the Efficiency of Justice 
(CEPEJ), 20 September 2012. 
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To ensure the principle of impartiality and that of a fair trial, the Spanish system has a 
clear separation of investigation and adjudication functions. A strict incompatibility 
regime to shelter the judicial profession from any improper influence is required by the 
Constitution (Article 127) and subsequently developed by the Organic Law 6/1985 of the 
Judiciary (LOPJ), the latter being the key instrument regulating the judiciary in detail. 
The LOPJ the Organic Law of the Judiciary devotes an entire section to judicial 
independence, addressing such issues as security of tenure, incompatibilities, immunity 
and economic independence.  
 

74. In particular, the General Council of the Judiciary (Consejo General del Poder 
Judicial, CGPJ) is a constitutional, professional, autonomous body mostly consisting of 
judges, which performs strategic, administrative, inspection and managerial functions 
with the final aim of guaranteeing judicial independence. The Constitution specifies the 
core functions of the CGPJ, i.e. appointment, promotion and discipline of judges. Over 
the years, the CGPJ duties have extended to virtually all organisational matters relating 
to the judiciary. All administrative decisions of the CGPJ can be subject to review in the 
Supreme Court.  

 
75. According to the Constitution, the CGPJ consists of the President of the Supreme 
Court, who presides over the CGPJ, plus 20 individuals, each of whom serves for five 
years. Of the 20 members, the Constitution specifies that 12 are to be judges; the other 
8 are attorneys or other jurists. The Constitution requires that the latter be appointed by 
a 3/5 majority of Parliament. The Constitution does not specify how the members 
belonging to the judicial shift are to be appointed and the system of appointment has 
varied over the years: before 1985, they were elected by judges themselves. However, 
that system was criticised at the time for generating a rather conservative composition of 
the CGPJ. The system was then changed with a view to ensuring that the CGPJ 
composition was more reflective of society as a whole and to avoid self-perpetuating 
government of judges: from 1985 onwards, Parliament assumed responsibility for 
appointment among the list of candidates proposed by the judges’ associations.  
 
76. At the time of the on-site visit, the manner of selection of the CGPJ members was 
repeatedly singled out by the representatives interviewed as a source of concern given its 
susceptibility to “politicisation” – the main criticism being that the method of election 
enabled political parties to divide the CGPJ seats among those whom they support. After 
the on-site visit, the GET was informed of the adoption of Law 4/2013 of 28 June 2013 
reforming the CGPJ, including some changes in the appointment of the members of the 
CGPJ belonging to the judicial shift. Accordingly, while Parliament retains responsibility 
for formal appointment by a 3/5 majority, any active judge can now present his/her 
candidacy if relying on the support of 25 judges or a judicial association. A minimum 
requirement for candidacy is at least 15 years of legal experience. The authorities 
indicated, after the on-site visit, that the new system has enabled a total of 54 judges, 
including about 18 non-associated judges, to run for election (in the former system 36 
was the maximum number of candidates).  
 
77. The GET recalls Recommendation CM/Rec(2010)12 of the Committee of Ministers 
on judges: independence, efficiency and responsibility, which enshrines the 
independence of councils of the judiciary and recommends that not less than half the 
members of such councils be judges chosen by their peers from all levels of the judiciary 
and with respect for pluralism inside the judiciary. This has also been reiterated by the 
Council of Europe European Commission for Democracy through Law (Venice 
Commission)20. In this connection, the GET notes that the recent reform in the 

                                                           
20 Report on European Standards as regards the Independence of the Judicial System, Part I – the 
Independence of Judges, European Commission for Democracy through Law (Venice Commission), CDL-AD 
(2010)004. 
Report on Judicial Appointments, European Commission for Democracy through Law (Venice Commission), CDL-
AD (2007)028. 
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appointment of CGPJ members opens up candidacy to any judge with sufficient support 
and not only to those proposed by judicial associations which was the case before. This, 
in principle, could have the potential of broadening representation of the corps of judges 
in the CGPJ’s composition since half of the judges in Spain are not affiliated to a judicial 
association. In turn, the number of candidates for election in Parliament could be fairly 
large and room for political bargaining at the time of the vote thereby increased. 
Moreover, the required 3/5 vote could easily allow a political party with a commanding 
majority in Parliament to place its preferred candidate in the post.  

 
78. The GET remains cautious as to the effect that the recent reform could trigger in 
the future and whether this reform would effectively strengthen the CGPJ’s image as a 
non-partisan body. While understanding that the role of Parliament in the appointment of 
the members of the CGPJ may have been justified for historical reasons, the GET refers 
back to the text of Recommendation CM/Rec(2010)12 quoted above, which calls for 
election of at least half of the council by the judges themselves through a democratic 
system where all the judges have the right to vote and to be elected. The GET also draws 
the attention of the authorities to Opinion no. 10(2007) of the Consultative Council of 
European Judges (CCJE) which more explicitly stresses that political authorities such as 
the Parliament or the executive should not be involved, at any stage, in the selection 
process. The GET further notes that the establishment of judicial councils is generally 
aimed at better safeguarding the independence of the judiciary - in appearance and in 
practice, the result in Spain seeming to be the opposite as evidenced by recurrent public 
disquiet in this domain. This is particularly dangerous at a time when cases involving 
political corruption are on the rise. 

 
79. Another novelty introduced with the LOPJ amendment of June 2013 is that only 
some of the CGPJ’s members (5 out of 20) are full-time. Before the reform, all members 
devoted themselves solely to CGPJ functions, to the exclusion of any other professional 
activities. The change in approach has reportedly been justified on efficiency grounds, 
but some in the profession argue that this reduces the work capacity of the CGPJ and 
further weakens its independence.  
 
80. In the GET’s view, given the key decision-making role that the CGPJ plays in vital 
areas of the judiciary, including on appointments, promotion, inspection and discipline 
concerning judges, it is crucial that this body is not only free, but also seen to be free 
from political influence. When the governing structures of the judiciary are not perceived 
to be impartial and independent, this has an immediate and negative impact on the 
prevention of corruption and on public confidence in the fairness and effectiveness of the 
country’s legal system. The GET understands that it is too early to assess the effects of 
the recent changes introduced in the appointment process of the CGPJ judicial members, 
but it fears that the perception of politicisation of the CGPJ, given the role of the 
Parliament in the process, may not be resolved in the citizens’ eyes. Moreover, the 
current reform has also encountered widespread discontent amongst the profession. The 
first testing experience of the recent reform took place with the election of the CGPJ 
members in November 2013; this issue having been a major point of contention for 
years, and in the particular context for Spain, the GET considers it deserves close follow-
up. GRECO recommends carrying out an evaluation of the legislative framework 

governing the General Council of the Judiciary (CGPJ) and of its effects on the 

real and perceived independence of this body from any undue influence, with a 

view to remedying any shortcomings identified.  

 
81. The Ministry of Justice (and the relevant executive bodies in the eight Autonomous 
Communities with devolved judicial competence) retains responsibility pertaining to court 
administrative personnel and management of buildings and resources. It handles salaries 
and pensions. The CGPJ has a separate budget, but it only covers the activities of the 
Council itself. The GET notes that the Ministry’s of Justice responsibilities over the budget 
and the budgetary process, as well as its role to re-allocate funding amongst courts and 
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judicial needs during the budgetary year, are perceived by many in the profession as 
posing a threat to the independence of the judiciary. Internationally binding texts do not 
strictly provide for budgetary autonomy of the judiciary. However, in the GET’s view, it is 
important to ensure that there is, at the very least, active and decisive judicial 
involvement both in drawing up and disbursing the budget, taking into account real 
needs and priorities as these emerge and with the requisite accountability mechanisms. 
One form which this judicial involvement could take would be by providing the CGPJ with 
greater budgetary management functions. This would be in line with the overall aim of 
economic independence of the judiciary which is enshrined in Chapter V of the LOPJ. This 
is also in accordance with Opinion no.10(2007) of the Consultative Council of European 
Judges (CCJE) which stresses that a system in which the council for the judiciary has 
extended financial competences requires serious consideration in those countries where 
such is not the case at present; it further states that courts can only be properly 
independent if they are provided with a separate budget and administered by a body 
independent of the executive and the legislature. This is an issue that can be taken in 
due consideration when implementing recommendation v above. 

 
82. There is a comprehensive reform of the judiciary underway aiming at enhancing 
efficiency. An Inter-institutional Commission (composed of 7 members representing 
judges, prosecutors, academics and the legal profession) has been created to work in this 
area. The reform would reportedly look into appointment procedures, the territorial set-
up of the judicial system and “single-judge” structures, the excessive workload of courts, 
the centralisation of judicial information, etc.  
 
Recruitment, career and conditions of service 
 
83. Judges are appointed to office, for an indefinite period of time, until the official age 
of retirement. Judges cannot be transferred, suspended, dismissed or be made to retire 
for causes other than those prescribed by law (Article 118, Constitution).  
 
84. Access to the judicial career is based on the principle of merit and capacity to 
perform judicial duties (Article 301(1), LOPJ). The principal route to the judiciary is 
organised by way of (i) a rigorous public competition open to law graduates of Spanish 
citizenship with full legal age (18 years old), which is then followed by (ii) a period of 
training (theory and practice) at the Judicial School. A minority of judges are drawn from 
experienced lawyers of recognised competence; they must also follow the training course 
of the Judicial School (Article 301(5), LOPJ). All candidates must present proof of clean 
criminal records.  

 
85. The selection process is designed to fulfil the goals of transparency and objectivity 
(Article 301(2), LOPJ); the relevant selection bodies (Selection Committee and Examining 
Board) have a mixed composition bringing together representatives of the Ministry of 
Justice, judges, prosecutors and academia. Furthermore, the LOPJ contains provisions 
encouraging the selection and appointment of disabled persons on the basis of the 
principles of “equal opportunities, non-discrimination and compensation for 
disadvantages”; according to these provisions the selection procedures must also respect 
the principle of “equality between men and women”. The initial training and selection 
course includes a multidisciplinary training programme and practical supervised training 
targeted at different bodies of the judiciary (Article 307, LOPJ). All selection tests to 
enter and to be promoted in the judicial career include a chapter on the principle of 
gender equality, including particular measures against gender violence (Article 310, 
LOPJ). Candidates who pass the theoretical and practical course are formally appointed 
judges by the CGPJ, following a proposal made by the Judicial School.  
 
86. In theory, promotion in the judicial career is based on the principles of merit and 
capacity and also on suitability and specialisation to perform judicial duties 
(Article 316(3), LOPJ). In practice, according to the relevant rules on merits’ contests 
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(Articles 329 and 330, LOPJ), seniority is the main criterion for promotion or transfer. 
That said, the GET was told that increasing attention was being paid to specialisation in 
the context of the ongoing reform of the judiciary. Evaluation of judges’ performance is 
based on the achievement of quantitative targets. The evaluation system is currently 
moving from a court-based to a more institutionalised mechanism. 
 
87. For higher appointments, i.e. Presidents of Provincial Courts, High Courts of 
Justice, the National Court and Supreme Court, the CGPJ exercises a discretionary power 
regarding the relevant proposals for appointment. All decisions of the CGPJ concerning 
this issue must be reasoned and can be challenged by way of judicial review (before the 
Administrative Chamber of the Supreme Court) by any of the applicants. The 
appointment of the aforementioned higher officials is made for a five-year period. In 
order to refine the discretionary power of the CGPJ in this matter, Regulation No. 1/2010 
of 25 February 2010, on decisions regarding appointment of holders of high judicial 
offices, was issued. It contains guidance on the merits and criteria of competence to be 
assessed when adopting decisions on appointment; all proposals for appointments must 
be consistent with the principles of merit and capacity in the performance of judicial 
duties, objectivity, transparency and gender balance.  

88. The GET acknowledges the positive steps taken to enhance the skills of justice 
professionals and to ensure transparency and fairness in their recruitment. The Spanish 
entry system to the judiciary is said to be one of the toughest across Europe. The GET 
further notes that, in principle, judges and prosecutors are promoted according to their 
length of service, particularly at the lower levels of the hierarchy. However, questions 
were raised on-site concerning the potential of greater discretion by the CGPJ in 
promotions of some categories of senior judges (i.e. Presidents of Provincial Courts, High 
Courts of Justice, the National Court and Supreme Court judges) and the possibility of 
political interference in such promotions which were not perceived to be carried out in a 
fully transparent manner. Criticism in this regard has been expressed by both civil 
society and judges themselves: there is a certain impression that while the judiciary is 
independent at its base, it is politicised at the top in its governing bodies, i.e. the CGPJ 
and the senior ranks of the judiciary. Some indicated that it was sometimes known 
beforehand who would be appointed to the senior position in question.  

89. International standards are unequivocal in this respect: all decisions concerning 
appointment and professional career must be based on objective criteria; councils of the 
judiciary should demonstrate the highest degree of transparency21. The GET has difficulty 
in reconciling such standards with the “discretion” as to how to assess merits and 
professional qualifications with which the law vests the CGPJ when appointing senior 
judges. Some attempts have been made in recent years to refine the criteria on which 
the CGPJ should base these appointments, notably, through a 2010 regulation and a 
number of Supreme Court decisions. However, the representatives interviewed conceded 
that it would be preferable for these criteria to be specifically included in the law and 
indicated that the draft amendments of the LOPJ included provisions in this respect (e.g. 
requirements to submit CVs, documents/titles certifying merits, performance reports, 
etc.). The GET welcomes the anticipated regulatory change. When promotions are not 
based on seniority, but on qualities and merits, these must be clearly defined and 
objectively assessed. In the GET’s view, the promotion of judges is an extremely 
important issue to instil public trust in the fairness and transparency of judicial 
processes; any suspicion of undue influence in the promotion of judges to higher 
positions must be dispelled. GRECO recommends that objective criteria and 

evaluation requirements be laid down in law for the appointment of the higher 

ranks of the judiciary, i.e. Presidents of Provincial Courts, High Courts of 

Justice, the National Court and Supreme Court judges, in order to ensure that 

these appointments do not cast any doubt on the independence, impartiality 

                                                           
21 Recommendation CM/Rec(2010)12 of the Committee of Ministers on judges: independence, efficiency and 
responsibility. 
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and transparency of this process. When implementing this recommendation the 
authorities should bear in mind the concerns expressed in paragraph 80 
(recommendation v) on the perceived politicisation of the CGPJ. 

 
90. Judges cannot be redeployed, even by way of promotion, without having freely 
consented thereto; an exception to this principle is permitted only when compulsory 
transfer (traslado forzoso) is provided for and has been pronounced by way of a 
disciplinary sanction, e.g. in cases of incompatibilities. Both appointments and transfers 
of judges are publicised.  
 
91. Judges can only lose their position (a) if they renounce their judicial career; (b) if 
they lose Spanish nationality; (c) by virtue of a disciplinary sanction; (d) if convicted 
when the sanction entails imprisonment of over six months; (e) if they fall under 
incapacitating circumstances; (f) when they retire. The prosecution service must be 
informed if removal occurs in the terms foreseen in indents (b), (c), (d) and (e). 
Dismissal procedures are the responsibility of the CGPJ and are always carried out with a 
hearing of the interested party and reporting to the public prosecutor. Proceedings in 
such cases are entrusted either to the disciplinary committee or the full assembly of the 
CGPJ.  
 
92. The gross annual salary of a first instance judge at the beginning of career is 
47,494 EUR; it amounts to 111,932 EUR for judges of the Supreme Court. Professional 
incentives are in place for judges who exceed performance targets.   
 
Case management and procedure 
 
93. The premise is that cases are to be assigned to judges on objective grounds. Case 
allocation is computerised and based on objective criteria, however, these criteria are not 
homogenised throughout the Spanish territory. Although this was not said to pose any 
problem in practice (the different courts in Spain were generally following the same sort 
of criteria), the authorities were looking into establishing a unified system of distribution 
of cases to judges. The GET considers this to be a positive development which the 
authorities are encouraged to complete so that consistent procedures in case allocation 
apply countrywide and are not subject to local variation.  
 
94. As a rule, a judge can be removed from hearing a case only if there are grounds 
for her/his disqualification (e.g. disciplinary reasons). No court or judge, nor their 
governing bodies or the CGPJ, may issue instructions to lower courts (Article 12 (3), 
LOPJ). Any judge who sees his/her independence compromised may report it to the CGPJ 
in order to initiate the appropriate legal proceedings to preserve such independence 
(Article 14, LOPJ). Lower court decisions may be appealed to a higher court and, 
ultimately, to the Supreme Court. 
 
95. Legal proceedings are to be carried out within a “reasonable period of time” 
(Article 24(2), Constitution). Numerous attempts have been made to streamline the 
workings of the judicial system, including by increasing the number of judges or 
amending certain procedural laws; however, the excessive workload of courts puts at risk 
the capacity of the system to deal with the number of cases they receive, and to do so in 
a timely manner. In February 2013, over 2,000 judges went on strike to protest 
worsening work conditions. The ratio of 10 judges per 100,000 population in Spain is one 
of the lowest in Europe. As a matter of fact, one of the chief problems continuing to 
affect Spanish justice is undue delay in decisions by the courts22.  

 

                                                           
22 A number of judgments by the European Court of Human Rights (ECHR) have established violations of 
Article 6 of the Convention on the grounds of undue delay. See for example, Garcia Mateos vs Spain 
(19.2.2013), Serrano Contreras vs Spain (20.3.2012), González-Doria Durán de Quiroga vs Spain 
(28.10.2003).  
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96. Corruption cases are no exception and there is a great deal of concern over the 
length of time they take. The GET was told that courts have been swamped with about 
800 corruption cases in the last five years and only a few have resulted in conviction or 
reached conclusion. The problems seem to arise principally at the investigation stage, but 
there does not appear to be any difficulty with the length of trial themselves. It seems 
that investigations have a tendency to mushroom and to turn into investigations of every 
possible aspect of the particular matter being enquired into. The root cause of this seems 
to be a combination of the legality principle applied in Spain in very strict terms which 
requires that every offence be investigated and prosecuted, and the control of the 
investigating judge over the investigation – or, at least, an unclear division of 
responsibility between the prosecutor and the judge. The ongoing reform of the judiciary 
is looking into this problem and has proposed several initiatives to curb it, including by 
resorting to alternative resolution mechanisms, decriminalising certain minor offences 
(misdemeanours), increasing judicial taxes and restricting free legal aid to persons with 
low income levels, reorganising judicial structures, prioritising cases, etc. Likewise, the 
GET was told that proposals had been tabled to place control of the investigation in the 
hands of the prosecutor in order to empower him/her to choose what charges to 
investigate and prosecute rather than requiring him/her to investigate and charge a 
multiplicity of offences which in turn could create an unwieldy and unnecessarily complex 
investigation and trial. The GET encourages the authorities to tackle this issue, as a 
priority, since it severely undermines public trust in justice, as polls repeatedly evidence.   

 
97. The CGPJ, in its supervisory capacity, can carry out ad-hoc inspections (which it 
can also delegate to the superiors responsible for the different courts) to verify the 
functioning of the administration of justice; the Ministry of Justice may request the CGPJ, 
as appropriate, to inspect the operation of a given court, as necessary. This inspection is 
in no way to interfere with the due independence of justice. In relation to the problem 
highlighted above concerning the excessive length of judicial processes, the GET 
considers that the current internal audit system could pay closer attention to the 
efficiency of working methods and procedures in court.   
 
98. As regards publicity of judicial work, court hearings are public unless provided by 
law for justified reasons, e.g. protection of minors (Article 120(1), Constitution). All 
judgments must be reasoned and of a public nature (Article 120(3), Constitution). The 
CGPJ publishes judicial statistics on its website as well as reports on perceptions, on 
inspections performed, on the functioning of courts, etc. The CGPJ also contains a search 
engine for jurisprudence. Furthermore, there is a Centre for Judicial Documentation 
(CENDOJ), under the auspices of the CGPJ, providing a database with Spanish, European 
and international legal texts, judgements, publications and other legislative materials. 
There are plans underway to better centralise judicial information through the 
establishment of a common database.  
 
Ethical principles, rules of conduct and conflicts of interest 

99. No code of conduct, nor set of rules or principles in the field of judicial ethics, has 
been specifically issued for the judiciary in Spain. That said, the LOPJ enshrines the 
principles of due independence and impartiality of the judicial function, and introduces a 
strict incompatibility regime for judges. The Constitution establishes core values 
governing the judicial function, i.e. independence and impartiality of judges, security of 
tenure, etc. and other principles that apply to judicial proceedings, such as the right to 
legal remedies, the presumption of innocence, etc. The draft amendments of the LOPJ 
also include provisions on ethics (independence, respectful treatment) and transparency. 
 
100. Spain has actively participated in the preparation of model codes of conduct in 
other regions of the world, and more particularly, the London Declaration (2010)23 and 

                                                           
23 European Network of Councils of the Judiciary: 
http://www.encj.eu/images/stories/pdf/ethics/encj_london_declaration_recj_declaration_de_londres.pdf  



29 
 

the Latin American Code of Judicial Ethics (2007)24, which the GET was told constitute 
inspirational guidance for the Spanish judiciary. So do other materials on ethics issued by 
the European Network of Councils of the Judiciary. These documents are available at the 
CGPJ website. The Spanish CGPJ actively participates in the Latin American Committee of 
Judicial Ethics which functions comprise (i) issuing non-binding opinions on topics and 
questions related to judicial ethics at the request of the Summit of Presidents of Supreme 
Courts of Latin American countries or any of its members (i.e. Supreme Courts or 
Councils for the Judiciary of Latin American countries; (ii) promoting the development of 
judicial ethics and discussions on the subject through training activities, seminars, 
publication of papers and monographs, etc.; and (iii) strengthening the ethical standards 
and consciousness of judges from Latin American countries.  
 

101. The GET acknowledges the active role taken by the Spanish judiciary to further 
develop deontological standards for the Ibero-American region. The GET was informed 
that the Latin American Code of Judicial Ethics is applied in practice although it has never 
been formally adopted. Many in the profession recognised that it was awkward that the 
Spanish judiciary had greatly contributed to the development of deontological standards, 
but that it had not formally adopted a code of its own and that it was probably time to do 
so. The GET can only share such a view. It further believes that drafting and adopting a 
code of conduct specific to the Spanish judiciary would enable broad discussion among 
Spanish judges themselves about the ethical dilemmas and the potential conflict of 
interest situations they may face in the fulfilment of their tasks. Such discussion in itself 
could only be beneficial towards agreeing on shared values and to restate the 
commitment of the profession towards integrity. The adoption of a code of conduct would 
also represent a key opportunity to translate core values into behavioural norms. 
Furthermore, the adoption of a clear set of deontological standards would assist in 
creating joint expectations among judges and the public as to what conduct is to be 
expected in court. Regarding guidance on deontological matters, the GET was told that 
these can be referred, through the CGPJ, to the Latin American Committee of Judicial 
Ethics which can issue non-binding opinions, as per request. This possibility has, 
however, never been used to date. In practice, judges were turning to other colleagues 
for advice whenever confronted with integrity questions. The GET takes the view that the 
establishment of an institutionalised advisory service could not only assist in better 
advising judges in case of integrity-related dilemmas, but also in bringing coherence to 
the court’s integrity policy and in developing best practice across the profession. 
Consequently, GRECO recommends that (i) a code of conduct for judges be 

adopted and made easily accessible to the public; and (ii) that it be 

complemented by dedicated advisory services on conflicts of interest and other 

integrity-related matters.  

 

Prohibition or restriction of certain activities 
 
Incompatibilities and accessory activities, post-employment restrictions 

 
102. Judges are subject to a very strict regime of incompatibilities, much stricter than 
any other public servant. In particular, judges are banned from membership of political 
parties or unions25 (Article 395, LOPJ). The aforementioned ban does not apply to judges 
of the Constitutional Court and the GET notes that such an exception is triggering some 
debate for conflicts of interest-related allegations in course. On the other hand, judges 
can be granted “special leave” to take up political activity. In 2012 the law was changed 
and, under the terms of special leave, judges/prosecutors continue to contribute to 
health and pension schemes, acquire seniority in service and are able to return to the 
same post they left. Prior to the said reform, judges/prosecutors who took up a political 

                                                           
24 http://perso.unifr.ch/derechopenal/assets/files/legislacion/l_20120308_02.pdf  
25 Judges may, however, form professional associations.  
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activity were considered to be on “sabbatical leave” according to which their post could 
not be kept for their return, nor could the years spent outside the service count for 
seniority reasons. The GET has doubts about this situation since it raises questions from 
the point of view of separation of powers and regarding the necessary independence and 
impartiality of judges in reality and in appearance, all the more so given public concerns 
as to the risks of politicisation of the judicial function in Spain. The GET was told that the 
planned reform is looking into this matter: the possibility for a judge to take leave to a 
join political activity will continue to exist, but the conditions upon return, and more 
particularly those relating to promotion, would be more restrictive. The GET fears this 
move may not be sufficient to redress concerns over politicisation of the judiciary.  
 
103. Moreover, judges cannot hold any paid jobs or professions (except teaching and 
legal research, literary, scientific, artistic and technical papers), nor any position of 
popular election or political appointment or within the public administration (Article 389, 
LOPJ). The GET is satisfied that supervision over accessory activities carried out by 
judges appears to be exercised in an adequate manner.  
 
104. There are no regulations that would prohibit judges from being employed in 
certain posts/functions or engaging in other paid or unpaid activities after exercising a 
judicial function. Cases where judges resign from office to assume work in the private 
sector are rare and not seen as a threat to judicial independence.   
 

Recusal and routine withdrawal 
 

105. It is forbidden for judges to hear and decide on cases in which they may be an 
interested party, either personally or as representatives of others. Grounds for recusal 
are extensively listed in the LOPJ (Articles 219, 391-393) and include family relationship, 
friendship or enmity with the parties and involvement in previous stages of litigation. The 
ongoing amendment of the LOPJ introduces one more ground as way of a “blanket 
provision” for judges to abstain in a case where they may have any sort of direct or 
indirect interest. 
 
106. Judges are required to abstain if a conflict of interest arises and in the event of 
not doing so an objection may be filed by the injured party. It is possible to review the 
judicial decision issued by a biased judge in the form of an application of annulment on 
grounds of illegality of the decision and breach of due process for lack of impartiality of 
the responsible judge (ordinary appeal or cassation appeal, in accordance with 
Articles 5(4) and 228(3) of the LOPJ. Furthermore, the matter can be invoked before the 
Constitutional Court (recurso de amparo) once the available domestic legal remedies 
provided by ordinary jurisdiction have been exhausted.  
 

Gifts 
 

107. There are no detailed rules on the acceptance of gifts specifically by judges. There 
was consensus among the different interviewees on-site on the fact that, in practice, 
there is no culture of making gifts to judges. This should also be clearly stated, in 
writing, in the code of conduct recommended above.  
 

Misuse of confidential information and third party contacts 
 

108. While court proceedings are, as a general rule, public, confidentiality obligations 
apply concerning the handling of information in a case. Breach of professional 
confidentiality is punishable by Article 417 of the Penal Code; sanctions consist of fines, 
debarment and even imprisonment if serious damage is caused or if the secrets of a 
private individual are involved. The disclosure of confidential information may also entail 
disciplinary consequences.   
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Declaration of assets, income, liabilities and interests 
 

109. There are no specific requirements, duties or regulations in place for judges to 
submit financial declarations, others than those applying for taxation purposes. The GET 
was made aware of a case where the Inspection Service of the CGPJ, upon a complaint 
over illicit enrichment of a judge, had asked tax authorities to access the judge’s financial 
record in order to assess potential irregularities. The GET was further told that the 
number of cases in which either a judge or a prosecutor has been prosecuted and found 
guilty of a corruption offence is virtually nil. All interlocutors met stressed that both 
judges and prosecutors had a strong spirit of public service and dedication to public duty, 
and that, other than some isolated case, there had been no evidence of financial 
corruption amongst either the judiciary or prosecutors. While the GET does not see the 
need to issue a formal recommendation on the establishment of an asset declaration 
system, it notes the varied and evolving experience being gathered by GRECO member 
States in this domain and encourages the Spanish authorities to explore the advisability 
of making judges disclose their financial interests to their relevant hierarchy in order to 
better safeguard independence and impartiality vis-à-vis parties to proceedings or 
regarding the outcome of a given case; the existing rules on recusal outlined in 
paragraphs 105 and 106 are also valuable tools in the system to better prevent conflicts 
of interest. 

Supervision and enforcement 

110. Judges are subject to civil liability (Articles 411 to 413 LOPJ) for intentional 
damages caused in the performance of their duties. Civil action against the judge 
concerned can only take place once the proceedings where the damage has occurred are 
closed.  
 
111. Judges are also criminally liable. Criminal liability proceedings against a judge 
may be filed either by an order issued by the competent court or following a complaint 
lodged by the prosecutor, the aggrieved or injured party, or by exercising popular action 
on behalf of public interest. Articles 398-400 LOPJ provide that serving judges may only 
be arrested by order of the competent court or in case of flagrante delicto. Criminal 
proceedings against a judge must be instituted, either before the competent higher court 
of justice or before the Supreme Court, depending on the hierarchical position of the 
judge in question. Since 1998, there have been eight convictions for abuse of judicial 
office. From 1988 to 2013, there have been five cases of members of the Spanish 
judiciary prosecuted for corruption-related offences. In all these cases the CGPJ decided 
to suspend temporarily the involved judges from office, once the indictment had been 
filed and the opening of trial had been ordered by the competent court. In one of the five 
afore-mentioned cases, the indicted judge was acquitted following the final decision 
rendered by the Criminal Chamber of the Supreme Court.    
 
112. Disciplinary liability for violations of ethical (e.g. incompatibilities) or professional 
duties (e.g. undue delay) applies. It is regulated in detail in Articles 417 to 419 LOPJ (as 
amended in June 2013), which distinguishes three categories of infringements: petty 
offences (e.g. unjustified leave of service for one or two days), serious offences (e.g. 
disrespect to superiors, hindrance of inspection activities, unjustified recusal, etc.) and 
very serious offences (e.g. affiliation to political parties or unions, disqualifying positions, 
abuse of authority, etc.). Petty offences are sanctioned with warnings and/or fines; 
serious offences are sanctioned with fines of up to 6,000 EUR; very serious offences are 
punished with removal from office/suspension or dismissal from the judiciary.  

 
113. In principle, the opening of disciplinary proceedings is mandatory for all types of 
disciplinary offences (including petty disciplinary offences), the only exception being 
when the sanction of warning is applied. This type of sanction can be imposed directly by 
either the Presidents of the courts or the Government Boards of the courts by means of a 
brief proceeding after having heard the judge concerned.  
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114. For all other cases, Law 4/2013 of 28 June 2013 has introduced the institution of 
the Commissioner for Disciplinary Action (Promotor de la Acción Disciplinaria) which is 
now the competent authority to initiate disciplinary proceedings; it can do so ex-officio, 
upon a citizen’s complaint or if requested by the Plenary of the CGPJ. Hence, the 
Commissioner has responsibility for receiving complaints, for obtaining the 
representations of the judge concerned and for deciding in their light whether or not 
there is a sufficient case against the judge to call for the instigation of disciplinary action, 
in which case it would refer the matter to the Disciplinary Committee. The Commissioner 
is appointed for a five-year term and can only be a judge from the Supreme Court or a 
judge with more than 25 years of experience. As regards the adjudication of disciplinary 
cases, the CGPJ (Disciplinary Committee26) is competent to impose sanctions on judicial 
office holders for serious and very serious violations. The sanction of dismissal can only 
be imposed by the Plenary of the CGPJ.   

 
115. The decisions of the CGPJ are subject to judicial review before the Third Chamber 
of the Supreme Court. The disciplinary legal authority of the CGPJ is concerned only with 
the performance of judicial functions (undue delay, abuse of authority, incompatibilities, 
etc.) and it can in no way affect jurisdictional matters, that is, the specific content of 
judicial judgments. If disciplinary and criminal proceedings run in parallel, the decision on 
discipline needs to await the outcome of the criminal case. 

 
116. The GET welcomes the fact that the initiation and the adjudication phases of a 
disciplinary case are now separated in line with international standards; the recent 
reform introduced in this area have the potential of ameliorating the fairness and 
effectiveness of disciplinary action. The GET however notes that disciplinary proceedings 
cannot last longer than six months. This short time span has given rise to a number of 
decisions of the Supreme Court overturning the sanction of the CGPJ on the grounds that 
the relevant disciplinary proceedings had not respected the statutory 6-month deadline. 
It is to be noted that the applicable deadline for proceedings against judicial secretaries 
and civil servants working in the judicial administration is 12 months. In the GET’s view 
this state of affairs calls for further review. GRECO recommends extending the 

limitation period for disciplinary procedures. 
 
117. It is possible for citizens to channel their complaints about judges to the CGPJ, 
which, when appropriate, can open disciplinary proceedings and impose sanctions. The 
Spanish Ombudsman (Defensor del Pueblo) receives a fair number of applications from 
citizens complaining about the operation of justice; most of the complaints received refer 
to undue delays and poor service. The latest report of the European Commission for the 
Efficiency of Justice (2012) includes the following statistics on disciplinary proceedings 
and sanctions based on 2011 data27.  
 

Number of disciplinary proceedings initiated against judges  
 

Total number (1+2+3+4) 47 

1. Breach of professional ethics 10 

2. Professional inadequacy 33 

3. Criminal offence 4 

4. Other 0 
 

                                                           
26 The Plenary of the CGPJ designates among its members and for a five-year term, those officers who will be 
part of the Disciplinary Committee. The Disciplinary Committee is composed of seven members of the CGPJ: 
four belong to the judicial career and three are legal professionals with recognised expertise (Article 603, LOPJ).   
27 Fourth Evaluation Report on European Judicial Systems, European Commission for the Efficiency of Justice 
(CEPEJ), 20 September 2012. http://www.coe.int/T/dghl/cooperation/cepej/evaluation/2012/Spain_en.pdf 
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Disciplinary sanctions against judges  

Total number (total 1 to 9) 41 
1. Reprimand 11 

2. Suspension 12 

3. Removal of cases 0 

4. Fine 17 
5. Temporary reduction of salary 0 

6. Position downgrade 0 
7. Transfer to another geographical (court) location  0 
8. Resignation 1 
9. Other 0 

 
118. The current system has been subject to civil society complains about its alleged 
corporatism and opacity. Although it is possible for the public to submit complaints to the 
CGPJ on a judge’s misconduct, the fact is that there is no public record on how many 
such complaints have been filed, for which type of misconduct and which type of action 
has been taken by the CGPJ thereafter. In the GET’s view, transparency is an essential 
tool to fostering citizens’ trust in the functioning of the judicial system and is a guarantee 
against any public perception of self-interest or self-protection within the judiciary. 
Moreover, the dissemination of case law on matters of discipline can be a valuable tool 
for judicial practice. In order to help identify and further promote corruption prevention 
within the judiciary and raise public awareness of the action that is taken, the authorities 
may wish to publish more detailed information on complaints received, types of breaches 
and sanctions applied.  

Advice, training and awareness 

119. The Judicial School is in charge of judges’ education and training. There are two 
main objectives to the courses offered at the Judicial School: fostering the specialisation 
of judges and keeping judges in touch with emerging legal areas. All judges, regardless 
of seniority, are continuously offered courses in different areas of law. The Judicial School 
offers mandatory initial training courses on, inter alia, the role of a judge and the 
functions of the courts, which include sections on independence and impartiality, ethical 
rules for a judge and basic values. In-service training courses on matters related, inter 
alia, to the fight against corruption and judicial ethics are also available on an optional 
basis. Annual training programmes are prepared in coordination between the Judicial 
School and the CGPJ. It was also mentioned that when preparing for the entrance 
examination, candidates undergo preparation which lasts for several years and is often 
provided by a senior judge who acts as a mentor and teaches the candidate not only 
theoretical knowledge, but also about the high values to which the profession must 
adhere.   
 
120. Judges can obtain guidance on disqualification and incidental employment from 
the Department of Judicial Personnel of the CGPJ. As explained before, institutionalised 
counselling for integrity-related matters is lacking; a recommendation has already been 
issued in this respect.  
 

121. Efforts are currently being made to better communicate on justice matters and to 
improve the understanding and confidence of citizens in this domain. A communication 
strategy has been developed. Likewise, a programme on education in justice in school 
has been launched. The GET welcomes these efforts which could be critical in building 
citizens’ confidence in the justice system. 
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V. CORRUPTION PREVENTION IN RESPECT OF PROSECUTORS 

 

Overview of the prosecution service 
 

122. The State Prosecution Service (SPS) is a constitutional body, with legal 
personality and incorporated with functional autonomy within the judiciary. Article 124 of 
the Constitution provides that the SPS has the mission of promoting justice in defence of 
the law, the rights of the citizens and the general interest, as well as contributing to 
guaranteeing the independence of the courts. It also states that members of the SPS act 
in accordance, on the one hand, with the principles of unity of action and hierarchical 
subordination and, on the other hand, with those of legality and impartiality. Under the 
principle of legality, the SPS acts subject to the rule of law; under the principle of 
impartiality, the SPS acts with full objectivity and independence in the defence of the 
interests entrusted to it. The basic regulations governing the Spanish prosecution service 
are set out in the Organic Statute of the Prosecution Service (OSPS) approved by Law 
No. 50/81, as amended in 2007. The Organic Law 6/1985 of the Judiciary (LOPJ) 
supplements its provisions, notably, for a number of career related issues. There are 
2,408 prosecutors, of whom, 963 are men and 1,445 are women28. 
 
123. The SPS consists of the following bodies:  
 

• The Prosecutor General  
• The Prosecution Council (Consejo Fiscal) 
• The Board of High Prosecutors and the Board of Superior Prosecutors of the 

Autonomous Communities (Junta de Fiscales Jefes de Sala) 
• The Prosecutor’s Office at the Constitutional Court   
• The Prosecutor’s Office at the Supreme Court 
• The Prosecutor’s Office at the National Court 
• The Prosecutor’s Office at the Court of Audit 
• Special Prosecutor’s Offices 

o Special Prosecutor’s Office against Illegal Drug Trafficking 
o Special Prosecutor’s Office against Corruption and Organised Crime 

• Territorial Prosecutor’s Offices  
o Prosecutor’s Office at an Autonomous Community 
o Provincial Prosecutor’s Offices 
o Area Prosecutor’s Office 

 

124. The Prosecutor General is the head of the SPS and has public authority 
throughout the Spanish territory. Pursuant to Article 124 (4) of the Constitution, the 
Prosecutor General is appointed and removed by the King, on proposal of the 
Government, after consulting the General Council of the Judiciary (CGPJ). In 2001, 
GRECO expressed concerns over the degree of independence and operational autonomy 
of the SPS and recommended that the nature and the scope of powers of the 
Government in relation to the SPS be established by law, and that any future exercise of 
such powers be made in a transparent way and in accordance with international treaties, 
national legislation and the general principles of law29. 
 

125.  In 2007, the OSPS was amended (Law No. 24/2007) to introduce additional 
safeguards enhancing the independence of the Prosecutor General; further amendments 
followed in 2009 to provide for greater assurances of autonomy to the prosecution 
service. Several guarantees coexist at present in this respect. Firstly, the choice must be 
made from among Spanish lawyers of recognised prestige with more than 15 years of 
active professional practice. Secondly, the mandate of the Prosecutor General is limited 

                                                           
28 Fourth Evaluation Report on European Judicial Systems, European Commission for the Efficiency of Justice 
(CEPEJ), 20 September 2012. 
29 http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/greco/evaluations/round1/GrecoEval1(2001)1_Spain_EN.pdf 
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to four years (non-renewable) and there is a closed list of objective causes for removal 
and leave of office (Article 31, OSPS)30 so that the Government can no longer demote the 
Prosecutor General solely at its discretion. Thirdly, the proposal of the Government must 
be subject to consultation with the General Council of the Judiciary (CGPJ) and then the 
candidate must appear before Congress. The three branches of the State thus participate 
in the appointment of the Prosecutor General. Fourthly, the involvement of the Board of 
High Prosecutors (see also paragraph 134) is required whenever the Prosecutor General 
has to instruct his/her subordinates on any matter affecting members of Government 
(regardless of their procedural position), as well as when a decision concerning recusal of 
the Prosecutor General must be taken. Lastly, the neutral statute of the Prosecutor 
General’s Office is preserved through its support and operation by a technical body (see 
also paragraph 132 for concrete details on how neutrality of the relevant technical 
services is articulated).   
 
126. Despite all the aforementioned safeguards, there continues to be concern as to 
the “perceived independence” of the Prosecutor General. The GET notes that 
Recommendation Rec(2000)19 of the Committee of Ministers on the role of public 
prosecution in the criminal justice system, allows for a plurality of models, ranging from 
systems in which the public prosecution is independent of the Government and others 
where it is subordinated to the executive branch. However, it is essential that at the level 
of the individual case the prosecution service has sufficient autonomy to take decisions 
free of executive or governmental direction, or when directions can be given that the 
process is fully transparent in accordance with the requirements of paragraph 13 of  
Recommendation Rec(2000)19. Leaving aside the model in place, it is crucial for public 
confidence that prosecution is, and appears to be, impartial, objective and free from any 
improper influence, particularly of a political nature. The GET welcomes the steps taken 
by the authorities to create “safety nets” to better ensure that prosecution is carried out 
without unjustified interference. That said, the GET can also see why there continues to 
be public criticism in this area. In particular, the Prosecutor General is chosen by the 
Government. There is no real input from any other State body. The CGPJ has to approve 
the appointment, but its role is confined to examining whether the candidate has the 
necessary qualifications, and thus, it is a purely formalistic role leaving no scope for the 
CGPJ to form or offer a view on the merits of the rival candidates. Moreover, the 
Prosecutor General leaves office with the Government that proposed him/her. 
 
127.  The GET refers to international standards which could be a source of inspiration 
for the Spanish authorities for the weaknesses identified above31. Concerning the method 
of selection of the Prosecutor General, it is important that it is such as to gain the 
confidence of the public and the respect of the judiciary and the legal profession. To 
achieve this, professional, non-political expertise should be involved in the selection 
process. Furthermore, the term of office of the Prosecutor General should not coincide 
with that of Parliament or the continuance in office of the Government as this could 
create an impression that the Prosecutor General is linked to or a part of the executive 
branch of Government. The GET additionally considers that the four-year term could be 
considered short, particularly if a Prosecutor General is expected to carry out a 
programme of reform within the office, although it must be conceded that such a short 
term is by no means unusual. The GET welcomes the fact that the Prosecutor General’s 
mandate is not renewable which is an important guarantee for his or her independence.  

 
128. The Government, through the Ministry of Justice, may ask the Prosecutor General 
to introduce motions in court in order to promote and defend the public interest. The 

                                                           
30 Article 31, OSPS: Removal of the Prosecutor General can only take place (i) at his/her own request; (ii) for 
involvement in conflicts of interests or disqualification clauses; (iii) due to incapacity or illness that disqualifies 
him/her for the office; (iv) for gross or repeated dereliction of duties; (v) when the Government that nominated 
him/her leaves power.  
31 Report on European Standards as regards the Independence of the Judicial System, Part II – the Prosecution 
Service, European Commission for Democracy Through Law (Venice Commission), CDL-AD (2010)040. 
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latter is, however, not legally bound to follow such instructions, but will respond to the 
Government on the feasibility and adequacy of implementing the request after consulting 
the Board of High Prosecutors. The Government, through the Ministry of Justice, may ask 
the Prosecutor General to provide information on specific cases being prosecuted, as well 
as, more generally, on the development of the prosecutorial function (Article 9, OSPS). 
Parliament may require the Prosecutor General to appear before any of its Chambers to 
report on matters of general interest. The Government cannot give instructions of a 
general or specific nature to the Prosecutor General. Public prosecutors may not receive 
orders or indications concerning how to discharge their functions except from their 
hierarchical superiors (Article 55, OSPS – see also section on case management and 
procedure).  
 
129. Doubts were expressed as regards the possibility provided by law for the 
Government to ask the Prosecutor General to report back on specific cases being 
prosecuted. Although it was said that this possibility does not pose problems in practice: 
the type of information being requested was more of a general nature and a public 
prosecutor could in any case refuse to disclose information on an individual case; many 
indicated that the law should better define the process by which this communication, 
between the Prosecutor General and the Government through the Ministry of Justice, is 
structured. In the GET’s view, it is key that communication between the Prosecutor 
General and the Government is made in a transparent manner, in writing and published 
in an adequate way subject to the possibility to delay publication where this was 
necessary to protect the interests of justice, for example where publication could 
interfere with the accused person’s right to a fair trial. The GET recalls the remarks it 
made in paragraph 126 as to the applicable standards laid out in Recommendation 
Rec(2000)19 concerning transparency of communication between the Government and 
the public prosecution.  
 
130. With regard to economic autonomy, the SPS budget is part of the Ministry of 
Justice budget (and part of the budget of those Autonomous Communities to which 
competences in judicial administration have been devolved). The issue of economic 
autonomy of the prosecution services is clearly a live one. In the GET’s view, the existing 
budgetary arrangements for the prosecutor’s office are not entirely satisfactory. There 
should be either a separate budget for the prosecutor’s office or it should be covered by a 
separate heading if it is to remain part of the Ministry of Justice budget. In either event, 
the prosecutor’s office should know how much money is being allocated to the 
prosecution service and should be able to choose how to spend money allocated to 
particular purposes subject to adequate budgetary controls, this includes the training 
chapter. The Centre for Legal Studies is attached to the Ministry of Justice; its budget 
and programmes are established by the said Ministry after consultation with the 
prosecution services. The GET considers that training of prosecutors should be controlled 
primarily by the prosecutors themselves. Likewise, under the existing arrangements it is 
for the Ministry of Justice to decide on staff allocation in the different prosecutor’s offices, 
including that specialised in the fight against corruption and organised crime, which has 
recently witnessed a temporary addition of three prosecutors given its increasing 
workload. The GET is of the opinion that the Prosecutor General should be able to 
manage his/her own office. It should not be necessary to obtain the approval of the 
Ministry for detailed items of expenditure provided these are within the overall allocation 
of funds established by the budget and are subject to appropriate auditing and 
accounting controls. At present, the Prosecutor General is dependent for funds on both 
the Ministry and the regions. The GET draws the attention of the authorities to 
Opinion no.7(2012) of the Consultative Council of European Prosecutors (CCPE) which 
underscores that autonomy of management represents one of the guarantees of the 
independence and efficiency of the prosecution services. These services must be enabled 
to estimate their needs, negotiate their budget and decide how to use the allocated 
funds. This is an area which merits further follow-up by the authorities.   
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131. In light of the foregoing considerations, the GET considers that additional efforts 
could be made to better ensure that prosecution is, and appears to be, impartial, 
objective and free from any influence or interference from any external source, as well as 
to enhance its functional autonomy. Therefore, GRECO recommends (i) reconsidering 

the method of selection and the term of tenure of the Prosecutor General; (ii) 

establishing clear requirements and procedures in law to increase transparency 

of communication between the Prosecutor General and the Government; (iii) 

exploring further ways to provide for greater autonomy in the management of 

the means of the prosecution services.   
 
132. The Prosecutor General is assisted by technical bodies (Technical Secretariat, 
Support Unit and Inspection Service), whose staff is banned from running for seats in the 
Prosecution Council as a way of guaranteeing the neutral, technical and operational 
conditions of such assisting services. 
 
133.  The Prosecution Council (Consejo Fiscal) is the body that represents the 
prosecution profession. It is chaired by the Prosecutor General and is composed of two 
kinds of members: (i) ex-officio members (Deputy Chief Prosecutor of the Supreme Court 
and the Chief Prosecutor Inspector); and (ii) elective members (nine prosecutors 
belonging to any category within the prosecution profession, elected for a four-year 
period by all members of the SPS in active service). As a body meant to help the 
Prosecutor General perform his/her tasks, its main responsibilities are, among others, to 
give advice on as many subjects as required; to draw up general criteria to ensure the 
SPS unity of action with regard to the territorial structure and operation of its different 
bodies; to provide information on proposed appointments for different public offices and 
promotions; to encourage appropriate reforms for the service and practice of 
prosecution; to report on draft bills and regulations that affect the structure, organisation 
and functions of the SPS; to rule on the appeals filed against decisions made by Chief 
Prosecutors in disciplinary proceedings, etc.  
 
134. The Board of High Prosecutors and the Board of Superior Prosecutors of the 
Autonomous Communities (Junta de Fiscales Jefes de Sala) are bodies of a technical 
nature which assist in the interpretation of legal and technical matters and ensure 
coordination across the national territory.  
 
Recruitment, career and conditions of service 
 
135. Entrance into the prosecution profession is open to Spanish nationals of legal age 
(18 years old) who hold a degree in law and pass the corresponding open competitive 
examination process. All candidates must present proof of clean criminal records. Those 
wishing to follow a career in either the SPS or the courts are first subject to a common 
examination. After passing the theoretical tests, the candidates choose between being a 
judge or a prosecutor. Those opting for prosecution must then pass a training course at 
the Centre for Legal Studies, after which they become members of the SPS by taking the 
corresponding oath and are assigned a position.  
 
136. Prosecutors are appointed for a lifetime; they may only be removed from office in 
the cases provided by law (i.e. as a result of disciplinary proceedings for serious breaches 
of their duties).  

 
137. As to promotion within the SPS, the Prosecutor General plays a predominant role 
in the appointment of members of those services – specifically established to assist 
him/her – and of the higher grades of the hierarchy. In particular, Chief Prosecutors and 
those working at the higher court’s prosecution offices or specialised prosecution offices32 
                                                           
32 Specialised High Prosecutors: Prosecutor’s Office against Violence on Women, Prosecutor’s Office for the 
Protection of the Environment and Land Planning, Prosecutor’s Office for the Protection of Minors, Prosecutor’s 
Office on Labour Accidents, Prosecutor’s Office on Road Safety and Prosecutor’s Office on Foreign Nationals.  
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are appointed by the Government on a proposal submitted by the Prosecutor General. 
The Prosecutor General must previously consult the Prosecution Council (as a 
representative body of public prosecutors) and the objective requirements concerning 
length of service/professional experience gained in the SPS, as provided for in the OSPS, 
must be respected. All other public prosecutors’ posts are filled by means of a selection 
process predominantly based on seniority, although in certain specialised fields, merit, 
capacity and experience are valued.  

 
138. Transfers generally take place at the request of the prosecutor concerned. 
Compulsory transfer (traslado forzoso) is possible as a way of sanction, in the event of a 
conflict of interest, if there is serious dissent with the responsible chief prosecutor or if 
there are serious confrontations with the competent court. Compulsory transfer can only 
take place after hearing the concerned prosecutor and subject to a favourable opinion of 
the Prosecution Council.  

 
139. The GET discussed at length the law and the practice governing the careers of 
public prosecutors, which are reportedly decided on the basis of known and objective 
criteria; in addition to seniority, specific experience and specialisation play an increasing 
role in this context. No question was raised on-site concerning the fairness and 
impartiality of the existing appointment processes (other than the few misgivings already 
highlighted with respect to the Prosecutor General). The GET was repeatedly told by the 
different interlocutors heard that the Spanish prosecution service is a highly professional 
body. The GET is pleased to note this positive assessment of the profession in the eyes of 
citizens; this can only strengthen the level of public trust in the criminal justice system.  

 
140. Prosecutors lose their status only in the event of (i) resignation; (ii) loss of 
Spanish nationality; (iii) dismissal by virtue of a sanction; (iv) disqualification from public 
office by virtue of a sanction; (v) incapacitating circumstances; (vi) retirement 
(Article 46, OSPS).  

 
141. Whenever the OSPS does not include specific provisions regarding the acquisition 
and loss of the status of member of the SPS, incapacity, rights and duties, 
incompatibilities, prohibitions and responsibilities of prosecutors, the provisions of the 
LOPJ apply. Prosecutors are therefore generally paired in their status with judges.  

 
142. Ranks and salaries of prosecutors are paired with those of judges. The gross 
annual salary of a prosecutor at the beginning of career is 47,494 EUR; it amounts to 
111,932 EUR for prosecutors of the Supreme Court. Professional incentives are in place 
for prosecutors who exceed performance targets.   
 

Case management and procedure 
 
143. The chief prosecutor, i.e. the head of the office, distributes the criminal cases to 
the prosecutors, following consultation with the respective Board of Prosecutors. The 
criteria for the distribution may be a special competence or specialisation, but the 
workload of each prosecutor is also taken into account. Working methods are evolving 
and there is now greater recourse to teams of specialists.  
 
144. The Prosecutor General is empowered to give orders and instructions regarding 
the service, its internal functioning and the exercise of prosecutorial functions, whether 
of a general nature or referring to specific matters. General guidelines are deemed to be 
essential for maintaining the principle of unity of action and are generally issued by 
means of circulars (general criteria for the operation of the SPS and interpretation of 
rules), instructions (general provisions on the organisation of matters that are more 
specific and less important than those referred to in circulars) and enquiries (settling of 
questions that any Prosecutor’s Office may bring to the Prosecutor General’s attention 
about the interpretation of a given rule).  
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145. As outlined before, public prosecutors cannot receive orders or indications 
concerning how to discharge their functions except from their hierarchical superiors. 
Subordinate prosecutors are, in principle, bound to follow such instructions or could 
otherwise face disciplinary proceedings. Chief prosecutors can also decide to replace one 
prosecutor by another regarding the assignment of a case. The GET was told that the 
SPS is very hierarchical in nature. GRECO has always underlined the importance of 
having clear mechanisms to ensure a proper balance between, on the one hand, the 
consistency of prosecution policy, and on the other, the risk of undue considerations 
being introduced into individual cases. During the First Evaluation Round, GRECO 
expressed reservations as to the strict understanding of the hierarchical principle in the 
SPS and recommended introducing reforms in order to ensure that instructions were 
made with adequate guarantees of transparency and equity33. In its compliance 
procedure, GRECO considered that, although there can be no absolute guarantee against 
a possibly illegitimate order/instruction, both points had been settled through several 
measures aiming to strike a balance between hierarchical powers and the requirements 
of legality and impartiality of the SPS34.  

 
146. In particular, any public prosecutor who receives orders or instructions that s/he 
considers contrary to law or wrongful shall notify the chief prosecutor in a reasoned 
report. The chief prosecutor, after consulting the relevant board of prosecutors decides 
whether or not to ratify the instruction/order. If s/he confirms the instruction/order, it 
must be done in a reasoned, written form expressly relieving the recipient of any liability 
stemming from his/her performance or else decide to entrust the matter to another 
public prosecutor (Article 27, OSPS). Moreover, public prosecutors remain free to orally 
submit before the court any legal arguments of their choice even if they are under a duty 
to reflect in writing the instructions received for a specific case (Article 25, OSPS). These 
provisions are in line with the requirements of Recommendation Rec(2000)19.  

 
147. Moreover, the GET was informed that the hierarchical powers of chief prosecutors 
are to be framed in a broader structure and counterbalanced by the action of the 
corresponding Board of Prosecutors (Junta de Fiscales Jefes de Sala). The latter meet on 
a regular basis to fix unified criteria and analyse complex cases. Although the views of 
the chief prosecutor in principle prevail, if his/her opinion contradicts that of the majority 
of prosecutors of the Board, both opinions will be submitted to the hierarchical superior 
who will take the final decision (Article 24, OSPS). Participation of the Board of High 
Prosecutors is now mandatory whenever the Prosecutor General issues instructions to 
subordinates in connection with any matter involving members of Government.  

 
148. Finally, the principle of mandatory prosecution applies in Spain. Therefore, the 
SPS must prosecute all crimes that come to its knowledge and cannot receive 
instructions not to prosecute. Likewise, the SPS is not empowered to drop prosecution or 
investigation. Even if it considers that there are reasons to do so, the final decision is 
taken by a judge. All decisions made by prosecutors in criminal cases may be subject to 
revision, either after a complaint or ex officio. Some changes are envisaged in the 
system, including by introducing the “principle of opportunity”, reviewing the role of the 
investigative magistrate and giving the leading role in the investigation to the prosecutor 
in order to tackle one of the most important problems in the Spanish justice system, i.e. 
the excessive length of trials (for specific details on this, see also paragraphs 95 and 96). 

 
149. Prosecutors are supervised in order to ensure that they act in accordance with the 
legislative framework. The Prosecution Inspection Service has powers of inspection by 
permanent delegation of the Prosecutor General, without prejudice to the ordinary 
inspection tasks of chief prosecutors regarding the prosecutors accountable to them. 

                                                           
33 http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/greco/evaluations/round1/GrecoEval1(2001)1_Spain_EN.pdf  
34 http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/greco/evaluations/round1/GrecoRC1(2003)7_Spain_EN.pdf and 
http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/greco/evaluations/round1/GrecoRC1(2003)7_Add_Spain_EN.pdf  
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There are currently 10 inspectors in charge of both routine controls and disciplinary 
proceedings.  

 
150. Concerning transparency of the SPS action, the Prosecutor General presents an 
annual report to the Government on its activity, criminality trends, crime prevention 
measures and recommended reforms to increase efficiency. This report is also presented 
to Parliament and the CGPJ. Similar activity reports are prepared at Autonomous 
Community level. These are all available online.  

 
151. The GET is satisfied with the current arrangements on case allocation, on checks 
and balances in the interpretation of the SPS principles of hierarchy, unity of action and 
non-interference in the work of prosecutors and the handling of individual cases, as well 
as with the tools in place to account for the activities of the SPS to the general public.  
 

Ethical principles, rules of conduct and conflicts of interest 
 

152. There is currently no code of conduct or ethics for prosecutors. The OSPS includes 
provisions reflecting on the duty of prosecutors to observe the principles of legality and 
impartiality and to develop their functions in good faith, objectively, independently, 
promptly and efficiently, as well as requirements concerning incompatibilities and 
accountability (Chapters V to VII, Title III on Rights and Duties of Members of the SPS). 
Spanish prosecutors were involved in the formulation of the Budapest guidelines but they 
have never formally adopted these. The GET was also told that the Charter of Citizens’ 
Rights before Public Administration as well as the Statute for Public Officials provide 
further inspirational guidance on ethics, although the interlocutors who cited these texts 
also recognised that they were partial and insufficiently adapted to the specific features 
of the prosecutorial function. The GET understands that the absence of a code has 
reportedly not created any difficulty for prosecutors when carrying out their function. 
Unlike judges, prosecutors are subject to hierarchical control; it is thus common that any 
doubtful or disputed issue concerning a possible conflict of interest is referred to a 
superior prosecutor for a ruling. That said, the GET still sees merit in the development of 
a reasonably broad set of standards aimed at delimiting what is and is not acceptable in 
the professional conduct of prosecutors. Such a document could be of use not only for 
the profession itself, but also for the general public as it would constitute a clear public 
statement on the high standards of decision-making and professional conduct to which 
the prosecution service adheres. Moreover, the provision of dedicated guidance on the 
prevention of conflicts of interest and other integrity-related matters would be a further 
asset. GRECO recommends that (i) a code of conduct for prosecutors be adopted 

and made easily accessible to the public; and (ii) that it be complemented by 

dedicated guidance on conflicts of interest and other integrity-related matters. 

 

Prohibition or restriction of certain activities 
 
Incompatibilities and accessory activities, post-employment restrictions 

 
153. Prosecutors are subject to a very strict regime of incompatibilities comparable to 
that of judges. Prosecutors are also banned from membership of political parties or 
unions35 (Article 59, OSPS). The same concerns as regards leave to take up political 
activity, which were expressed in paragraph 102 for judges, apply to prosecutors.  
 
154. Moreover, prosecutors cannot hold any paid jobs or professions (except teaching 
and legal research, literary, scientific, artistic and technical papers), nor any position of 
popular election or political appointment or within the public administration, nor hold any 
judicial or jurisdictional (e.g. arbitration) function (Article 57, OSPS). The GET heard that 
the procedure to grant authorisation for secondary activities is rather rigid and shows 

                                                           
35 Prosecutors may, however, form professional associations.  
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again the dependence of the prosecution services on the executive given that the 
pertinent authorisation is to be granted by the Ministry of Justice rather than a specific 
service within the prosecution itself. The authorities are encouraged to look into this 
matter when further developing an articulated system on integrity-related matters, as 
per recommendation x. 
 
155. It is forbidden for prosecutors to hold positions in an office where his/her spouse 
or partner acts as a prosecutor, or as a lawyer or barrister, or in an office territorially 
located where the spouse or partner is involved in an industrial or commercial activity 
that may give rise to a conflict of interest with the prosecutor’s post. Likewise, 
prosecutors are banned from working in an office in whose jurisdiction they practiced as 
a lawyer or barrister in the two years prior to their appointment (Article 58, OSPS).  
 
156. There are no regulations that would prohibit prosecutors from being employed in 
certain posts/functions or engaging in other paid or unpaid activities after exercising a 
judicial function. The interviews conducted in Spain showed that the office of prosecutor 
was discharged on a lasting basis and that very few left office to work in another field, 
which limits certain risks. In the very few cases that prosecutors had left for the private 
sector, generally to work as lawyers, this has not been seen by others in the legal 
profession as generating a conflict of interest situation. The GET therefore refrains from 
recommending changes in this area.  
 
Recusal and routine withdrawal 
 

157. Prosecutors must recuse themselves for the same reasons as judges, e.g. family 
relationship, friendship or enmity with the parties and involvement in previous stages of 
litigation. It is possible for an individual (an interested party in the case at stake) to call 
for a prosecutor’s disqualification. It is the responsibility of the superior prosecutor to 
reassign the case to another prosecutor (Article 28, OSPS).  
 

Gifts 
 

158. There are no detailed rules on the acceptance of gifts specifically by prosecutors. 
As was the case for judges, the practice of gift giving to a prosecutor is neither common 
nor even tolerated in Spain. This should also be clearly stated, in writing, in the code of 
conduct recommended above. 
 

Misuse of confidential information and third party contacts 
 

159. While court proceedings are, as a general rule, public, confidentiality obligations 
apply concerning the handling of information in the case. Breach of professional 
confidentiality is punishable by Article 417 of the Penal Code; sanctions consist of fines, 
debarment and even imprisonment if serious damage is caused or if the secrets of a 
private individual are involved. The disclosure of confidential information may also entail 
disciplinary consequences.   
 

Declaration of assets, income, liabilities and interests 
 

160. The situation of prosecutors is the same as that of judges. At present, there are no 
arrangements for prosecutors to submit financial declarations (other than those required 
for tax filing purposes). The situation in Spain, where virtually there has been no case of 
corruption involving a prosecutor, does not seem at present to justify the introduction of 
such restrictive arrangements and the GET refrains from issuing a formal 
recommendation in this respect. However, as per the GET’s advice concerning judges 
(see paragraph 109), the authorities are encouraged to reflect on this matter in order to 
assess whether the filing of financial declarations (not for general publication but to be 
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lodged with the Prosecution Inspection Service) could constitute a useful tool to prevent 
corruption and to increase public trust in the prosecution service.  
 

Supervision and enforcement 
 

161. Prosecutors are subject to civil and criminal liability in the exercise of their 
functions, which are governed in the same manner as that pertaining to judges. There is 
no immunity regarding prosecutors. The only difference in relation to other citizens is 
provided in Article 56, OSPS, according to which, public prosecutors in active service may 
not be arrested without the authorisation of their hierarchical superior, except by order of 
the competent judicial authority or if caught in flagrante delicto. In the latter event, the 
detainee must be brought immediately before the nearest judicial authority and his/her 
superior notified without delay. There have not been any criminal proceedings for a 
corruption-related offence involving a prosecutor.   
 
162.  Concerning disciplinary action, a detailed list of misconduct and sanctions is 
provided by the LOPJ, together with rules on who can impose them and how. Disciplinary 
liability for violations of conflicts of interest rules applies. It is regulated in detail in 
Articles 60 to 70 OSPS, which distinguishes three categories of infringements: petty 
offences (e.g. unjustified leave of service for one or two days), serious offences (e.g. 
disrespect to superiors, hindrance of inspection activities, unjustified recusal, etc.) and 
very serious offences (e.g. affiliation to political parties or unions, disqualifying positions, 
abuse of authority, etc.).  

 
163. Petty offences are sanctioned with warnings and/or fines of up to 300 EUR; serious 
offences are sanctioned with fines of up to 6,000 EUR; very serious offences are 
punished with compulsory transfer, suspension of up to three years or dismissal. Chief 
prosecutors can impose sanctions such as fines and warnings for the commission of petty 
offences. The Prosecutor General is to decide on sanctions consisting of suspension. 
Removal from office can only be pronounced by the Minister of Justice on a proposal from 
the Prosecutor General after receiving the favourable opinion of the Prosecution Council.  

 
164. The right to be heard of the prosecutor concerned, in adversarial proceedings, is 
preserved at all times. In all cases there is the possibility to appeal to the hierarchical 
superior and when administrative changes are exhausted to turn to judicial review. The 
latest report of the European Commission for the Efficiency of Justice (2012) includes the 
following statistics on disciplinary proceedings and sanctions based on 2011 data36.  
 

 
Number of disciplinary proceedings initiated against prosecutors 

 
Total number (1+2+3+4) 2 

1. Breach of professional ethics 2 

2. Professional inadequacy 0 

3. Criminal offence 0 

4. Other 0 

                                                           
36 Fourth Evaluation Report on European Judicial Systems, European Commission for the Efficiency of Justice 
(CEPEJ), 20 September 2012. http://www.coe.int/T/dghl/cooperation/cepej/evaluation/2012/Spain_en.pdf 
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Disciplinary sanctions against prosecutors 

Total number (total 1 to 9) 2 
1. Reprimand 0 

2. Suspension 0 

3. Removal of cases 0 

4. Fine 2 
5. Temporary reduction of salary 0 
6. Position downgrade 0 
7. Transfer to another geographical (court) location  0 

8. Resignation 0 
9. Other 0 

 
165. As explained above, the existing disciplinary rules in the prosecutor’s office are 
those included in the Organic Law of the Judiciary (LOPJ). The LOPJ is thought to be 
insufficiently adapted to the features of the prosecution service. The SPS has reiterated 
in its annual reports the need to develop a specific regulatory framework for disciplining 
prosecutors. The GET can only share this view; the development of specific rules on 
discipline for prosecutors can be not only an asset for the profession, but also for the 
general public, as this would entail greater certainty of the applicable disciplinary rules 
and processes. GRECO recommends developing a specific regulatory framework 

for disciplinary matters in the prosecution service, which is vested with 

appropriate guarantees of fairness and effectiveness and subject to 

independent and impartial review. 
 
166. Some civil society representatives raised concerns as to a certain degree of 
corporatism when investigating possible offences committed by prosecutors themselves. 
The GET found no evidence of such a situation, but it concedes that it would be better if 
the public were made aware of the results of disciplinary action to dispel any possible 
doubt as to the fairness and the effectiveness of the system. In this connection, the 
annual report of the SPS includes tables of the number of inspections carried out, as well 
as on the number of disciplinary proceedings instigated and an explanation of the files 
opened during the year, but there are no details on the number of complaints received 
and the outcome of disciplinary proceedings. In the GET’s view the transparency of 
disciplinary action in the prosecution service could be further stepped up if more detailed 
information on complaints received, types of breaches and sanctions applied were to be 
included in the SPS annual report.  
 
Advice, training and awareness 
 

167. As part of the initial training of prosecutors, the curriculum of the Centre for Legal 
Studies includes three days dedicated to the rights and duties of prosecutors, liability of 
prosecutors and disciplinary proceedings alongside the international provisions related to 
ethics. The programme includes practical sessions with analysis of cases as well. The 
initial training is obligatory for all future prosecutors. As regards in-service training, 
three-day seminars dealing with the OSPS and the rules related to ethics were scheduled 
in the period running from 2009-2012; this pattern was said to be followed in the present 
year as well. Attendance of the in-service training is optional. The budget for initial and 
in-service training in 2013 amounts to 3.5 million EUR.  
 
168. The GET was positively impressed with the training curricula of the Centre for 
Legal Studies and the attention that is paid to developing innovative learning methods, 
including by resorting to e-learning techniques. Joint training for judges and prosecutors 
are also developed on themes of common interest. When it comes to training on ethics, 
the curricula includes both a theoretical and a practical approach, comprising practical 
cases and open debates. On the basis of the training catalogues provided by the Centre 
for Legal Studies for the GET’s perusal, it would appear that prosecutors have 
appropriate education and training on the principles and ethical duties of their office, 
both before and after their appointment.  
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VI. RECOMMENDATIONS AND FOLLOW-UP 

 

169. In view of the findings of the present report, GRECO addresses the following 
recommendations to Spain:  
 

 Regarding members of parliament 
 

i. for each Chamber of Parliament, (i) that a code of conduct be 

developed and adopted with the participation of its members and be 

made easily accessible to the public (comprising guidance on e.g. 

prevention of conflicts of interest, gifts and other advantages, 

accessory activities and financial interests, disclosure 

requirements); (ii) that it be complemented by practical measures 

for its implementation, including through an institutionalised source 

of confidential counselling to provide parliamentarians with 

guidance and advice on ethical questions and possible conflicts of 

interest, as well as dedicated training activities (paragraph 35); 
 

ii. the introduction of rules on how members of Parliament engage with 

lobbyists and other third parties who seek to influence the 

legislative process (paragraph 51); 
 

iii. that current disclosure requirements applicable to the members of 

both Chambers of Parliament be reviewed in order to increase the 

categories and the level of detail to be reported (paragraph 56); 
 

iv. that appropriate measures be taken to ensure effective supervision 

and enforcement of the existing and yet-to-be established 

declaration requirements and other rules of conduct of members of 

Parliament (paragraph 64); 
 

 Regarding judges  
 

v. carrying out an evaluation of the legislative framework governing 

the General Council of the Judiciary (CGPJ) and of its effects on the 

real and perceived independence of this body from any undue 

influence, with a view to remedying any shortcomings identified 

(paragraph 80); 
 

vi. that objective criteria and evaluation requirements be laid down in 

law for the appointment of the higher ranks of the judiciary, i.e. 

Presidents of Provincial Courts, High Courts of Justice, the National 

Court and Supreme Court judges, in order to ensure that these 

appointments do not cast any doubt on the independence, 

impartiality and transparency of this process (paragraph 89); 
 

vii. that (i) a code of conduct for judges be adopted and made easily 

accessible to the public; and (ii) that it be complemented by 

dedicated advisory services on conflicts of interest and other 

integrity-related matters (paragraph 101); 
 

viii. extending the limitation period for disciplinary procedures 

(paragraph 116); 
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 Regarding prosecutors 
 

ix. (i) reconsidering the method of selection and the term of tenure of 

the Prosecutor General; (ii) establishing clear requirements and 

procedures in law to increase transparency of communication 

between the Prosecutor General and the Government; (iii) exploring 

further ways to provide for greater autonomy in the management of 

the means of the prosecution services (paragraph 131); 
 

x. that (i) a code of conduct for prosecutors be adopted and made 

easily accessible to the public; and (ii) that it be complemented by 

dedicated guidance on conflicts of interest and other integrity-

related matters (paragraph 152); 
 

xi. developing a specific regulatory framework for disciplinary matters 

in the prosecution service, which is vested with appropriate 

guarantees of fairness and effectiveness and subject to independent 

and impartial review (paragraph 165).  
 

170. Pursuant to Rule 30.2 of the Rules of Procedure, GRECO invites the authorities of 
Spain to submit a report on the measures taken to implement the above-mentioned 
recommendations by 30 June 2015. These measures will be assessed by GRECO through 
its specific compliance procedure.  
 

171. GRECO invites the authorities of Spain to authorise, at its earliest convenience, 
the publication of this report, to translate the report into its national language and to 
make the translation publicly available. 
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About GRECO 

The Group of States against Corruption (GRECO) monitors the compliance of its 49 member states 

with the Council of Europe’s anti-corruption instruments. GRECO’s monitoring comprises an 

“evaluation procedure” which is based on country specific responses to a questionnaire and on-site 

visits, and which is followed up by an impact assessment (“compliance procedure”) which examines 

the measures taken to implement the recommendations emanating from the country evaluations. A 

dynamic process of mutual evaluation and peer pressure is applied, combining the expertise of 

practitioners acting as evaluators and state representatives sitting in plenary. 

The work carried out by GRECO has led to the adoption of a considerable number of reports that 

contain a wealth of factual information on European anti-corruption policies and practices. The 

reports identify achievements and shortcomings in national legislation, regulations, policies and 

institutional set-ups, and include recommendations intended to improve the capacity of states to 

fight corruption and to promote integrity. 

Membership in GRECO is open, on an equal footing, to Council of Europe member states and non-

member states. The evaluation and compliance reports adopted by GRECO, as well as other 

information on GRECO, are available at: www.coe.int/greco.  



Resolution 2098 (2016)1

Judicial corruption: urgent need to implement the Assembly’s
proposals

Parliamentary Assembly

1. The Parliamentary Assembly considers judicial corruption a matter of great concern. It undermines the
foundations of the rule of law and the very possibility of fighting corruption in other sectors of society.

2. Judicial corruption severely impedes the protection of human rights, in particular judicial independence
and impartiality. It also undermines public trust in the judicial process and infringes the principles of legality
and legal certainty.

3. While recognising that the perception of judicial corruption cannot serve as the sole indicator for the
actual extent of this phenomenon, the Assembly is alarmed that public trust in the integrity of the judiciary
continues to be very low in a number of member States, with the judiciary being perceived, according to
Transparency International’s 2013 Global Corruption Barometer, as being among the most corrupt institutions
in Albania, Armenia, Azerbaijan, Bulgaria, Croatia, Georgia, Lithuania, the Republic of Moldova, Portugal,
Romania, the Russian Federation, Serbia, the Slovak Republic, Slovenia, Spain and Ukraine. In the case of
Romania, this may be partly explained by the country’s considerable efforts to increase transparency. It is
important, however, that the existence of judicial corruption be assessed in the context of the relevant legal
framework which exists in a given country and, more importantly, the effectiveness of tools used to combat
corruption.

4. Judicial corruption takes complex forms and comprises corruption related both to cases and to the
career of a judge. Council of Europe member States must channel their efforts with regard to both of these
aspects and provide effective mechanisms which allow for identification and investigation of cases of corrupt
practices in the judiciary, and adequate sanctions for perpetrators.

5. The Assembly deplores the fact that crucial aspects in the fight against judicial corruption, most notably
concerning the implementation of anti-corruption legislation and access to data, identified in its Resolution
1703 (2010) and Recommendation 1896 (2010) on judicial corruption, are still left unaddressed by member
States.

6. In order to fight judicial corruption, the Assembly invites member States to, in particular:

6.1. sign and ratify, if they have not yet done so, the relevant conventions of the Council of Europe,
namely the Civil Law Convention on Corruption (ETS No. 174) and the Criminal Law Convention on
Corruption (ETS No. 173) and its Additional Protocol (ETS No. 191);

6.2. implement fully and in a timely manner all relevant recommendations of the organs and
monitoring bodies of the Council of Europe, especially:

6.2.1. the Assembly’s resolutions and recommendations, most notably Resolution 1703
(2010) and Recommendation 1896 (2010), and Resolution 1943 (2013) and Recommendation
2019 (2013) on corruption as a threat to the rule of law;

1. Assembly debate on 29 January 2016 (9th Sitting) (see Doc. 13824 and addendum, report of the Committee on Legal
Affairs and Human Rights, rapporteur: Mr Kimmo Sasi). Text adopted by the Assembly on 29 January 2016 (9th Sitting).

See also Recommendation 2087 (2016).
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6.2.2. the recommendations issued by the Committee of Ministers, in particular
Recommendation No. R (2000) 10 on codes of conduct for public officials and Recommendation
CM/Rec(2010)12 on judges: independence, efficiency and responsibilities;

6.2.3. the recommendations adopted by the Group of States against Corruption (GRECO), in
particular those emanating from its fourth evaluation round which focuses, inter alia, on
corruption within the judiciary;

6.2.4. the recommendations contained in the opinions on national legislation issued by the
European Commission for Democracy through Law (Venice Commission);

6.2.5. the guidelines and reports adopted by the European Commission for the Efficiency of
Justice (CEPEJ) in its work on the evaluation of judicial systems;

6.2.6. the recommendations issued by the Council of Europe Commissioner for Human
Rights with regard to the administration of justice, the functioning of judicial systems and the
prevention of corrupt practices within the judiciary;

6.3. give full effect to the judgments of the European Court of Human Rights, especially those which
impact on the prevention and eradication of judicial corruption;

6.4. align their national legislation and practice with the standards developed in the relevant
international instruments and monitoring bodies, especially with regard to the criminalisation of
corruption, immunities of judges, organisation of disciplinary bodies, conflicts of interest, declaration of
assets and aspects related to a judge’s career (recruitment, promotion, dismissal);

6.5. strengthen legislation to sanction corruption and provide all necessary means and support for its
proper implementation by effectively investigating and prosecuting those responsible for corruption in
the judiciary;

6.6. adapt legislation and practice so as to allow an appropriate assessment of corrupt practices
within the judiciary that are particularly difficult to decipher, such as those related to exchange of
favours, hierarchical pressure or external interference;

6.7. improve the status of the judicial profession as well as the selection and training of judges, so as
to ensure ethical behaviour of judges, and strictly scrutinise any practices related to a judge’s career
which pose a risk of corruption or affect the independence and impartiality of judges throughout their
careers;

6.8. put into place appropriate procedures to eradicate political interference and undue influence in
the judicial process;

6.9. keep track of, and follow up on, the implementation of anti-corruption measures by making
available data pertaining to the number and nature of alleged and proven cases of judicial corruption, in
order to make a proper assessment of the phenomenon;

6.10. where perception of the existence of widespread judicial corruption persists, take all necessary
measures to restore public trust in the judicial system; monitor closely and consistently the evolution of
perception indicators and develop a viable strategy to remedy the lack of public trust in the judiciary;

6.11. continue to collaborate closely with the Council of Europe monitoring bodies, especially GRECO,
and provide them with all the information needed for their work, and engage actively in redressing the
shortcomings identified;

6.12. guarantee an environment in which cases of (alleged) judicial corruption can be uncovered, so
as to foster a climate in which the root causes of judicial corruption can be eradicated.

7. The Assembly notes that the Secretary General of the Council of Europe has explored, in his two
annual reports on the “State of democracy, human rights and the rule of law in Europe” published to date, the
existence of corruption in member States, and urges him to indicate clearly, in future reports, the member
States in which problems relating to, in particular, judicial corruption have been identified.

8. The Assembly will continue to monitor closely the progress made by member States in the
implementation of this resolution.

Resolution 2098 (2016)
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SPAIN 2014 HUMAN RIGHTS REPORT 

 
EXECUTIVE SUMMARY 

 
The Kingdom of Spain is a parliamentary democracy headed by a constitutional 
monarch.  The country has a bicameral parliament, the General Courts or National 
Assembly, consisting of the Congress of Deputies (lower house) and the Senate 
(upper house).  The head of the largest political party or coalition usually is named 
to head the government as president of the Council of Ministers, the equivalent of 
prime minister.  Observers considered national elections held in 2011 free and fair.  
Authorities maintained effective control over the security forces. 
 
The most significant human rights problems during the year included mistreatment 
of asylum seekers by police, corruption by government officials, and violence 
against women and children. 
 
Other problems included the circulation of anti-Semitic and other hate speech on 
the internet, sexual harassment, the trafficking of girls for sexual exploitation, acts 
of anti-Semitic vandalism, and societal discrimination and violence against 
Muslims and ethnic minorities including the Roma, and against lesbian, gay, 
bisexual, and transgender (LGBT) persons, and persons with disabilities. 
 
The government generally took steps to prosecute officials, both in the security 
services and elsewhere in the government, who committed abuses.  There were 
some instances where officials engaged in corruption and created the impression of 
impunity. 
 
Section 1. Respect for the Integrity of the Person, Including Freedom from: 

 
a. Arbitrary or Unlawful Deprivation of Life 

 
There were no reports that the government or its agents committed arbitrary or 
unlawful killings. 
 
Amnesty International and Human Rights Watch alleged that on February 6, the 
Civil Guard fired rubber projectiles, blanks, and tear gas at approximately 250 
migrants, refugees, and asylum seekers attempting to swim across the border from 
Morocco into Ceuta and might have contributed to at least 14 drowning deaths.  
According to the Amnesty International report in July, The Human Cost of 

Fortress Europe, Minister of the Interior Jorge Fernandez Diaz confirmed the 
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week following the incident that antiriot equipment had been fired “to mark the 
border” and claimed it was used in such a way as to avoid hitting any of the 
persons who were in the sea.  The Amnesty International report asserted that 
authorities made no effort to rescue those at risk of drowning. 
 
b. Disappearance 

 
There were no reports of politically motivated disappearances, abductions, or 
kidnappings. 
 
c. Torture and Other Cruel, Inhuman, or Degrading Treatment or 

Punishment 

 
The constitution and laws prohibit such practices, and the government normally 
respected this prohibition.  There were reports of police mistreatment; courts 
dismissed some of the reports. 
 
Prison and Detention Center Conditions 

 
Prison and detention center conditions mostly met international standards. 
 
Physical Conditions:  At the end of August, 66,083 persons were in prison.  During 
the year the capacity of the country’s 83 prisons was 76,851 persons.  Women 
accounted for 7.6 percent of the prison population.  No prisoner was under 18 
years of age; 1.3 percent were under age 21 years.  Convicted prisoners and pretrial 
detainees were held in separate facilities within the same prisons. 
 
The 2013 report by the nongovernmental organization (NGO) Coordinator for the 
Prevention of Torture indicated that in 2013 a total of 47 persons died in police 
custody, including 29 in jail, seven in the custody of the National Police, four in 
the custody of the Civil Guard, two minors in youth detention centers, and one in 
the custody of the Catalan regional police. 
 
Prisoners had access to potable water, sufficient food, and medical care in jails, 
prisons, and hospitals, as necessary. 
 
Administration:  Recordkeeping on prisoners was accurate.  In many cases 
authorities offered alternative sentencing for nonviolent offenders, including 
expulsion from the country instead of jail time for nonviolent offenders from other 
countries.  Prisoners can file complaints regarding mistreatment with the national 
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ombudsman, who investigates complaints but does not have authority to take 
corrective measures directly.  Prisoners and detainees had reasonable access to 
visitors and could observe their religious practices.  Authorities permitted prisoners 
and detainees to submit complaints to judicial authorities without censorship.  
Authorities investigated credible allegations of inhuman conditions and 
documented the results of such investigations in a publicly accessible manner.  The 
government generally investigated and monitored prison and detention center 
conditions. 
 
Independent Monitoring:  The government generally permitted monitoring by 
independent nongovernmental observers, including the Coordinator for the 
Prevention of Torture, in accordance with their standard modalities. 
 
d. Arbitrary Arrest or Detention 

 
The constitution and law prohibit arbitrary arrest and detention, and the 
government generally observed these prohibitions. 
 
Role of the Police and Security Apparatus 

 
Police forces include the national police and the Civil Guard, both under the 
authority of the national Ministry of the Interior, as well as regional police under 
the authority of the Catalan and the Basque Country regional governments.  
Civilian authorities maintained effective control over all police forces and the Civil 
Guard, and the government generally has effective mechanisms to investigate and 
punish abuse and corruption.  Although there were no reports of impunity 
involving the security forces during the year, in 2013 the Council of Europe’s 
commissioner for human rights noted that judges frequently dismissed allegations 
of mistreatment by police and reportedly few investigations into mistreatment 
resulted in convictions.  Police forces have put in place policies to increase 
accountability.  For example, at the end of 2013 on the recommendation of the 
regional ombudsman, the Catalan government modified the uniforms of its riot 
police so that they are clearly numbered.  All police forces operated effectively.  
There were isolated reports of corruption, which authorities handled promptly and 
with results. 
 
Arrest Procedures and Treatment of Detainees 

 
The law provides that police may apprehend suspects for probable cause or with a 
warrant based on sufficient evidence as determined by a judge.  Authorities 
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generally informed detainees promptly of the charges against them, and the courts 
released defendants on bail unless they believed the defendants might flee or be a 
threat to public safety.  With certain exceptions police may not hold a suspect for 
more than 72 hours without a hearing.  In certain rare instances involving acts of 
terrorism, the law allows authorities, with the authorization of a judge, to detain 
persons for up to five days prior to arraignment.  The country has a functioning 
bail system.  If a potential criminal sentence is less than three years, the judge can 
decide to impose bail or release the accused on his own recognizance.  If the 
potential sentence is more than three years, the judge must set bail.  The law 
provides detainees the right to consult a lawyer of their choice.  If the detainee is 
indigent, the government appoints legal counsel.  There were often lengthy delays, 
however, between the time a detained person first requested a lawyer and the time 
the lawyer arrived at the place of detention. 
 
In certain rare instances involving acts of terrorism, a judge may order 
incommunicado or solitary detention for the entire duration of police custody.  The 
law stipulates that terrorism suspects held incommunicado have the right to an 
attorney and medical care, but it allowed them neither to choose an attorney nor to 
see a physician of their choice.  The court-appointed lawyer is present during 
police and judicial proceedings, but detainees do not have the right to confer in 
private with the lawyer.  The government continued to conduct extensive video 
surveillance in detention facilities and interrogation rooms to deter mistreatment or 
any violations of prisoner rights. 
 
e. Denial of Fair Public Trial 

 
The constitution provides for an independent judiciary, and the government 
generally respected judicial independence. 
 
Trial Procedures 

 
The constitution and law provide for the right to a fair and public trial, and the 
judiciary generally enforced this right.  Defendants enjoy a presumption of 
innocence and the right to be informed promptly and in detail of the charges 
against them with free interpretation as necessary.  Trials were held without undue 
delay.  There is a nine-person jury system.  Defendants have the right to be 
represented by an attorney of their choice.  If the defendant is indigent, the 
government appoints an attorney.  Defendants and their attorneys have adequate 
time and facilities to prepare a defense, have access to government-held evidence, 
confront witnesses, and present their witnesses and evidence.  Defendants cannot 
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be compelled to testify or confess guilt and they have the right of appeal.  These 
rights apply to all defendants without discrimination. 
 
Political Prisoners and Detainees 

 
There were no reports of political prisoners or detainees. 
 
Civil Judicial Procedures and Remedies 

 
Individuals or organizations may bring civil lawsuits seeking damages for a human 
rights violation.  The complainant may also pursue an administrative resolution.  
Persons may appeal court decisions involving alleged violations of the European 
Convention on Human Rights to the European Court of Human Rights (ECHR) 
after they exhaust all avenues of appeal in national courts. 
 
Regional Human Rights Courts Decisions 

 
The country is subject to the jurisdiction of the ECHR. 
 
In October 2013 the ECHR ruled that the country must release and pay 30,000 
euros ($37,500) in compensation to Ines del Rio Prada, a member of Basque 
Fatherland and Liberty (ETA) convicted of taking part in 24 killings carried out by 
the Basque terrorist group.  The money compensated the families of the persons 
killed by del Rio, a decision supported by the Committee of Ministers of the 
Council of Europe. 
 
f. Arbitrary Interference with Privacy, Family, Home, or Correspondence 

 
The constitution prohibits such actions, and the government generally respected 
these prohibitions. 
 
Section 2. Respect for Civil Liberties, Including: 

 

a. Freedom of Speech and Press 

 
The constitution provides for freedom of speech and press, and the government 
generally respected these rights.  An independent press, an effective judiciary, and 
a functioning democratic political system combined to ensure freedom of speech 
and press. 
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Freedom of Speech:  The law prohibits, subject to judicial oversight, actions 
including public speeches and the publication of documents that the government 
interprets as glorifying or supporting terrorism.  The Office of the General 
Prosecutor reported that in 2013 there were 41 accusations and 55 sentences 
involving 103 persons, of whom 62 were found guilty.  The law provides that 
persons who provoke discrimination, hatred, or violence against groups or 
associations for racist, anti-Semitic, or other references to ideology, religion or 
belief, family status, membership within an ethnic group or race, national origin, 
sex, sexual orientation, illness, or disability may be punished with imprisonment 
for one to three years. 
 
Press Freedoms:  The independent media were active and expressed a wide variety 
of views without restriction.  In May Jewish organizations, including the Israeli 
Community of Barcelona, the Catalan Association of Friends of Israel, the Cultural 
Association of Friends of Israel, the Collectiu Israel a Catalunya (Israel’s 
Collective in Catalonia), and the Foundation Baruch Spinoza, asked prosecutors to 
investigate 18,000 allegedly anti-Semitic insults against Jews and Israelis sent by 
Twitter following a May 18 basketball game between Israel’s Maccabi Tel Aviv 
and Spain’s Real Madrid.  Authorities were investigating to establish the identity 
of the perpetrators and the location of the crimes. 
 
Censorship or Content Restrictions:  In June the Supreme Court confirmed the 
withdrawal of refugee status from Pakistani citizen Imran Firasat for his attacks 
against Islam (see section 2.d.).  In December 2013 the Madrid Press Association 
and the Federation of Journalists Union criticized the government for handpicking 
two favorite journalists to have exclusive access to the prime minister. 
 
Internet Freedom 

 
The government did not restrict or disrupt access to the internet or censor online 
content without appropriate legal authority.  The International Telecommunication 
Union estimated 72 percent of the population used the internet.  Authorities 
monitored websites for material containing hate speech and advocating anti-
Semitism. 
 
Academic Freedom and Cultural Events 

 
There were no government restrictions on academic freedom or cultural events. 
 
b. Freedom of Peaceful Assembly and Association 
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The constitution provides for the freedoms of assembly and association, and the 
government usually respected these rights. 
 
c. Freedom of Religion 

 
See the Department of State’s International Religious Freedom Report 

at www.state.gov/religiousfreedomreport/. 
 
d. Freedom of Movement, Internally Displaced Persons, Protection of 

Refugees, and Stateless Persons 

 
The law provides for freedom of internal movement, foreign travel, emigration, 
and repatriation, and the government generally respected these rights.  The 
government cooperated with the Office of the UN High Commissioner for 
Refugees (UNHCR) and other humanitarian organizations, including the NGO 
Spanish Commission for Refugee Assistance (CEAR), in providing protection and 
assistance to refugees, asylum seekers, stateless persons, and other persons of 
concern. 
 
Protection of Refugees 

 
Access to Asylum:  The law provides for the granting of asylum or refugee status, 
and the government has established a system for providing protection to refugees.  
The law permits any foreigner who was a victim of gender-based violence or of 
trafficking in persons in the country to file a complaint at a police station without 
fear of deportation, even if that individual is in the country illegally.  The UNHCR 
reported 4,344 asylum seekers and 4,637 refugees were in the country as of the end 
of December 2013.  During the first six months of the year, the country granted 
asylum to 175 persons and subsidiary protection to another 185.  During the first 
six months of the year, the country received 2,174 asylum requests; 2,476 requests 
were received during that same period in 2013. 
 
In August and September respectively, Human Rights Watch and Amnesty 
International alleged that the country returned asylum seekers to Morocco without 
observing the relevant legal procedures.  In its July report, The Human Cost of 

Fortress Europe, Amnesty International noted that in the February 6 incident in 
which approximately 250 migrants, refugees, and asylum seekers attempted to 
swim across the border from Morocco into Ceuta, Spanish authorities returned 
survivors to Morocco, “apparently without access to any formal procedure.”  

http://www.state.gov/religiousfreedomreport/
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According to the report, the week after the incident, Minister of the Interior Jorge 
Fernandez Diaz stated that 23 persons had reached the Spanish beach and had been 
immediately returned to Morocco (see also section 1.a.). 
 
Potential asylum seekers were able effectively to exercise their right to petition 
authorities.  In July the national high court ordered the Ministry of the Interior to 
give temporarily asylum to Alexander Pavlov, a Kazakhstani citizen who claimed 
persecution in his country.  The court found that the government had not explained 
sufficiently the reasons why it considered Pavlov a danger to the security of Spain.  
In April the government also granted asylum to one victim of human trafficking, a 
Mexican citizen. 
 
In June the Supreme Court confirmed the decision to withdraw the refugee status 
from Pakistani citizen Imran Firasat, holding that his attacks against Islam were “a 
real and serious threat for the security of the country.”  Firasat became a refugee in 
the country in 2006, and since 2012 he had published articles against Islam on his 
webpage, threatened to burn the Quran, and planned to film a movie jointly with 
American pastor Terry Jones.  The Supreme Court considered that “refugee status 
is not compatible with seriously offensive remarks against religious beliefs that 
incite violence or religious hate, or offend religious beliefs.” 
 
Safe Country of Origin/Transit:  Authorities review asylum petitions individually, 
and there is an established appeals process available to rejected petitioners.  Under 
EU law the country considers all other countries in the Schengen area, the EU, and 
the United States to be safe countries of origin.  Under the EU’s Dublin III 
regulation, asylum seekers who enter the country through other Schengen countries 
are liable for return to the country of first entry into the Schengen area under the 
EU’s Dublin III regulation. 
 
Refugee Abuse:  Human Rights Watch alleged that on August 13 personnel of the 
Guardia Civil beat with batons immigrants trying to climb the fence along the 
border between Melilla and Morocco.  Some of the victims reportedly required 
treatment in hospitals. 
 
Durable Solutions:  The country accepted refugees for resettlement from foreign 
countries and provided protections with the assistance of NGOs such as the CEAR.  
The government assisted in the safe, voluntary return of refugees to their homes. 
 
Temporary Protection:  Under the Program for Assistance and Protection of 
Human Rights Defenders at Risk of the Ministry of Foreign Affairs and 
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Cooperation, human rights defenders who faced oppression and death threats could 
move to the country for a period ranging from six months to two years, depending 
on the circumstances.  The ministry received 10 such defenders in 2013, 10 in 
2012, and 16 in 2011.  The participants came from Colombia, Sierra Leone, and 
Mexico. 
 
Section 3. Respect for Political Rights: The Right of Citizens to Change Their 

Government 

 
The constitution provides citizens the ability to change their government through 
free and fair elections, which they exercised through elections based on universal 
suffrage. 
 
Elections and Political Participation 

 
Recent Elections:  Observers considered national elections in 2011 free and fair.  
The countries’ elections to the European Parliament on May 25 were likewise free 
and fair. 
 
Participation of Women and Minorities:  The law requires parties to nominate lists 
in which women comprise between 40 and 60 percent for elections to the Congress 
of Deputies.  There were 141 women in the 350-seat Congress of Deputies, 89 
women in the 264-seat Senate, and five women in the 13-member Council of 
Ministers.  There were 10 women on the 21-member General Council of the 
Judiciary. 
 
The government did not keep statistics on the ethnic composition of parliament, 
but linguistic and cultural minorities existed in parliament.  There were Muslim 
political parties in the city enclaves of Ceuta and Melilla in North Africa.  The 
Roma had no elected representation in the government. 
 
Section 4. Corruption and Lack of Transparency in Government 

 
The law provides criminal penalties for corruption by officials, and the government 
generally implemented these laws effectively, although prosecutions and 
convictions for corruption were rare. 
 
Corruption:  According to the Attorney General’s Office, in 2013 there were 18 
guilty sentences, 55 new criminal cases were opened (compared with 41 in 2012), 
and there were 434 allegations of corruption. 
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The constitution provides for an ombudsman who investigates claims of police 
abuse.  In 2013 the national ombudsman filed 347 ex officio judicial complaints, a 
32 percent decrease from 2011.  In 2013 the Office of the Ombudsman processed 
33,167 complaints, an increase from 24,381 complaints in 2011.  The Anti-
Corruption Prosecutor’ Office and Court of Auditors handled investigation and 
prosecutions of corruption cases, while the office of the Secretary of State for 
Public Administration was responsible for policy development.  They collaborated 
effectively with civil society, operated effectively and independently, and received 
sufficient resources. 
 
On July 25, the former president of the region of Catalonia, Jordi Pujol, admitted 
he and his family concealed large sums of undeclared money in secret foreign bank 
accounts (mostly in Andorra) for 34 years.  Pujol was president of Catalonia from 
1980 to 2003 and one of the founders in 1974 of the nationalist Convergence and 
Union coalition in power during the year in Catalonia.  Pujol appeared before the 
Catalan parliament on September 26 to explain the undeclared money.  On October 
2, the Catalan parliament decided to open a formal investigation into his alleged 
crimes of tax evasion and political corruption. 
 
Beginning in August authorities subpoenaed approximately 200 individuals for 
their misuse of “ERE” (layoff) funds meant to pay early retirement compensation 
at companies that implement labor-adjustment plans involving substantial layoffs.  
The General Union of Workers (UGT) was under investigation for misuse of funds 
allocated for the regional Andalusian government meant to provide job training to 
the unemployed. 
 
Financial Disclosure:  Public officials are subject to financial disclosure laws and 
are required to publish their income and assets on publicly available websites each 
year.  There are sanctions for noncompliance.  Elected officials are not required to 
publish the assets and income of spouses and dependent children.  The Ministry of 
Finance and Public Administration is responsible for managing and enforcing the 
law regarding conflicts of interest. 
 
Public Access to Information:  The law mandates public access to government 
information.  The government implemented the law effectively and generally 
granted access to citizens and noncitizens, including foreign media. 
 
Section 5. Governmental Attitude Regarding International and 

Nongovernmental Investigation of Alleged Violations of Human Rights 
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A wide variety of domestic and international human rights groups generally 
operated without government restriction, investigating and publishing their 
findings on human rights cases.  Government officials were cooperative and 
responsive to their views. 
 
Government Human Rights Bodies:  The ombudsman serves to protect and defend 
basic rights and public freedom on behalf of citizens.  The ombudsman is 
appointed by the ruling party after consultation with the opposition; was generally 
effective, independent, sufficiently resourced; and had the public’s trust.  In 2013, 
the latest year for which data are available, the ombudsman initiated 33,167 
investigations (22,692 complaints, 10,128 unconstitutional appeals, and 347 ex 
officio cases) and concluded 4,401; another 6,271 were pending.  She did not 
pursue 10,297 investigations.  Additionally, 12 of the country’s 17 autonomous 
communities have an ombudsman’s office to handle cases at the regional level. 
 
Section 6. Discrimination, Societal Abuses, and Trafficking in Persons 

 
The law prohibits discrimination based on race, gender, disability, language, sexual 
orientation, gender identity, or social status, and the government generally 
enforced the law effectively. 
 
Women 

 
Rape and Domestic Violence:  The law prohibits rape, including spousal rape, and 
the government generally enforced the law effectively.  The penalty for rape is six 
to 12 years in prison.  The law also prohibits violence against women, and 
independent media and government agencies generally paid close attention to 
gender violence.  The law sets prison sentences of six months to a year for 
domestic violence, threats of violence, or violations of restraining orders, with 
longer sentences if serious injuries result. 
 
According to the government’s Delegate for Gender Violence, by August, 31 
partners or former partners killed women.  The delegate noted that only 11 of the 
women killed had reported abuse prior to their deaths.  According to the Special 
Prosecutor against Gender Violence, 76 of the 86 accusations handed down in 
2013 resulted in guilty verdicts in 2013.  The Observatory against Domestic and 
Gender Violence reported 30,411 complaints of gender-based violence in the first 
three months of the year.  The observatory cautioned that immigrant women and 
women over the age of 56 remained vulnerable, especially to gender violence. 
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The secretary of state for equality operated a digital platform where units working 
on gender violence could share information, best practices, and documents.  More 
than 50 offices provided legal assistance to victims of domestic violence, and there 
were more than 454 shelters for battered women.  A 24-hour toll-free national 
hotline advised battered women on finding shelter and other local assistance.  The 
hotline took calls in Spanish, French, German, Arabic, Bulgarian, Chinese, 
Portuguese, Romanian, and Russian.  Through August the hotline handled 43,796 
telephone calls. 
 
In April the Ministries of Health, Social Services, and Equality; Justice; and Home 
Affairs adopted a series of commitments to enhance coordination and improve the 
capabilities of the three ministries to combat gender violence. 
 
Female Genital Mutilation/Cutting (FGM/C):  The law prohibits FGM/C and 
authorizes courts to prosecute residents of the country who have committed this 
crime in the country or anywhere in the world. 
 
Sexual Harassment:  The law prohibits sexual harassment in the workplace, but 
harassment reportedly continued to be a problem, although few cases came to trial.  
The punishment in minor cases can be between three and five months in jail or 
fines of six to eight months’ salary.  In aggravated cases it can be five to seven 
months’ jail time or fines of 10-14 months’ salary.  Penalties can be increased for 
victims the court determines may be especially vulnerable. 
 
Reproductive Rights:  Couples and individuals decide freely the number, spacing, 
and timing of their children and have the information and means to attain the 
highest standard of reproductive health free from discrimination, coercion, and 
violence. 
 
Discrimination:  Under the law women enjoy the same rights as men, including 
rights under family law, property law, labor law, and inheritance law.  The law 
requires equal pay for equal work.  Discriminatory wage differentials continued to 
exist, and women held fewer senior management positions than men.  According to 
the secretary of state for social services and equality, in 2013 women earned 22 
percent less than men for comparable work.  The Women’s Institute within the 
Ministry of Health, Social Services, and Equality conducted and published studies 
on women’s problems and processed complaints of gender-based discrimination. 
 
Children 
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Birth Registration:  Citizenship is derived from one’s parents.  When a child does 
not acquire the parents’ nationality, the government may grant it. 
 
Child Abuse:  As of August the Observatory against Domestic and Gender 
Violence registered the killing of one child.  In addition, 517,000 children were 
victims of mistreatment within the context of gender violence.  By August gender 
violence orphaned 24 children.  In 2013 the NGOs answered 414,722 telephone 
calls from children/adolescents; 37.9 percent of the calls had to do with 
physical/psychological mistreatment or violence.  According to the NGO 
Foundation for Children and Youths at Risk, mistreatment of children and 
adolescents increased, compared with 2012.  The NGO received 424,171 telephone 
calls reporting child violence, compared with 324,643 in 2012. 
 
In August the UN Committee on the Elimination of Discrimination Against 
Women (CEDAW) publicly condemned the government for not providing 
protection, prosecution, or compensation to Angela Gonzalez after her former 
partner killed her seven-year-old daughter, Andrea, in 2004.  The CEDAW ruling 
required the government to compensate Gonzalez “properly and fully,” investigate 
the institutional weaknesses exposed by the case, and take adequate and effective 
measures to ensure a history of violence is taken into account when establishing 
custodial rights.  The ruling also required the government to reinforce mandatory 
gender-based violence training for judges and relevant administrative staff and 
report to CEDAW within six months on the actions taken.  The committee also 
noted discrimination and gender stereotyping by judges, prosecutors, social 
workers, and others who made protection of women and children difficult. 
 
Early and Forced Marriage:  The minimum age of marriage is 16 years for minors 
living on their own.  In 2013 a total of 77 persons under the age of 18 married (60 
girls and 17 boys); none of them was under 15.  These marriages were 0.02 percent 
of all marriages that year. 
 
Female Genital Mutilation/Cutting (FGM/C):  The law prohibits FGM/C, 
authorizes courts to prosecute cases even if the crime occurred outside the country, 
and it provides that parents who subject their children to FGM/C risk losing 
custody.  In May 2013 the provincial court of Barcelona sentenced a Gambian 
couple residing in Vilanova i la Geltru to 12 years in prison for performing FGM/C 
on their two daughters ages six and 11 years.  In May the Supreme Court 
confirmed the sentence. 
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According to the Wassu Foundation, an NGO dedicated to the study and 
prevention of FGM/C, in 2013 approximately 16,869 girls under the age of 14 in 
the country, of whom 6,182 resided in Catalonia, had roots in countries where 
FGM/C is practiced. 
 
Sexual Exploitation of Children:  The law criminalizes the “abuse and sexual 
attack of minors” under the age of 13.  The penalty for sexual abuse and assault of 
children under the age of 13 is imprisonment from two to 15 years, depending on 
the nature of the crime.  Individuals who contact children under the age of 13 
through the internet for the purpose of sexual exploitation face imprisonment of 
one to three years. 
 
The minimum age for consensual sex in the country is 13.  If deceit is used to gain 
the consent of a minor under the age of 16, an individual can be charged upon 
parental complaint.  The law specifically provides for imprisonment for one to two 
years or an equivalent fine for an individual who, by use of deceit, commits sexual 
abuse against a person over the age of 13 but younger than 16.  The law defines 
nonconsensual sexual abuse as sexual acts committed against persons under 13 
years, and it provides from four to six years in jail. 
 
Penalties for recruiting children or persons with disabilities into prostitution are 
imprisonment from one to five years.  If the child is under the age of 13, the term 
of imprisonment is four to six years.  The same sentence applies to those who seek 
to victimize children through prostitution.  The penalty for pimping children into 
prostitution is imprisonment from four to six years.  If the minor is under 13, the 
term of imprisonment is five to 10 years. 
 
Trafficking of teenage girls for commercial sexual exploitation remained a 
problem.  Although trafficked women traditionally were 18 to 25 years of age, the 
government identified 12 child victims in the first half of 2013. 
 
The law prohibits child pornography.  The penal code criminalizes both using a 
minor “to prepare any type of pornographic material” and producing, selling, 
distributing, displaying, or facilitating the production, sale, dissemination, or 
exhibition of “any type” of child pornography by “any means.”  The penalty for 
recruiting children or persons with disabilities for child pornography is one to five 
years’ imprisonment; if the child is under the age of 13, imprisonment is five to 
nine years.  Knowingly possessing child pornography also is penalized, carrying a 
potential prison sentence of up to one year.  The penalty for the production, sale, or 
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distribution of pornography in which a child under 18 years of age was involved is 
imprisonment from one to four years or up to eight years if the child is under 13. 
 
In July the Supreme Court confirmed a 29-year prison sentence of an engineer for 
child pornography and sexual abuse of minors.  In June a court imposed a three-
year prison term on a member of the National Police for distributing child 
pornographic material through the internet. 
 
International Child Abductions:  The country is a party to the 1980 Hague 
Convention on the Civil Aspects of International Child Abduction.  For country-
specific information 
see travel.state.gov/content/childabduction/english/country/spain.html. 
 
Anti-Semitism 

 
According to Jewish community leaders and the NGO Movement against 
Intolerance, while violence against members of the approximately 48,000-member 
Jewish community was rare, anti-Semitic incidents, including graffiti against 
Jewish institutions, continued. 
 
The Observatory on Anti-Semitism in Spain reported 35 anti-Semitic events in 
2012, most of them on websites and social media, followed by anti-Semitic graffiti, 
and to a lesser extent verbal assaults and damage to property.  Acts of physical 
violence against individuals or property were almost nonexistent, and the Ministry 
of Home Affairs linked only three crimes to anti-Semitism. 
 
On March 4, a Barcelona court sentenced Jaime T. to two years in prison for 
spreading Nazi, racist, and homophobic propaganda against Jews, Muslims, and 
other minorities on the internet. 
 
The Anti-Defamation League reported that in August the imam of a mosque in 
Azuqueca De Henare delivered a sermon in which he called for all Jews to be 
killed. 
 
Trafficking in Persons 

 
See the Department of State’s Trafficking in Persons Report 
at www.state.gov/j/tip/rls/tiprpt/. 
 
Persons with Disabilities 

http://travel.state.gov/content/childabduction/english/country/spain.html
http://www.state.gov/j/tip/rls/tiprpt/
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The law prohibits, with fines of up to one million euros ($1.25 million), 
discrimination against persons with physical, sensory, intellectual, and mental 
disabilities in employment, education, air travel and other transportation, access to 
health care, access to information technology and communication, including social 
media, and the provision of other government services.  The government generally 
enforced these provisions effectively.  The law mandates access to buildings for 
persons with disabilities.  While the government generally enforced these 
provisions, levels of assistance and accessibility differed among regions.  Children 
with disabilities attended school, and there were no patterns of abuse in educational 
or mental health facilities.  The government requires companies with more than 50 
workers to reserve 2 percent of their jobs for persons with disabilities. 
 
The law defines sexual acts committed against unconscious persons or mentally ill 
persons as nonconsensual sexual abuse, and it provides from four to six years in 
prison.  Penalties for recruiting persons with disabilities into prostitution are 
imprisonment from one to five years.  The penalty for pimping persons with 
disabilities into prostitution is imprisonment from four to six years.  The penalty 
for recruiting persons with disabilities for pornography is one to five years’ 
imprisonment. 
 
The Ministry of Home Affairs reported a link to disability bias in 290 crimes. 
 
National/Racial/Ethnic Minorities 

 
The Ministry of Home Affairs and the Ministry of Health, Social Services, and 
Equality had a map of “hate crimes” in the country.  On April 24, Secretary of 
State for Security Francisco Martinez announced in the senate that during 2013 
there were 1,172 “hate crimes.”  According to Martinez, between 60 and 80 
percent of victims did not report hate crimes because they believed the crime 
would not be addressed.  Martinez told senators that security forces received 
specific training to record discrimination even if the victim does not agree with it.  
Crimes motivated by bias were connected to racial or ethnic origin bias (381 
cases), religious bias (42), and poverty bias (four). 
 
On April 27, during a soccer game, a spectator threw a banana at Football Club 
Barcelona player Dani Alves and called him a monkey (Alves is Afro-Brazilian).  
Soccer team Villarreal banned the person who threw the banana from all future 
stadium events. 
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In June the public prosecutor of the province of Barcelona for hate crimes 
presented a complaint against the presidents of the political parties National 
Alliance and the Falange Spain for incitement of violence.  During a demonstration 
in Barcelona in October, these political parties called for the use of violence 
against Catalan proindependence groups similar to what Basque terrorist group 
ETA employed during its armed struggle. 
 
In 2013-14 the State Commission against Violence, Racism, Xenophobia, and 
Intolerance in Sports (in the Ministry of Home Affairs) recorded a total of eight 
racist incidents in soccer games and assessed fines that amounted to between 3,001 
and 4,000 euros ($3,800 and $5,000) against 23 persons.  After each game the 
police security coordinator sent the commission a report on any violent, racist, 
xenophobic, or intolerant behavior.  Esteban Ibarra, a member of the Observatory 
against Racism and of Movement against Intolerance, minimized the commission’s 
efforts, stating, “The attitude of the commission is indolent and fails to sanction 
violators.  It tries to cover up as much as possible.” 
 
In April the Office of the Ombudsman reported that the racially motivated police 
checks continued in many cities 
 
According to the domestic NGO Fundacion Secretariado Gitano, Roma continued 
to face discrimination in access to employment, housing, and education.  The 
Romani community, which the NGO estimated to number 750,000, experienced 
substantially higher rates of unemployment, poverty, and illiteracy than the general 
population.  The NGO’s 2013 report reported 168 cases of discrimination against 
Roma (see also section 7.d.). 
 
Acts of Violence, Discrimination, and Other Abuses Based on Sexual 

Orientation and Gender Identity 

 
The LGBT community was widely accepted throughout the country.  
Discrimination in employment is banned.  The law can consider an anti-LGBT hate 
element an aggravating circumstance in crimes. 
 
On October 2, the Catalan parliament approved the Law on Gay, Lesbian, 
Bisexual, and Transsexual People’s Rights and on the Eradication of Homophobia, 
Lesbophobia, and Transphobia.  The first of its kind in the country, the law 
provides members of the LGBT community greater protections than those 
provided by national law and prohibits discrimination based on sexuality.  It 
reverses the burden of proof involved in cases of discrimination in the realms of 
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civil and social law.  The law is limited to competencies of the regional 
government, such as the provision of education and health care. 
 
The Ministry of Justice ordered all Spanish consulates to allow enrollment in the 
civil registry of children born through surrogacy.  The order entered into force on 
July 14. 
 
A report from the security forces indicated that of the 550 hate crimes recorded 
during the first three months of the year, 235 were focused on LGBT members. 
 
In January a Barcelona court sentenced the manager of an Austrian transportation 
company based in Barcelona to three and one-half years in prison for accessing his 
employees’ e-mail accounts without permission.  He found information indicating 
two employees were gay and then conveyed that information to management in 
their Austrian office.  His actions led to the dismissal of the two individuals (see 
also section 7.d.). 
 
Section 7. Worker Rights 

 
a. Freedom of Association and the Right to Collective Bargaining 

 
The law allows most workers, including foreign and all migrant workers, to form 
and join independent unions of their choice without previous authorization or 
excessive requirements.  Military personnel and national police forces do not have 
the right to join unions, and judges, magistrates, and prosecutors are not free to join 
the union of their choice.  The law allows unions to conduct their activities without 
interference. 
 
The law provides for collective bargaining, including for all workers in the public 
sector except military personnel.  Public sector collective bargaining includes 
salaries and employment levels, but the government retained the right to set these 
if negotiations failed. 
 
The constitution and law provide for the right to strike, and workers exercised this 
right by conducting legal strikes.  Any striking union must respect minimum 
service requirements negotiated with the respective employer.  Law and 
regulations prohibit retaliation against strikers, antiunion discrimination, and 
discrimination based on union activity are illegal, and these laws were effectively 
enforced.  According to the law, if an employer violates union rights, the right to 
conduct legal strikes, or dismisses an employee for participation in union, the 
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employer could face imprisonment from six months to two years or a fine if the 
employer does not reinstate the employee.  These penalties were sufficient to deter 
violations. 
 
Workers freely organized and joined unions of their choice.  The government 
generally did not interfere in union functioning.  Collective bargaining agreements 
covered approximately 80 percent of the workforce in the public and private 
sectors since the end of the year.  On occasion employers used the minimum 
service requirements to undermine planned strikes and ensure services in critical 
areas such as transportation or health services. 
 
Although the law prohibits antiunion discrimination by employers against workers 
and union organizers, unions contended that employers practiced discrimination in 
many cases by refusing to renew the temporary contracts of workers engaging in 
union organizing. 
 
b. Prohibition of Forced or Compulsory Labor 

 
The law prohibits all forms of forced or compulsory labor including by children, 
but there were reports that such practices occurred. 
 
The government effectively enforced the law, but prevention efforts remained 
minimal.  Resources and inspections were adequate, but the government did not 
implement new awareness campaigns pertaining to forced labor.  Penalties of five 
to 12 years’ imprisonment were sufficiently stringent to deter violations. 
 
Undocumented migrant men and women were forced to work in domestic service, 
agriculture, construction, and the service industry.  Unaccompanied children 
remained particularly vulnerable to labor exploitation, sex trafficking, and forced 
begging. 
 
Also see the Department of State’s Trafficking in Persons Report 
at www.state.gov/j/tip/rls/tiprpt/. 
 
c. Prohibition of Child Labor and Minimum Age for Employment 

 
The statutory minimum age for the employment of children is 16.  The law also 
prohibits the employment of persons under the age of 18 at night, for overtime 
work, or in sectors considered hazardous, such the agricultural, mining and 
construction sectors.  The Ministry of Employment and Social Security has 

http://www.state.gov/j/tip/rls/tiprpt/
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primary responsibility for enforcement of the minimum age law and enforced it 
effectively in major industries and the service sector.  Laws and policies provide 
for protection of children from exploitation in the workplace, and these laws 
generally were enforced. 
 
There were reports that children were trafficked for the sex trade and forced 
begging.  Foreign children intercepted at the borders are not automatically 
registered in police databases, making them vulnerable to exploitation including 
forced begging and commercial sexual exploitation (see section 6, Children). 
 
The ministry had difficulty enforcing the law on small farms and in family-owned 
businesses, where child labor persisted.  The government enforced effectively laws 
prohibiting child labor in the special economic zones.  In 2011, the most recent 
year for which data is available, the Ministry of Employment and Social Security 
detected 19 violations related to child labor, affecting 24 minors.  Penalties 
included imprisonment for six to 10 years and were sufficient to deter violations. 
 
d. Discrimination with Respect to Employment or Occupation 

 
Labor laws and regulations prohibit discrimination regarding race, sex, gender, 
disability, language, sexual orientation and/or gender identity, HIV-positive status 
or other communicable diseases, or social status.  While the government enforced 
these laws and regulations, discrimination in employment and occupation occurred 
with respect to race and ethnicity, gender, and sexual orientation (see section 6). 
 
e. Acceptable Conditions of Work 

 
The national minimum wage was 645.30 euros ($806.63) per month.  The Ministry 
of Employment and Social Security effectively enforced the minimum wage.  For a 
family of two adults and two children, the poverty level was set at 15,445 euros 
($19,306) per year. 
 
The law provides for a 40-hour workweek, with an unbroken rest period of 36 
hours after each 40 hours worked.  The law restricts overtime to 80 hours per year 
unless a collective bargaining agreement establishes a different level.  Pay is 
required for overtime and must be equal to or greater than regular pay.  The law 
provides for 22 annual vacation days and 14 federal holidays. 
 
The National Institute of Safety and Health in the Ministry of Employment and 
Social Security has technical responsibility for developing occupational safety and 
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health standards, and the Inspectorate of Labor has responsibility for enforcing the 
law through inspections and judicial action when inspectors find infractions.  At 
the end of 2012, there were 1,871 labor inspectors in the country.  In 2013 
penalties for violations averaged 875 euros ($1,090) and were not sufficient to 
deter violations.  Unions criticized the government for devoting insufficient 
resources to inspection and enforcement.  In January the Association of Tax 
Inspectors reported that the informal economy amounted to 253.13 billion euros 
($316.41 billion), or 25 percent of the gross domestic product.  At the end of 2013, 
423,800 of the estimated 680,000 domestic employees were registered with the 
social security system.  The remaining share of the estimated total remained 
outside the formal economy. 
 
Through May the Ministry of Employment and Social Security recorded 170,265 
accidents in the workplace.  Of these, 168,748 were reported as minor, 1,331 
serious, and 186 fatal.  The law protects workers who remove themselves from 
situations that could endanger their health or safety without jeopardy to their 
employment.  The government effectively protected employees in this situation. 
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